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Vorwort

Diese Arbeit ist meine Magisterarbeit, die ich im Sommersemester 2010
am Seminar für Wissenschaftliche Politik der Universität Freiburg im
Breisgau bei Professor Dr. Ulrich Eith angefertigt habe. Dementsprechend
ist der Stand der Daten der Sommer 2010, als ein Einzug in Landesparla-
mente noch utopisch schien. Trotz der im letzten Jahr völlig unvorher-
sehbaren Entwicklung in Berlin ist sie immer noch halbwegs aktuell und
hoffentlich mit Gewinn zu lesen.

Daß es in Berlin zum Erfolg kam, paßt durchaus zu den Ergebnissen
der Arbeit: Im Stadtstaat Berlin gibt es ein ausreichend starkes tragendes
netzaffines Milieu, keine ländlichen Gegenden, viel studentische Klientel
und eine politische Gemengelage der Unzufriedenheit mit dem Status
quo und den etablierten Parteien: Daß ausgerechnet jetzt und dort die
Piraten so einen großen Erfolg haben, paßt sehr gut in die Zeit. In vielem
sind sie eine klassische Protestpartei; wie die Grünen verstehen sie sich
als Anti-Parteien-Partei, sie bedienen Ressentiments gegen hergebrachte
politische Symbolik, sie pflegen ein Underdog-Image und reagieren auf
(gefühlte) Repräsentationsdefizite mit ihrer Betonung von Partizipation
und Transparenz. Und schließlich fehlt ihnen der Ballast einer jahrzehnte-
bis jahrhundertealten politischen Organisationsstruktur und -kultur, so
daß sie flexibel auf gesellschaftliche Großtrends (Individualisierung, Di-
versifizierung der Lebensstile, erhöhte Mobilität) reagieren können, die
den etablierten Massenorganisationen so viele Probleme bereiten und
die gerade in Berlin kulminieren.

Die Arbeit wird veröffentlicht unter der Creative-Commons-Lizenz
Creative Commons Attribution-Share Alike 3.0 Germany und wurde zuerst
in meinem Blog http://fxneumann.de veröffentlicht.

Felix Neumann, Freiburg im Oktober 2011
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1 Einleitung

»Natürlich ist es abgeschmackt, mit dem Begriff der ›Krise‹ zu operieren,
sobald man über Parteien schreibt.« So beginnt Franz Walter 2001 ein Es-
say unter dem Titel »Die deutschen Parteien: Entkernt, ermattet, ziellos«.1

Über die Entwicklung von Parteien zu schreiben, heißt aber auch abseits
von abgeschmackten Klischees über eine Krise des Organisationsmodells
Partei zu schreiben.

Diese Krise äußerst sich in einem geänderten Partizipationsverhalten,2

dessen Ziel eher die kurzfristige, thematisch fokussierte Initiative als
ein langjähriges Engagement in einer hierarchisch strukturierten und
regional gegliederten Partei ist. Diese Krise äußert sich in Integrationsde-
fiziten:3 Parteien als Domäne der »zeitreichen« Berufe des öffentlichen
Dienstes, als Domäne von Männern im mittleren Alter, Parteien, für die
sich immer weniger Jugendliche interessieren, die überaltert sind und
unter ständigem Mitgliederrückgang leiden. Diese Krise äußert sich in
einer Politikverdrossenheit, die von »denen da oben« nichts erwartet
und doch dem empfundenen Versagen kein eigenes, besseres Engage-
ment entgegenstellt, weil man ja eh nichts ändern könne, und selbst
Parteimitglieder glauben nicht daran, etwas ändern zu können.4

Als Gegenmittel zu diesen Krisensymptomen wurden viele Kommis-
sionen eingesetzt, viele Konzepte entwickelt, viel Forschung über Parti-
zipation und innerparteiliche Demokratie angestrengt.5 Vorgeschlagen
werden eine Stärkung direktdemokratischer Elemente, die Öffnung und
Flexibilisierung der Parteistrukturen, eine thematische zusätzlich zu ei-
ner regionalen Gliederung – und immer wieder, das Internet zu nutzen.
In der euphorischen Zeit Ende der 90er Jahre des vorigen Jahrhundert
wurde das Internet von vielen als Zukunft der Parteien gesehen, die sich

1Walter 2001, S. 3.
2Vgl. Poguntke 2000, S. 54f.
3Vgl. Wiesendahl 2001, Kießling 2001, S. 29.
4Vgl. Klages 1999.
5Vgl. von Alemann 1996, S. 6, Glotz 1997, S. 3, Kießling 2001 u.v.m.
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1 Einleitung

gar »auf dem Weg zu internet-basierten Mitgliederparteien«6 zu bewe-
gen schienen. Interne netzbasierte Mitgliedernetze wurden eingerichtet,
virtuelle Ortsvereine (SPD), virtuelle Landesverbände (FDP), virtuelle
Parteitage (Grüne und CDU) eingerichtet.7 Aber auch heute, 10 Jahre
danach, ist die Frage nach der Krise der Parteien immer noch aktuell,8

die Umsetzung der Vorschläge blieb weitgehend aus.
Mit dem Auftreten der 2006 gegründeten Piratenpartei schien die An-

tithese aller Krisensymptome gefunden: Junge Menschen begeistern sich
für Politik und engagieren sich in einer Partei. Eine netzaffine Klientel
schafft sich selbst eine Partei, die auf Transparenz und Partizipation aus-
gerichtet ist und mutig und undogmatisch mit neuen Beteiligungsformen
experimentiert. 2009 befand sich die Piratenpartei auf ihrem vorläufi-
gen Höhepunkt: Mit 12 000 Mitgliedern und einem Achtungserfolg von
2 %9 bei der ersten Teilnahme an einer Bundestagswahl (und damit
die Ablösung der NPD als mitglieder- und wählerstärkste der nicht im
Bundestag vertretenen Parteien), eine flächendeckende Organisation mit
Landesverbänden in allen Bundesländern, eine enorme Medienpräsenz,
Übertritte von Politikern aus anderen Parteien,10 erfolgreiches Setzen von
Standards beim Online-Wahlkampf und erfolgreiches Agenda-Setting

6Marschall 2001, S. 38.
7Vgl. a. a. O., S. 40–44, Bieber 2001 und Westermayer 2001.
8Vgl. etwa Liedhegener 2009.
9Gerne wurde erwähnt, daß damit ein höheres Ergebnis erziehlt wurde als es

die Grünen 1980 bei ihrer ersten Bundestagswahl erreicht hatten (1,5 %); das
schlechte Abschneiden der 1980 organisatorisch und an Ressourcen deutlich
der Piratenpartenpartei 2009 überlegenen Grünen wird allerdings auf den po-
larisierenden Wahlkampf zwischen Schmidt und Strauß zurückgeführt; eine
Vergleichbarkeit ist damit nur eingeschränkt gegeben. Vgl. Langguth 1984,
S. 30f.

10So etwa Herbert Rusche, Gründungsmitglied und ehemaliger Bundestagsab-
geordneter der Grünen, Angelika Beer, ehemalige Bundesvorsitzende der
Grünen von 2002–2004, und Jörg Tauss, der die SPD im Streit über das Netz-
sperrengesetz im Juni verließ und bis zur Bundestagswahl 2009 als Mitglied
der Piratenpartei weiterhin Mitglied des Bundestags blieb. Taus ist mittler-
weile nach seinem Schuldspruch wegen Besitzes von Kinderpornogrphie
(die er sich nach eigenen Angaben zur Erforschung von Strukturen der Sze-
ne im Rahmen seiner Abgeordnetentätigkeit beschafft habe) wieder aus der
Piratenpartei ausgetreten.
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1.1 Aufbau der Arbeit

im Bereich Netzpolitik: Nach den Grünen schien es möglich, daß sich
erstmals eine weitere neue Partei etablieren könnte.

Die Piratenpartei ist aber auch in politikwissenschaftlicher Hinsicht
ein interessanter Beobachtungsgegenstand. Der Fokus der Parteienfor-
schung liegt nicht nur aus Gründen der Relevanz auf etablierten Parteien,
sondern auch wegen der Schwierigkeit, kleine Parteien zu erforschen:11

Es ist aufwendig, an empirische Daten zu gelangen, professionelle Or-
ganisation und hauptberufliche Mitarbeiter und Verwaltungspersonal,
die bei größeren Parteien Informationen zusammenstellen könnten, feh-
len, die Medienberichterstattung ist vernachlässigbar. Kleine Parteien
haben durch ihre mangelnde parlamentarische Vertretung zwar nicht
die Machtoptionen und den Einfluß etablierter Parteien, dennoch ha-
ben sie im politischen System eine wichtige Funktion: Die Freiheit der
Parteigründung (Grundgesetz, Artikel 21 (1)) hat eine legitimatorische
Funktion, Kleinparteien beleben den Parteienwettbewerb, indem sie po-
tentiell als Alternative zu etablierten Parteien bestehen, sie kanalisieren
politischen Protest systemkonform und können durch ihre Flexibilität
und thematische Fokussierung Themen setzen, die auf etablierte Parteien
rückwirken.12

Die Piratenpartei ist durch ihre Struktur und ihre Ansprüche an Trans-
parenz ein Glücksfall für die Forschung: Quasi die gesamte Parteikom-
munikation ist online zugänglich,13 die Organisation stützt sich auf wie-
derum öffentlich zugängliche Systeme, die enorme Medienpräsenz sorgt
für einen umfassenderen Blick, als es sonst bei Kleinparteien möglich ist.

1.1 Aufbau der Arbeit

In der vorliegenden Arbeit soll die Frage beantwortet werden, inwiefern
für die Piratenpartei Chancen bestehen, sich dauerhaft im Parteiensystem
zu etablieren. Dies ist aber nicht die einzige Funktion dieser Arbeit: Die
Frage wird behandelt auf der Grundlage einer umfassenden Betrachtung
der Partei, ihrer Geschichte, ihrer Programmatik und ihrer Organisation,

11Köhler 2006, S. 46–48.
12Vgl. a. a. O., S. 41–44.
13Daher wird im Laufe der Arbeit auch auf diese Quellen zurückgegriffen; auf

eine Ausweisung jedes einzelnen Artikels im »Wiki« der Piratenpartei wurde
verzichtet; vgl. dazu die Hinweise zur Zitierung des Wikis auf S. 115.
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1 Einleitung

eine Betrachtung, die bisher so nicht vorliegt und Ausgangspunkt für
tiefergehende Forschungsprojekte sein kann.

In einem ersten, theoretischen, Teil wird der Analyserahmen grundge-
legt. Aufbauend auf der Konfliktlinientheorie nach Lipset und Rokkan
wird die Diversifizierung des deutschen Parteiensystemns betrachtet.
Daraus werden Kriterien entwickelt, anhand derer die Etablierungschan-
cen der Piratenpartei bewertet werden können.

Zunächst wird die schwedische Piratpartiet, das Vorbild der deutschen
Piratenpartei, betrachtet und ihre Geschichte und Programmatik als
Gründungserzählung und Vergleichsmoment benutzt. Darauf folgt eine
umfassende (deskriptive) Beschäftigung mit der deutschen Piratenpartei.
Die Schwerpunkte liegen auch hier auf der Geschichte und der Program-
matik, zudem werden allgemein zugängliche Daten zu Organisation,
Wähler- und Mitgliederstruktur ausgewertet, um dann auf der Basis die-
ser Sammlung die Etablierungschancen im Rahmen der im theoretischen
Teil entwickelten Kriterien zu bewerten.

1.2 Stand der Forschung

Wissenschaftliche Literatur zur Piratenpartei existiert kaum; während
sie in den Medien ausführlich rezipiert und diskutiert wurde, ist die
Piratenpartei nicht im Zentrum des Interesses der Parteienforschung.
Dieses scheinbare Versäumnis ist verständlich: Die Piratenpartei erweckt
in ihrer Außenwirkung durch den verspielt klingenden Namen und die
klare Identifikation mit dem Themenfeld Netzpolitik nicht den Eindruck,
sich wesentlich von anderen Klein- und Splitterparteien zu unterschei-
den. Eine Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung (die nach Kenntnis des
Autors auch die einzige veröffentlichte wissenschaftliche Studie zur Pira-
tenpartei ist) vergleicht sie so auch mit der »Autofahrerpartei«14. Diese
Studie bemüht sich um eine Einordnung in politikwissenschaftliche Ka-
tegorien, bleibt aber bei einer deskriptiven Analyse und allgemeinen
Prognosen stehen, ohne die Piratenpartei als eine von anderen Splitter-
und single-issue-Parteien wesentlich verschiedene zu zeichnen.15.

14Blumberg 2010, S. 27.
15Vgl. dazu die Rezension des Autors dieser Arbeit: Neumann 2010.
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1.2 Stand der Forschung

Henning Bartels Überblickswerk »Die Piratenpartei. Entstehung, For-
derungen und Perspektiven der Bewegung«16 kann (begünstigt auch
durch die fehlende Konkurrenz) als Standardwerk zur Geschichte gelten.
Mit großer Liebe zum Detail werden Quellen (zum größten Teil online)
zusammengestellt.

Der Großteil der sich spezifisch auf die Piratenpartei beziehenden
Analysen findet online in Blogs statt, zu großen Teilen von politikwissen-
schaftlichen Laien (und insofern kaum zitierfähig). Der große Wert dieser
Arbeiten liegt darin, daß die vorhandenen Daten (die etwa vom Bun-
deswahlleiter veröffentlicht werden) gesammelt und aufbereitet wurden
und so eine gut erschlossene Basis für eine politikwissenschaftliche Bear-
beitung bieten. Auch akademische Politikwissenschaftler publizieren in
Blogs; diese Arbeiten wurden hier einbezogen.17

Splitterparteien stehen nicht im Fokus der Parteienforschung.18 Im
Rahmen dieser Arbeit soll keine Theorie der Splitterpartei ausgearbeitet
werden. Die vorliegende Arbeit stellt vielmehr einen Versuch dar, die
unsystematisch gesammelten Quellen und Daten zu systematisieren und
politikwissenschaftlich nutzbar zu machen und schließt insofern eine
Lücke zwischen der populärwissenschaftlichen Arbeit von Laien und
der wissenschaftlichen Beschäftigung mit Parteienforschung.

16Bartels 2009.
17Etwa Faas 2009, Debus 2009, Bieber 2009.
18Mit Ausnhame der rechtsextremen Parteien. Vgl. für eine Forschungsübersicht

zu kleinen Parteien Köhler 2006, S. 46–48.
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2 Das Parteiensystem Deutschlands im
Wandel

Die Frage nach einer möglichen Etablierung einer Partei hängt von ver-
schiedenen Faktoren ab. Im folgenden werden die theoretischen Grund-
lagen der Arbeit dargestellt, auf deren Basis die Piratenpartei danach
analysiert wird. Dabei wird das makrosoziologische Erklärungsmodell
von Lipset und Rokkan (Konfliktlinientheorie) als Theorie ausgewählt,
die eine idealtypische Beschreibung des existierenden Parteiensystems
zur Zeit der Abfassung (1967) darstellen. Auf der Basis dieses Modells
werden Indikatoren, anhand derer sich die Piratenpartei bewerten läßt,
herausgearbeitet.

Die Konfliktlinientheorie hebt auf die historischen Wurzeln des Partei-
ensystems der Bundesrepublik ab, im Zentrum stehen makrosoziologisch
definierte Gruppen. Folgerichtig sind auf dieser Grundlage auch die je-
weiligen Theorien zu kritisieren hinsichtlich ihrer Anwendbarkeit auf
eine Zeit und eine Gesellschaft, die vielfach unter dem Vorzeichen der In-
dividualisierung diskutiert wird.1 Diese Kritik und damit ein Aufbrechen
des scheinbar festgefügten Parteisystems zeigen auf, wie sich neue Par-
teien bilden können; gleichzeitig reagieren aber auch etablierte Parteien
auf gesellschaftliche Trends und Veränderungen:

Da große Wählerpotentiale durch die dauerhaften Span-
nungslinien an eine bestimmte Partei gebunden sind, bleibt
wenig Raum für die erfolgreiche Neugründung von Partei-
en, zumal die einmal erfolgreich etablierten Parteien, etwa
durch Programmerweiterungen, den Bedarf nach neuen po-
litischen Kräften bereits im Vorfeld unterbinden können.2

Makrosoziologische Theorien sind damit jeweils vor dem Horizont
politischer Praxis zu betrachten: Sie zeigen nur jeweils die Bedingungen

1Vgl. etwa Oberreuter 2009.
2Emmert und Roth 1995, S. 124.
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2 Das Parteiensystem Deutschlands im Wandel

für eine Möglichkeit einer Etablierung auf. Insbesondere nachdem mit
den Grünen und (unter historisch einmaligen Vorzeichen) der Linkspar-
tei das scheinbar festgefügte Parteisystem auf Bundesebene zu einem
Fünfparteiensystem wurde, dürften die etablierten Parteien die Strategie
einer Abschöpfung des Wählerpotentials der Piratenpartei angehen, um
einem weiteren Verlust an politischem Einfluß Einhalt zu gebieten.

2.1 Konfliktlinientheorie nach Lipset und Rokkan

Die Konfliktlinientheorie nach Seymour Lipset und Stein Rokkan3 analy-
siert dauerhafte Interessenskonflikte in der Gesellschaft und untersucht,
wie sich diese Konflikte im Parteienspektrum abbilden. Die von Lipset
und Rokkan ausgemachten Konfliktlinien (cleavages) haben sich histo-
risch, entlang der nationalen und der industriellen Revolution, entwickelt.
Im folgenden soll zunächst die Theorie eng am ursprünglichen Text ent-
wickelt werden, um dann mit der Kritik Gerd Mielkes eine allgemeinere,
abstraktere Form zu finden, um die Anwendbarkeit auf die moderne
Gesellschaft zu ermöglichen:

Lipset und Rokkan setzen die Konflikte in einen engen Zu-
sammenhang zu vergleichsweise präzise eingegrenzten hi-
storischen Etappen wie der nationalen Revolution oder der
industriellen Revolution, freilich ohne die Möglichkeiten
systematisch auszuleuchten, ob die zu diesen historischen
Zeitpunkten erstmals zu identifizierenden cleavages nicht in
abstrakterer Form generelle Konflikte moderner Gesellschaf-
ten und ihrer Staatlichkeit sind, die weit über die histori-
schen Phasen hinausgreifen.4

Bevor dieser Schritt einer Verallgemeinerung genommen wird, werden,
ebenfalls anhand Lipset und Rokkan selbst, die institutionellen Rahmen-
bedingungen behandelt, anhand derer Konfliktlinien in ein Parteisystem
transformiert werden.

3Vgl. Lipset und Rokkan 1967.
4Mielke 2001, S.79f.
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2.1 Konfliktlinientheorie nach Lipset und Rokkan

2.1.1 Konfliktlinien

Lipset und Rokkan stellen vier verschiedene sozio-ökonomische und
sozio-kulturelle Konfliktlinien fest, die sich historisch nacheinander5

entwickelt haben:

• Peripherie und Zentrum

• Kirche und Staat

• Stadt und Land

• Kapital und Arbeit

Die Konfliktlinie Peripherie und Zentrum bezieht sich auf den Gegensatz
von zentralen und autonomen regionalen Entscheidungsinstanzen und
stellt die älteste Konfliktlinie dar, die im Prozeß der Entstehung von Na-
tionalstaaten entstand. Die Konfliktlinie Kirche und Staat beschreibt den
Gegensatz von kirchlich geprägten Interessensgruppen und säkularen,
während Stadt und Land den Unterschied zwischen industriell und agra-
risch geprägten Regionen abdeckt. Die Konfliktlinie Kapital und Arbeit
bildet den Klassenkonflikt und die Position zu Verteilungsfragen ab.

Die Konfliktinien Peripherie und Zentrum und Kirche und Staat behan-
deln Konflikte, die in der nationalen Revolution enstanden sind: Bei
ihnen geht es um die Frage territorialer und kultureller Integration in
den neu gegründeten Nationalstaat.6

Die Konfliktlinien Stadt und Land sowie Kapital und Arbeit, enstanden
durch die industrielle Revolution, befassen sich mit ökonomischen Ver-
teilungskonflikten.

Dieser idealtypischen Trennung von territorialer und kultureller In-
tegration einerseits, ökonomischer Verteilung andererseits, steht eine
Ergänzung um weitere Dimensionen in der praktischen Ausformung
nicht entgegen:

[. . . ] diese anfänglichen Kerne der Konflikte [können sich]
durchaus jeweils um ökonomische bzw. kulturelle Dimensio-
nen anreichern [. . . ]. Vor allem eine kulturelle Überformung

5Im folgenden wird die historische Herleitung im wesentlichen außen vor
gelassen, um eine Konzentration auf das methodische Instrumentarium zu
erreichen.

6Vgl. Mielke 2001, S. 78.
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2 Das Parteiensystem Deutschlands im Wandel

der cleavages ist bei genauerer Betrachtung die entscheiden-
de Voraussetzung für eine längerfristige stabile Bindung
von Individuen an politische Strömungen und Parteien, die
sich unter dem Banner dieser oder jener Cleavage-Position
formieren werden.7

Auf der Basis dieser Konfliktlinien werden die gesellschaftlichen Mi-
lieus umschrieben, die Parteien jeweils tragen. Nach Lipset und Rokkan8

haben Parteien mehrere Funktionen: Eine expressive (die Übersetzung
sozialer und kultureller Struktur in politische Forderungen) und eine in-
strumentelle und repräsentative Funktion (sie vereinheitlichen die Vielzahl
der Positionen und Meinungen ihrer Parteigänger, um so stellvertretend
für sie einerseits legitimiert für diese Gruppe zu sprechen, andererseits
eine Abwägung und Aushandlung gegenüber anderen Gruppen zu er-
möglichen).

Bereits hier sind für die Analyse der Aussichten der Piratenpartei
Schlüsse zu ziehen:

• Die Piratenpartei wird sich nur etablieren können, wenn sie eine
relevante gesellschaftliche Konfliktlinie besetzt.

• Die Piratenpartei wird sich nur etablieren können, wenn sie für
ihr Milieu eine möglichst konsensfähige Position erarbeitet und so als
Sprachrohr ihrer potentiellen Klientel akzeptiert wird.9

2.1.2 Transformation von Konfliktlinien in Parteisysteme

Die Existenz von gesellschaftlichen Konflikten genügt noch nicht, um da-
mit Parteisysteme, wie sie in der Realität vorkommen, zu erklären. Dazu
sind die politische Kultur und das politische System als Rahmenbedin-
gungen zu betrachten. (Während die Konfliktlinien auf der inhaltlichen
Ebene von Politik, policy, gründen, werden die Konflikte ausgehandelt im
Rahmen von polity, der Verfaßtheit des politischen Systems.) Für den Ge-
genstand der Arbeit ist es nicht nötig, die für eine systemvergleichende

7Mielke 2001, S. 79.
8Lipset und Rokkan 1967, S. 5.
9»Small parties may content themselves with expressive functions, but no party

can hope to gain decisive inluence on the affairs of a community without
some willingness to cut across existing cleavages to establish common fronts
with potential enemies and opponents.« A. a. O..
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2.1 Konfliktlinientheorie nach Lipset und Rokkan

Arbeit notwendige Ausformulierung aller Bedingungen hier nachzuvoll-
ziehen, bezieht sich doch die Fragestellung spezifische auf die deutsche
Piratenpartei.10

Lipset und Rokkan benennen11 benennen vier relevante Schwellem
(»thresholds«), die für Gruppen zu überwinden sind, um politischen
Einfluß zu erlangen:

1. Legitimation (legitimation): Ist das politische System darauf ausge-
legt, Kritik zu akzeptieren, Opposition zuzulassen?

2. Gleiche Rechte (incorporation): Haben die Mitglieder der fraglichen
Gruppe die nötigen Rechte (aktives und passives Wahlrecht), um
zu partizipieren?

3. Repräsentation (representation): Wie einfach ist es möglich, als eigen-
ständige Gruppe Einfluß zu gewinnen? Oder sind Allianzen dazu
notwendig?

4. Ausgestaltung der Machtverhältnisse (majority power): Welche Be-
schränkung der Macht gibt es? Welche Entscheidungskompetenz
hat eine numerische Mehrheit?

Während die ersten beiden Schwellen im System der Bundesrepublik
jeweils niedrig sind (ein allgemeines, freies und gleiches Wahlrecht, ver-
bunden mit einer demokratischen Öffentlichkeit legitimiert Kritik, Protest
und Opposition und gibt formal allen Bürgern die gleichen Möglichkei-
ten zur politischen Partizipation), sind die beiden anderen Schwellen
etwas höher: Zwar ermöglicht das Verhältniswahlrecht auch kleineren
Parteien die parlamentarische Teilhabe, die Fünfprozent-Hürde stellt
aber eine Beschränkung mit deutlichen Auswirkungen dar (Repräsentati-
on). Damit ist das politische System der Bundesrepublik relativ stabil und
durch institutionelle, verfassungsmäßige Schranken vor einer massiven

10Damit ist auch eine begrenzte internationale Übertragbarkeit der Ergebnisse
dieser Arbeit zu betonen: Die internationale Dachorganisation der Piraten-
parteien, PPInternational, benennt 46 nationale Parteien, die sich auf die ur-
sprüngliche schwedische Gründung beziehen, davon sind 22 in der PPInterna-
tional zusammengeschlossen. (PPInternational 2010.) Darunter sind Parteien
aus so unterschiedlichen Ländern wie den USA, Großbritannien, Kasachstan
und Peru.

11Vgl. Lipset und Rokkan 1967, S. 27.
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Umgestaltung durch Mehrheiten geschützt (Ausgestaltung der Machtver-
hältnisse).

Für das deutsche System ist außerdem der Föderalismus in Betracht zu
ziehen, der die Möglichkeit eröffnet, auf Landesebene oder auf regionaler
Ebene (und damit in gesellschaftlich homogeneren Gruppen) politischen
Einfluß zu gewinnen.

Insbesondere die Schwelle der Repräsentation ist bei einer Betrachtung
der Piratenpartei relevant: Die Wahlen, an denen sie teilgenommen hat,
haben gezeigt, daß es für sie zunächst noch keine eigenständige Macht-
perspektive gibt. Damit stellt sich die Frage, ob das auf absehbare Zeit
so bleibt oder ob strategische Allianzen (wie etwa Listenverbindungen)
bis hin zum Aufgehen in thematisch breiter aufgestellte Parteien nötig
sind.12

Im Kontext dieser Arbeit geht es weniger darum, ob die Piratenpartei
als Organisation bestehen bleibt (das schaffen viele Splitterparteien mit
teilweise beachtlichem kommunalen Erfolg wie etwa die ödp), sondern
ob sie sich als Partei im parlamentarischen System des Bundes und der
Länder etablieren kann und damit direkten parlamentarischen Einfluß
nehmen kann. Gerade bei Bundestagswahlen ist damit der Weg über Alli-
anzen extrem beschränkt.13 Wird ein Einzug in Parlamente nicht erreicht,
sind dennoch Wahlergebnisse für die kurzfristige Handlungsfähigkeit
wichtig, eröffnen sie doch einen Zugang zur staatlichen Parteienfinanzie-
rung und sichern damit Ressourcen für die Partei. Diese Hürden liegen
bei 0,5 % der Zweitstimmen bei Bundestagswahlen und Europawahlen
und bei bei 1 % bei Landtagswahlen.14 Ein professionalisierter Partei-
aufbau (und damit eine verbesserte Kampagnenfähigkeit und größere
Chancen, schließlich die Fünfprozenthürde doch noch zu überwinden)

12Eine kritische Frage ist dabei der Aspekt der thematischen Verengung: Ob
es ohne ein Vollprogramm auf höherer Ebene als der kommunalen über-
haupt möglich ist, als Partei direkt politischen Einfluß zu nehmen, ist fraglich.
Eine Alternative zur Parteiorganisation wäre etwa eine Konstituierung als
Interessensverband; zur Frage nach der Form siehe den Abschnitt 4.1 zur
Geschichte.

13§ 21 (1) Bundeswahlgesetz erlaubt nicht, Mitglieder von dritten Parteien auf
Wahllisten einer Partei kandidieren zu lassen.

14Vgl. Jun und Kreikenbom 2006, S. 22.
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dürfte daher nur möglich sein, wenn zunächst diese Hürden erreicht
werden.15

Die Folgerung aus diesen Überlegungen ist trivial, aber dennoch condi-
tio sine qua non:

• Die Piratenpartei wird mittelfristig bestehen können, wenn sie an
der staatlichen Parteienfinanzierung teilhaben kann.

• Die Piratenpartei wird sich als Partei im herkömmlichen Sinn nur
etablieren können, wenn sie den Einzug in Parlamente schafft.

2.2 Diversifizierung des deutschen Parteienspektrums

2.2.1 Verallgemeinerung der Konfliktlinientheorie

Konnten Lipset und Rokkan noch konstatieren, daß das System der Kon-
fliktlinien und der sich daraus entwickelnden Milieus und Parteien mit
den 20er Jahren des vorigen Jahrhunderts im wesentlichen erstarrt war,16

so ist dieser Befund spätestens seit der Etablierung der Grünen für die
Bundesrepublik Deutschland nicht mehr ohne weiteres zu halten. Einen
Ansatz zur Erklärung der Etablierung der Grünen liefert Ronald Ingle-
hart mit seiner Theorie eines Wertewandels.17 Die Nachkriegsgeneration
sah sich der historisch einmaligen Situation einer gesicherten materiellen
Versorgung gegenüber und konnte so einen Wertewandel ausbilden weg
von materiellen Werten hin zu »postmateriellen« wie Beziehungen, Aner-
kennung und Selbstverwirklichung. Unter diesen Vorzeichen erwächst

15Spenden scheiden weitgehend aus, hat sich die Piratenpartei doch selbst eine
deutliche Beschränkung hinsichtlich der Höhe der angenommenen Spenden
auferlegt. Vgl. dazu Abschnitt 4.2.2.

16»the party systems of the 1960’s reflect, with few but significant exceptions,
the cleavage structures of the 1920’s.« (Lipset und Rokkan 1967, S. 50) – Auch
das sich signifikant vom Weimarer Parteiensystem unterscheidende Partei-
ensystem der Bundesrepublik wird auf diese Konfliktlinien zurückgeführt,
die freilich unter den Vorbedingungen eines anderen politischen Systems,
das sich explizit von den als schädlich erkannten Weimarer institutionellen
Voraussetzungen abgrenzen will, zu anderen Parteienkonstellationen führen.
Zu den institutionellen Folgen weiter unten.

17Vgl. Inglehart 1971.
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eine politische Relevanz von Themen wie Umweltschutz und Frieden
über die unmittelbare, persönliche Betroffenheit hinaus.

Eine Möglichkeit, diesen Befund in die Konfliktlinientheorie einzupas-
sen, wäre die Propagierung einer neuentstandenen Konfliktlinie Materiel-
le und postmaterielle Werte, freilich zu dem Preis einer beständig unter dem
Verdacht der Willkür stehenden Ausweitung der Konfliktlinientheorie.18

Eine Alternative zur Ausweitung der Anzahl der Konfliktlinien zeigt
Gerd Mielke auf, der das Konfliktlinien-Modell als heuristischen Ansatz
auffaßt, der trotz seiner historischen Herleitung und Einbettung auch
zur Deutung von Parteisystemen der Gegenwart genutzt werden kann.19

Er stellt die Anfrage, ob die Konfliktlinien »allgemeiner und abstrakter«
formuliert werden könnten:

Lipset und Rokkan setzen die Konflikte in einen engen Zu-
sammenhang zu vergleichsweise präzise eingegrenzten hi-
storischen Etappen wie der nationalen Revolution oder der
industriellen Revolution, freilich ohne die Möglichkeiten

18Lipset und Rokkan entwickeln ihre Theorie auf der Basis von Talcot Parsons
AGIL-Schema, dessen genaue Ausführung hier nicht geleistet werden kann.
(Vgl. dazu zusammenfassend Emmert und Roth 1995, S. 121–124, oder die
sehr ausführliche methodische Herleitung bei Lipset und Rokkan selbst.)
Eine beliebige Ergänzung neuer Konfliktlinien müßte daher entweder auf
der Ebene der zugrundeliegenden Theorie geleistet werden, nicht auf der
Ebene der abgeleiteten Theorie, oder aber die Konfliktlinientheorie auf ein
eigenständiges theoretisches Fundament gestellt werden. (Eine Möglichkeit
hierzu wäre ein Ansatz über sozialmoralische Milieus, wie er etwa von Lep-
sius vorgeschlagen wird.) Neben den Problemen theoretischer Natur ergibt
sich ein anwendungsbezogenes: Aus der Existenz eines gesellschaftlichen
Konfliktes läßt sich nicht direkt seine Relevanz für das Parteiensystem schlie-
ßen; eine Analyse anhand von Konfliktlinien wäre so immer nur als Analyse
ex post möglich, und der Wert des methodischen Instruments »Konfliktlinie«
beschränkte sich auf eine rein deskriptive Funktion. In bezug auf die Pira-
tenpartei ließe sich etwa eine Konfliktlinie Freiheit und Sicherheit, oder noch
plakativer alt und jung, netzaffin und nicht-netzaffin konstruieren, ohne daß
dadurch ein analytischer Gewinn für die Frage nach den Etablierungschancen
erreicht wäre.

19Bei Mielke findet sich auch eine ausführliche Diskussion der verschiedenen
Ansätze zur Erklärung der Entstehung und Etablierung der Grünen. (Miel-
ke 2001, S. 87f.)
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systematisch auszuleuchten, ob die zu diesen historischen
Zeitpunkten erstmals zu identifizierenden cleavages nicht in
abstrakterer Form generelle Konflikte moderner Gesellschaf-
ten und ihrer Staatlichkeit sind, die weit über die histori-
schen Phasen hinausreichen.20

Insbesondere auf den Gegenstand dieser Arbeit hin produktiv zu ma-
chen ist eine Ausweitung der Konfliktlinie Stadt und Land, die bei Lipset
und Rokkan als Gegensatz zwischen »traditionell agrarischer und mo-
dern städtischer Produktions- und Arbeitsweise« gefaßt wurde und die
Mielke als Konfliktlinie »Traditionalismus vs. Moderne« auffassen möch-
te, aber auch die Interpretation der Konfliktlinie Arbeit und Kapital als zeit-
gebundene Interpretation des zeitlosen Konfliktes zwischen »Unabhängi-
gen und Abhängigen« oder »Privilegierten und Nicht-Privilegierten«.21

Auch die Konfliktlinien Zentrum und Peripherie sowie Kirche und Staat
lassen sich auf allgemeinere Muster zurückführen: Während Zentrum
und Peripherie bereits verhältnismäßig allgemein gefaßt ist (und gerade
in Debatten um Föderalismus und Zentralismus, um die Rolle von Na-
tionalstaaten in supranationalen Bündnissen, relevant wird), läßt sich
die Konfliktlinie Kirche und Staat verallgemeinern auf einen Gegensatz
zwischen objektiven und subjektiven Wertquellen, oder praktischer for-
muliert: Auf die Frage, ob neben dem vom Staat gesetzten positiven
Recht andere, höhere Wertquellen und Loyalitäten zulässig sind. 22

Über diese allgemeinen Deutemuster darf dennoch nicht die nach
wie vor bestehende Wirkmächtigkeit der von Lipset und Rokkan propa-
gierten Form der Konflikte außer acht gelassen werden.23 Besonders im
Bereich symbolischer Politik sind die Konfliktlinien in ihrer ursprüng-

20Mielke 2001, S. 79f.
21A. a. O., S.80.
22Lipset und Rokkan führen die Konfliktlinie so ein: »the conflict betweet the

centralizing, standardizing, and mobilizing Nation-State and the historically
established corporate privileges of the Church«, Lipset und Rokkan 1967, S. 14.
Dem vereinheitlichenden und Autorität qua legaler Herrschaft einforderndem
neuen säkularen Staat stehen Tradition und Autorität qua traditioneller Herr-
schaft und (hergebrachter, behaupteter) moralischer Zuständigkeit entgegen,
die die Kirche einfordert.

23Peter Mair betont etwa, daß die These vom eingefrorenen Parteiensystem im
wesentlichen Bestand hat. (Vgl. Mair 1998, S. 3)
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lichen Form als symbolisches Kapital präsent.24 Aber auch die einem
politischen Systems innewohnende Trägheit darf nicht unterschätzt wer-
den:

Gerade komplexe Systeme neigen [. . . ] dazu, sich immer
wieder selbst zu stabilisieren. Genau das scheint die Erklä-
rung dafür zu sein, dass sich das deutsche Parteiensystem
ungeachtet aller Veränderungen seiner externen Bedingun-
gen bislang in einem Zustand des Gleichgewichts gehalten
hat. Es ist die inhärente Struktur des Parteienwettbewerbs
selbst, die, erst einmal etabliert, ein Parteiensystem insge-
samt durch ihre Eigenlogik auf Dauer zu sichern vermag.25

Dennoch haben die Beispiele der Grünen und der Linkspartei (wenn
auch hier unter besonderen historischen Vorzeichen) gezeigt, daß eine
Veränderung nicht auszuschließen ist, insbesondere, wenn die Trägheit
der etablierten Parteien groß genug ist, um eine Adaption neuer Konflikt-
felder zu verhindern. Eine verallgemeinernde Anwendung der Konflikt-
linientheorie auf das gegenwärtige Parteiensystem erlaubt es wiederum,
die oben genannten Ansatzpunkte für die Einordnung der Piratenpartei
zu präzisieren und so Bedingungen für die Überwindung der inhärenten
Trägheit zu formulieren:

• Die Etablierungschancen der Piratenpartei lassen sich anhand der
Konfliktlinientheorie bewerten, indem eine verallgemeinerte Form
als Basis der Untersuchung genommen wird: Wo positioniert sich die
Piratenpartei auf der Konfliktlinie Traditionalismus und Modernismus,
wo auf der Konfliktlinie Abhängigkeit und Unabhängigkeit?

24Mielke nennt etwa die Auseinandersetzung um den § 218 als Beispiel (Miel-
ke 2001, S. 86); Trachtenjanker (die erst die Möglichkeit geben, eine Politik
von »Laptop und Lederhosen« zu verfolgen) und das gemeinsame Singen
von »Dem Morgenrot entgegen« (auch in der Agenda-SPD) wären weitere
Beispiele symbolischen Kapitals, die eine nach innen wirkende Stärkung ent-
lang von Konfliktlinien darstellen und die dauerhafte Wirkmächtigkeit der
historischen Ausgangssituation der Parteientstehung bekräftigen.

25Dürr 2005, S. 36.
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2.2.2 Niedergang der Volksparteien

Die nachlassende Deutekapazität der Konfliktlinientheorie – auch nach-
dem sie verallgemeinert wurde – hängt zusammen mit einer Diversifizie-
rung gesellschaftlicher Milieus. Rainer Lepsius konnte für das Kaiserreich
noch vier tragende Milieus benennen (das konservativ-protestantische,
das liberal-protestantische, das sozialdemokratische und das katholische
Milieu),26 die sich auch nachhaltig als tragende Milieus erwiesen haben,
anhand derer sich das deutsche Parteiensystem erklären läßt.27 Ein ho-
mogenes sozialdemokratisches Milieu wie ein homogenes katholisches
Milieu existieren nicht mehr in dem Maße, daß sich damit die Wahl der
entsprechenden Partei – SPD resp. CDU/CSU – von selbst verstehen wür-
de: Mit der zunehmenden Ausdifferenzierung der Gesellschaft einher
geht ein Bedeutungsverlust der Volksparteien. Konnten 1976 die Uni-
onsparteien und die SPD bei der Bundestagswahl auf sich noch 91,2 %
der Stimmen vereinen, waren es 2009 nur noch 56,8 %. (Bei deutlich
sinkender Wahlbeteiligung von 90,7 % auf 70,8 %) Sonstige Parteien, die
nicht in den Bundestag eingezogen sind, erreichten in der Summe 0,9 %
bzw. 6 %.28

Parteibindungen und Loyalitäten sind nicht mehr in dem Maße wich-
tig wie zu früheren Zeiten.29 Die Kernmilieus der Volksparteien haben
nur noch einen Anteil von etwa 10 % an ihrer gesamten Wählerschaft,
damit einhergehend ist eine Nivellierung der Unterschiede zwischen den
Volksparteien.30 Parallel zur Abkehr von großen gesellschaftsgestalten-
den Milieus individualisiert sich die Gesellschaft zunehmend.31

Mit dem Verlust der politischen Hegemonie der Volksparteien und
durch sinkende Wahlbeteiligung geringerem absoluten Bedarf an Stim-
men, um einen relativen Anteil von 5 % zu erreichen, entstehen so Chan-
cen für eine Ausdifferenzierung des Parteisystems.

26Vgl. Lepsius 1973.
27Das makrosoziologische Erklärungsmodell zur Entstehung von Parteiensy-

stemen anhand sozialmoralischer Milieus ist insofern komplementär zum
Konfliktlinienmodell, als daß Milieus quasi eine Seite eines Konflikts darstel-
len.

28Vgl. dazu Niedermayer 2010, S. 4f. und Abbildung 2.1.
29Vgl. Jun und Kreikenbom 2006, S. 16.
30Oberreuter 2009, S. 48.
31Vgl. dazu etwa Klages und Gensicke 1999.
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�Von der Zweiparteiendominanz zum Pluralismus

damit das schlechteste E rgebnis seit der Gründung der Bundesrepublik.� Zudem zeigt 
sich der Niedergang nicht nur in der Mobilisierung der Wähler. Auch die gesellschaft-
liche Verankerung der beiden Parteiorganisationen, gemessen durch die Entwicklung der 
Parteimitgliedschaften, wird immer schwächer. Die SPD hatte in ihrer Hochzeit Mitte der 
1970er Jahre über eine Million Mitglieder, die CDU erreichte ihren Höchststand Mitte der 
1980er Jahre mit über 730 000 Mitgliedern. Beide Parteien verloren bis zur Wiederver-
einigung je etwa ein Zehntel ihrer Mitglieder. Nach der Vereinigung, die der CDU einen 
deutlich höheren Mitgliederzuwachs bescherte als der SPD, verlor Erstere bis Ende 2008 
ein Drittel ihrer Mitglieder, Letztere 45%.�

4  �Die Entwicklung in Westeuropa

Bildet die Entwicklung in Deutschland eine Ausnahme, oder haben wir es mit einem all-
gemeinen Niedergang der Volksparteien zu tun, wie viele Kommentare es immer wieder 
nahelegen? In Westeuropa gehörten in den vergangenen beiden Jahrzehnten zehn Par-
teiensysteme permanent oder temporär zu den Systemen mit Zweiparteiendominanz (vgl. 

�	 Die Union konnte 1949 auch nur 23,6% der Wahlberechtigten für sich mobilisieren, die SPD 
nur 22,2%.

�	 Zur Mitgliederentwicklung der Parteien und ihrer Erklärung vgl. Niedermayer 2009.

Abb. 1:  Mandatsanteile der Parteien im Bundestag 1949–2009
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Abbildung 2.1: Mandatsanteile der Parteien im Bundestag 1949–
2009
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Diese Faktoren sind Rahmenbedingungen. Eine aktivere Ausnutzung
gesellschaftlicher Wandlungsprozesse wird möglich, indem die Gründe
für eine Partei- und Politikverdrossenheit aufgegriffen werden. Diese
ist nicht nur mit einer generellen Unzufriedenheit mit der inhaltlichen
Dimension und der Problemlösungskompetenz32 zu erklären: Überra-
schend ist der Befund, daß passive Parteimitglieder (im Vergleich zu
aktiven und Nichtmitgliedern) das schlechteste Bild von der Politik
haben.33 Die Schere zwischen prinzipieller Bereitschaft zu politischer
Teilhabe (ausgedrückt durch die Mitgliedschaft) und negativer Wahr-
nehmung der Politik zeigt Defizite bei Partizipationsmöglichkeiten, auf
die insbesondere kleinere Parteien und Organisationen eingehen könn-
ten,34 während große Parteien aufgrund ihrer schieren Mitgliederzahl
sich damit schwerer tun:35

• Großparteien bieten nur eingeschränkte Partizipations-
möglichkeiten, in der großen Zahl der Fälle auf ehren-
amtlicher Basis mit recht geringer sozialer Repuation.

32So wendet sich etwa Bernhard Weßels gegen die These einer Krise der Demo-
kratie, die sich an fehlendem Vertrauen zu den Parteien festmachen ließe. Im
internationalen Vergleich ist das Vertrauen in die Repräsentationsfähigkeit
von Parteien in Deutschland eher überdurchschnittlich. Vgl. Weßels 2009,
S. 11f.

33Vgl. Klages 1999.
34Organisationsentwicklungsprozesse, die diese Befunde einarbeiten, finden

in den etablierten Parteien statt. Exemplarisch sei auf die AG Parteireform
der FDP verwiesen, die ihre Aufgabe so benennt: »Angesichts sinkender
Wahlbeteiligungen und der wachsenden Distanz zwischen Wählern und
Gewählten und des Erstarkens der politischen Ränder hat die FDP sich zum
Ziel gesetzt, Vorschläge für eine weitergehende Öffnung ihrer Parteiarbeit
entwickeln.« Bezeichnend ist, daß sich das Papier »30 Forderungen der AG
Parteireform« nicht in einer druckfähigen und repräsentativen Fassung findet.
(AG Parteireform der FDP 2009.)

35Insofern steht dem Vorteil einer flächendeckenden Organisation und damit
einer breiten Kampagnenfähigkeit der Nachteil entgegen, daß die Parteistruk-
turen entsprechend komplizierter und damit – nach bisheriger Organisations-
logik – die Beteiligungsmöglichkeiten des einzelnen Mitglieds an Entschei-
dungen auf höherer Ebene sinken.
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• Sie sind noch immer geprägt von traditionellen Orga-
nisationsstilen und überkommenen Ritualen, die nicht
von allen partizipationswilligen Bürgern akzeptiert
werden.

• Großparteien bieten kaum auf unterschiedliche indivi-
duelle Bedürfnisse zugeschnittene Aktivitäten an, sie
fördern eher kollektive, organisationskonforme Verhal-
tensweisen und Aktivitäten.36

Den Fokus auf Partizipation zu legen ist eine Möglichkeit, auf diese Rah-
menbedingungen zu reagieren. Eine andere Variante ist, weniger eine
expansive Strategie (wie sie durch die aktive Einbindung von Menschen,
die sich nicht mehr passiv über ihre sozialmoralische Milieuzugehö-
rigkeit eingebunden und zugehörig fühlen) als eine Konzentration zu
verfolgen. Parteien würden sich dann nicht zu Partizipationsparteien ent-
wickeln, sondern zur »professionellen Medienkommunikationspartei«,
»professionalisierte[n] Wählerpartei«, »Kartellpartei«, »Medienpartei«
oder »Fraktionspartei«37, in der ehrenamtliche Funktionäre zugunsten
professionalisierter Politik-Dienstleistungen (Wahlkampfberatung, Öf-
fentlichkeitsarbeit, Politikberatung) an Bedeutung verlieren. Unter den
Bedingungen einer derartigen Professionalisierung steigt der Bedarf an
finanziellen Ressourcen; eine Etablierung neuer Parteien, die nicht über
den hauptamtlichen Apparat staatlich finanzierter Fraktionen verfügt,
wird damit schwerer. Im Gegenzug verschärft eine solche Parteiorganisa-
tion den Eindruck einer abgehobenen Machtelite.

Damit ergeben sich für die Etablierungschancen der Piratenpartei diese
Fragen:

• Schafft es die Piratenpartei, die Bedürfnisse nach Partizipation und
Transparenz so aufzugreifen, daß sie zu einer glaubwürdigen Alternative
für eine parteiverdrossene, aber politikinteressierte Klientel wird?

• Schafft es die Piratenpartei, einen flächendeckenden Organisationsgrad
mit weitgehenden Partizipationsmöglichkeiten zu verbinden?

• Stehen der Piratenpartei die Ressourcen zur Verfügung, um mit gut
finanzierten etablierten Parteien konkurrieren zu können?

36Jun und Kreikenbom 2006, S. 14.
37Lösche 2009, S. 11.
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2.2.3 Entwicklung neuer Parteien

Mit dem Rückgang der Dominanz der Volksparteien ergibt sich eine gün-
stigere politische Gelegenheitsstruktur für kleinere Parteien. Spätestens
mit der Bundestagswahl 2009 hat sich im deutschen Parteiensystem ein
Typwandel vom System einer Zweiparteiendominanz hin zu einem Plu-
ralismus vollzogen.38 Neben den oben dargelegten makrosoziologischen
Rahmenbedingungen spielt auch eine inhaltliche Dimension eine Rolle:
Die Lösungskonzepte der beiden Volksparteien nähern sich zunehmend
an, eine »grundsätzliche Alternativlosigkeit«39 herrscht, so daß sich die
Wähler von den Volksparteien abwenden entweder als Nichtwähler oder
als Wähler kleiner Parteien; auch der Wandel in der Partizipationskul-
tur vom Partei-Engagement hin zu einem Engagement in Initiativen40

begünstigt kleinere Organisationen. Schließlich wird der Wandel des
Parteiensystems mit einem Wertewandel (vom Materialismus zum Post-
materialismus; verstärkte Individualisierung), Medienwandel (Multiop-
tionalität, hohe Verfügbarkeit verschiedener Medien, Personalisierung
von politischem Journalismus) und Politikwandel (höherer Konkurrenz-
druck durch alternative Engagementformen, Medien statt Parteien als
Agenda-Setter, Personalisierung der Politik) erklärt.41 Empirische Stu-
dien machen eine große, heterogene und plurale Bevölkerung und ein
föderales System als begünstigende Faktoren für die Entstehung und
Etablierung neuer Parteien aus.42

All diese Rahmenbedingungen begünstigen die Etablierung neuer Par-
teien und einen (relativen) Zugewinn an Einfluß für etablierte kleine
Parteien. Durch den Rückzug der Volksparteien entstehen Marktlücken,
die von kleineren Parteien gefüllt werden können: Lücken tun sich auf
entweder an den Rändern des politischen Spektrums für Flügelparteien,
die jeweils nur mit der Volkspartei ihres Flügels koalitionsfähig sind,

38Vgl. Niedermayer 2010, S. 4f.
39Dietsche 2006, S. 62; beide Parteien propagieren den Abbau staatlicher Defizite

und ein investitionsfreundliches Wirtschaftsklima.
40Vgl. Wiesendahl 2001, S. 12; die Grünen haben den Verdienst, im Rahmen ihrer

Entstehung viele einzelne Initiativen zu einer einheitlichen Partei transfor-
miert zu haben.

41Vgl. von Alemann 1996, S. 5–7.
42Vgl. Harmel und Robertson 1985, S. 517. Der Anteil postmaterialistisch einge-

stellter Bürger korrelliert nicht mit der Anzahl neuer Parteien (ebd., S. 514).
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oder für nach beiden Seiten koalitionsfähige Scharnierparteien.43 Mit den
Grünen und der FDP existieren im deutschen Parteiensystem gegenwär-
tig zwei Scharnierparteien; die Linke nimmt die Rolle einer Flügelpartei
links der SPD ein. Echte Lücken bestehen daher nur nach rechts, während
gerade die Scharnierfunktion umkämpft ist.

Neben dieser koalitionsarithmetischen Typologie kleiner Parteien las-
sen sich die Erfolgschancen kleiner Parteien anhand weiterer Typologien
bewerten. Erfolg kann dabei verschieden bewertet werden: Ziel kann die
Etablierung im Parteiensystem sein, also als Partei eine eigenständigen
Machtperspektive zu haben (»contender party«), aber auch, bloß die Pro-
grammatik bestehender Parteien zu beeinflussen (»promoter party«).44

Zunächst soll aber Erfolg als Etablierung im Parteisystem operationali-
siert werden und dazu weitere Typologien herangezogen werden.

Thomas Rochon45 unterscheidet bei neuentstehenden Parteien zwi-
schen challenging und mobilizing parties. Während eine challenging party
aus einer bereits bestehenden durch Spaltung hervorgeht oder als direkte
Konkurrenz gegründet wird, stellt eine mobilizing party eine dezidiert
neue politische Richtung dar.46 Die verschiedenen Typen haben unter-
schiedliche Erfolgsbedingungen. Eine mobilizing party ist für ihren Erfolg
auf ein »electoral dealignment« (S. 422) angewiesen, also die nachlassen-
de oder fehlende Bindung von Teilen der Bevölkerung an bestehende
Parteien. Die Strategie von challenging parties ist, die Legitimität der beste-
henden Partei zu bestreiten, der sie ähnlich ist und von der sie sich absetzt.
Während challenging parties sich um eine bereits bestehende Wählerklien-
tel bemühen, muß eine mobilizing party sich erst eine neue Wählerklientel
erschließen. (S. 422.) Eine mobilizing party erreicht damit vor allem jün-
gere Wähler, die nicht auf bereits etablierte politische Konflikte fixiert
sind. (S. 432.) Infolgedessen ist zwar kurzfristig eine challenging party

43Dieses »Marktlückenmodell« folgt der Darstellung von Dietsche 2006, S. 65–72.
Dietsche konstruiert noch einen dritten Idealtypus, die Regionalpartei. Da
dieser für die vorliegende Arbeit keine Rolle spielt, wird er im folgenden
nicht weiter ausgeführt.

44Vgl. Harmel und Robertson 1985, S. 517.
45Vgl. Rochon 1985.
46Rochon nennt als Beispiel für eine mobilizing party in den Niederlanden die

christlich-sozialistische Partei, die in der Verbindung von Christentum und
Sozialismus eine bisher nicht vertretene ideologische Konstellation angeboten
hat. (S. 425.)
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im Vorteil, schafft eine mobilizing party allerdings, sich eine Klientel zu
erarbeiten, hat sie davon längerfristig Vorteile, da ihre Wählerbindung
stärker ist als bei challenging parties. (S. 434.)

Paul Lucardie benennt drei Erfolgsfaktoren und stellt eine dreiteilige
Typologie neuer Parteien auf.47 Für einen Erfolg benötigt eine Partei
eine relevante politische Programmatik, eine hinreichende Mobilisierung
von Ressourcen (»sufficient members, publicity and funds«, S. 179) und
eine günstige politische Gelegenheitsstruktur (S. 180), sowohl struktu-
rell (durch das Wahlsystem und das Parteienrecht) als auch informell
(die politische Kultur, die Bereitschaft von Massenmedien und großen
Interessensgruppen, die neue Partei wohlwollend aufzunehmen).

Lucardie fächert die Typologie von Rochon weiter auf (S. 167–168). Er
unterscheidet prophets (»Propheten«, die eine neue ideologische Basis in
die Politik einbringen und Rochons mobilizing parties entsprechen), puri-
fiers (»Puristen«, die eine bestehende Ideologie auf ihre Wurzeln zurück-
führen möchten, und den challenging parties entsprechen) und prolocutors
(»Fürsprecher«, die von etablierten Parteien vernachlässigte Interessen
vertreten, ohne eine explizite ideologische Positionierung vorzunehmen
und damit eine weitere Dimension von mobilizing parties darstellen). Die
ideologische Basis ist für eine dauerhafte Etablierung relevant: prolocutors
tendieren dazu, zu verschwinden, wenn ihr Thema etabliert ist, es sei
denn, sie können eine eigenständige ideologische Basis ausbilden (S. 176);
ein Erfolgsfaktor ist es, unterdrückte oder vernachlässigte Traditionen
und Ideologien zu bedienen.48 Lucardie teilt Rochons Annahmen zum
Zeithorizont der unterschiedlichen Typen: Kurzfristig profitieren puri-
fiers, während prophets erst langfristig, dann aber tendentiell nachhaltiger
Erfolg haben. (S. 182.)

Aus den verschiedenen Typologien ergeben sich folgende Fragen:

• Wo ist die Piratenpartei im politischen Spektrum einzuordnen, ist
sie Flügel- oder Scharnierpartei? Wieviel Konkurrenz besteht in der
Marktlücke, die sie inhaltlich bedienen kann?

47Vgl. Lucardie 2000.
48So etwa bei rechtsextremen Parteien in Deutschland, zu deren Bestand nach

Lucardies Modell beiträgt, daß sie nationalistische und rassistische Ressen-
timents bedienen, für die es in Nischen ein Bedürfnis gibt, das etablierte
Parteien nicht bedienen wollen. (S. 180f.)
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• Wie verhält sich die Piratenpartei in bezug auf andere Parteien –
ist sie mobilizing oder challenging party?

• Agiert die Piratenpartei bloß als prolocutor für netzpolitische The-
men, oder gibt es eine übergreifende Erzählung als ideologische Basis?

2.3 Weiteres Vorgehen

Die in den Abschnitten jeweils formulierten Fragen lassen sich in vier
Themenkomplexe systematisieren: Inhalte und Programmatik, Ressour-
cen, Organisation, personelle Basis.

Eine Analyse der Programmatik und der Entstehungsgeschichte er-
möglicht die Bewertung der von der Piratenpartei besetzten Themen, ihre
Einordnung ins politische Spektrum und damit welche Marktlücke sie
zu füllen vermag, eine Einordnung bezüglich ihrer Konkurrenz und eine
Einschätzung der langfristigen Etablierungschancen über kurzfristiges
Agenda-Setting hinaus.

Eine Bewertung der Ressourcen ermöglicht eine Einschätzung der
Kampagnenfähigkeit, der materiellen Basis für ihr Fortbestehen und die
Möglichkeit der Professionalisierung.

Mit einer Darstellung der Organisationsstruktur und ihrer Partizipa-
tionsangebote kann überprüft werden, inwiefern neue Beteiligungsan-
sprüche befriedigt werden können.

Um zu bewerten, ob eine personelle Basis für eine dauerhafte Etablie-
rung vorliegt, wird die Wähler- und Mitgliederstruktur untersucht.

Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Programmatik: Mit einer rele-
vanten Programmatik, mit der geschickten Besetzung von inhaltlichen
Positionen und Konfliktlinien steht und fällt Nutzen und Notwendigkeit
einer neuen Partei; gerade in Hinblick auf die dauerhafte Etablierung ist
es von besonderem Interesse, ob die Programmatik und gegebenenfalls
eine tragende Erzählung und eine ideologische Basis den Übergang von
einem temporären Agenda-Setter zu einer dauerhaften Parteiorganisati-
on ermöglichen.
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Die Ursprünge der Piratenpartei liegen in Schweden. Daher soll zunächst
die ursprüngliche Piratenpartei (auf schwedisch Piratpartiet) als Impuls-
geber auch für die deutsche Piratenpartei betrachtet werden.

Auf einen historischen Abriß1, der Impulse und Wirkung der Piratpar-
tiet aufzeigt, folgt eine Übersicht über die Standpunkte und die zugrun-
deliegenden Begründungsfiguren.

3.1 Ursprünge und Wahlteilnahmen

Ausschlaggebender Impuls für die Formierung der Piratpartiet als po-
litische Organisation war dort das Thema Urheberrecht. Die von drei
Dachorganisationen von Rechteverwertern (die u. a. Unternehmen wie
Disney, Sony Pictures, Viacom, Fox, Universal und Warner in Schwe-
den vertreten) zum Zweck der Bündelung von urheberrechtsbezogener
Lobbytätigkeit gegründete Organisation Antipiratbyrån (»Antipiraterie-
büro«) setzte sich mit steigendem Erfolg für eine stärkere Verfolgung von
Urheberrechtsverletzungen im Internet und eine Verschärfung des Urhe-
berrechts ein. Erste sichtbare Erfolge erzielte diese Lobbyarbeit 2005 mit
einer Razzia gegen den größten unabhängigen Internet-Zugangsanbieter,
im Zuge deren große Mengen an urheberrechtsgeschütztem Material
sichergestellt wurde. Die Arbeit des Antipiratbyrån mündete schließlich
in einer Novelle des Urheberrechts (25. Mai 2005), die einseitig die Forde-
rungen der Rechteverwerter berücksichtigte.2

Als Reaktion auf die Arbeit des Antipiratbyrån wurde bereits 2003
Piratbyrån gegründet, das seine Arbeit selbst so beschreibt:

1Diese geschichtlichen Ausführungen verdanken viel der Arbeit von Henning
Bartels, der eine ausführliche Übersicht an Primärquellen zusammengestellt
und ausgewertet hat. (Bartels 2009, S. 26–56.)

2Vgl. a. a. O., S. 26–28.
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Piratbyrån (The Bureau of Piracy) is not an organization,
at least not primarily. First and foremost, Piratbyrån is sin-
ce its beginning in 2003 an ongoing conversation. We are
reflection over questions regarding copying, information
infrastructure and digital culture.3

Die schwedische Debatte drehte sich primär um den Themenkomplex
Filesharing, also das automatisierte Tauschen von Dateien mittels Pro-
grammen. Im Zentrum des Interesses stand dabei der Torrent-Tracker
The Pirate Bay, der selbst zwar kein urheberrechtlich geschütztes Material
auf seinen Servern bereithält, aber durch seine Vermittlungstätigkeit4 für
einen Großteil des urheberrechtsverletzenden Datenverkehrs in Schwe-
den zuständig war.

Aus diesem Umfeld – The Pirate Bay und Piratbyrån5 – gründete Rickard
Falkvinge am 1. Januar 2006 die Piratpartiet. Ziel war eine Teilnahme an
den Reichstagswahlen im September. Die dafür benötigten 1500 Unter-
stüztungsunterschriften wurden innerhalb eines Tages weit übertroffen,
eine Teilnahme an den Wahlen war damit möglich und die organisatori-
sche Konsolidierung wurde begonnen.

Einige politische Rahmenbedingungen führten zu einer großen Öffent-
lichkeitspräsenz. Eine weitere Razzia gegen The Pirate Bay war Anlaß
für Demonstrationen in Göteborg und Stockholm . Auch wenn die De-
monstrationen mit 500–900 Teilnehmern eher schlecht besucht wurden,
nutzte Falkvinge die Demonstration in Stockholm für eine programmati-
sche Rede, die die Absichten der Piratpartiet ideologisch unterfütterte. Er
zeichnet darin das Bild einer von ökonomischen Interessen der Rechtever-
wertungsindustrie geprägten Politik des Urheberrechts, die die Freiheit
von Wissen und Kultur behindern würde. Falkvinge ordnet den freien
Austausch von Wissen ein in eine historische Tradition des Fortschritts

3Piratbyrån 2007, S. 1.
4Ein »Torrent-Tracker« fungiert als Suchmaschine für Dateien und stellt selbst

nicht die gesuchten Daten zur Verfügung, sondern vermittelt nur Angebot
und Nachfrage an Dateien zwischen den Benutzern.

5Auch wenn es natürlich persönliche Verknüpfungen zwischen den Organisa-
tionen gibt, sind die Agierenden nicht deckungsgleich; Peter Sunde, Mitbe-
gründer von The Pirate Bay, ist Mitglied der schwedischen grünen Partei. Vgl.
Bartels 2009, S. 30. Mittlerweile (Juli 2010) hat sich das Piratbyrån aufgelöst
(vgl. de Kaminski 2010), während The Pirate Bay von der Piratpartiet (vgl.
Heise online 2010) betrieben wird.
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und konstruiert einen Kulturkampf zwischen rückwärtsgewandter Urhe-
berrechtsbewegung und fortschrifttlichem freien Austausch von Wissen
und Kultur.6

Dieser von Falkvinge benannte zentrale Gegensatz wurden im Reichs-
tagswahlkampf thematisiert. Insofern betrieb die Piratpartiet ein sehr
erfolgreiches Agenda-Setting, indem sie sich virulenten Konflikten zu-
wandte, denen sich andere Parteien nicht oder mit Positionen, die einer
weitverbreiteten Stimmung widersprachen, widmeten. Bei der Reichs-
tagswahl konnte die Piratpartiet das Ziel eines Parlamentseinzugs nicht
erreichen; statt der erhofften 4 % an Wählerstimmen konnten nur 0,63 %
erreicht werden, nachdem die Grünen (Miljöpartiet) und die linke Vän-
sterpartiet die Inhalte der Piratpartiet aufgegriffen hatten und auch die
wirtschaftsliberal-konservative Moderata samlingspartiet eine Kompromiß-
position eingenommen hatte.7

Wie oben festgestellt wurde, genügt es nicht, einen relevanten Kon-
flikt aufzugreifen, um einen Konflikt in Wahlerfolge umzumünzen. Hier
wirken die Beharrungskräfte des politischen Systems, die es etablierten
Parteien ermöglichen, Positionen aufzugeben oder zu modifizieren und
damit neue Wählerschichten zu integrieren. Mit dem Modell von Lipset
und Rokkan sind die schwedischen Piraten bei der Reichstagswahl ge-
scheitert an der Schwelle der Repräsentation: Eine inhaltliche (aber nicht
personelle) Allianz mit den genannten Parteien führte dazu, daß zwar
die Themen in der parlamentarischen Politik angekommen sind, ohne
daß für genügend Wähler der Bedarf für eine neue, eigenständige Partei
bestanden hätte.

Nach dem verpaßten Einzug in den Reichstag blieb das Thema Urhe-
berrecht auf der politischen Agenda insbesondere durch eine Reihe von
juristischen Rahmenbedingungen, am prominentesten vertreten durch
den Prozeß gegen The Pirate Bay, beginnend im Februar 2009, und die
Debatte um die EG-Richtlinie Intellectual Property Rights Enforcement Di-
rective (IPRED), die am 1. April 2009 in schwedisches Recht umgesetzt
wurde. Am 17. April wurde der Prozeß gegen The Pirate Bay abgeschlos-
sen und endete mit einem Schuldspruch wegen Beihilfe zur schweren
Urheberrechtsverletzung; die angeklagten Betreiber von The Pirate Bay

6Vgl. Falkvinge 2006: Die Datenschleuder, Nr. 90,. Die Rede wird weiter unten
(S. 29) ausführlich besprochen.

7Vgl. Bartels 2009, S. 38.
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Abbildung 3.1: Mitgliederentwicklung der Piratpartiet von 2006 bis
2010

wurden zu einjährigen Haftstrafen und Schadensersatz von etwa 2,75
Millionen Euro verurteilt. Diese Geschehnisse führten zu einem sprung-
haften Anstieg der Mitgliederzahlen von 15 000 auf 40 000 Mitglieder.8

Diese politische Lage war Ausgangspunkt für die erfolgreiche Teil-
nahme an der Wahl zum Europaparlament 2009. Die Piratpartiet zog
mit 7,13 % der Stimmen in das Europäische Parlament ein (bei einer im
Vergleich zur vorigen Europawahl um 6 Prozentpunkte gewachsenen
Wahlbeteiligung von 43 %), zunächst mit einem Abgeordneten, nach dem
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon mit zwei.

Interessant ist die Demographie der Wähler: Unter den männlichen
Wählern erreichte die Piratpartiet 12 %, unter den weiblichen nur 4 %.

8Die Mitgliederzahlen der Piratpartiet sind nicht übermäßig aussagekräftig,
da die Partei keine Mitgliedsbeiträge erhebt und die Mitgliedschaft jährlich
verlängert werden muß. Nach einem zwischenzeitlichen Hoch von 50 000 Mit-
gliedern im Juni 2009 ist die Mitgliederzahl im Juni 2010 auf 16 500 gesunken.
War die Piratpartiet zwischenzeitlich die drittgrößte schwedische Partei, ist sie
im Juni 2010 immer noch auf Platz sechs zwischen Folkpartiet und Miljöpartiet.
Vgl. Bartels 2009, S. 53, Piratpartiet 2010a und Abbildung 3.1.
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In der Gruppe der jungen Wähler unter 30 Jahren wurde die Piratpartiet
stärkste Partei mit einem Anteil von 19

Die hier auch praktisch umgesetze Affinität zu liberalen und insbe-
sondere grünen Positionen wirft Fragen für eine dauerhafte Etablierung
auf: Schon bei der Reichstagswahl 2006 zeigte sich eine Bereitschaft
dieser Strömungen, Positionen der Piratpartiet aufzugreifen. Eine enge
Kooperation mit der Grünen-Fraktion bringt der Partei zwar institutio-
nelle Vorteile, schafft dabei aber auch die Gefahr, daß eine eigenständige
Profilausbildung in der Öffentlichkeit von grünen Positionen verdeckt
wird oder das Wählerpotential von den etablierten grünen und liberalen
Parteien absorbiert wird, ist doch die Fähigkeit, gerade Jungwähler zu
binden, sehr attraktiv für etablierte Parteien.

3.2 Inhalte

Anhand zweier programmatischer Texte wird im folgenden die inhalt-
liche Basis der Piratpartiet dargelegt. Als erste Piratenpartei und durch
ihre Vertretung im Europaparlament politisch einflußreichste hat ihre
Programmatik einen besonderen Stellenwert. Die beiden besprochenen
Texte sind zum einen Rickard Falkvinges bereits oben erwähnte Rede
von 2006,9 die als programmatisches Gründungsdokument gelten kann,
zum anderen die aktuelle Fassung der »Pirate Party Declaration of Prin-
ciples«,10 dem Grundsatzprogramm der Partei.

3.2.1 Rickard Falkvinges Rede

Rickard Falkvinge entwickelt in seiner Rede eine historische Ausweitung
der Verfügbarkeit von Wissen und spannt dazu einen Bogen über 400
Jahre. Diesen historischen Ansatz wählt er, um sich von den in seinen Au-
gen kurzsichtigen Argumenten der Unterhaltungsindustrie abzugrenzen.
Mit Bezug auf den Anlaß der Demonstration, eine umstrittene Razzia bei
The Pirate Bay, wirft er der Unterhaltungsindustrie vor, für die eigenen
Profitinteressen die Grundlagen eines demokratischen Rechtsstaats zu

9Hier zitiert nach der deutschen Übersetzung des Chaos Computer Clubs. (Falk-
vinge 2006: Die Datenschleuder, Nr. 90,)

10Hier zitiert nach der von der Piratpartiet selbst zur Verfügung gestellten engli-
schen Übersetzung. (Piratpartiet 2010b.)
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gefährden. Über den Anlaß hinaus wird die Rede programmatisch, in-
dem der Bogen geschlagen wird vom Anliegen der Demonstration zum
Anliegen der Bewegung: Falkvinge interpretiert die Geschichte als eine
Geschichte der zunehmenden Verfügbarkeit und Demokratisierung von
Wissen, als Fortschrittsgeschichte hin zu einer Entmonopolisierung von
Wissen und Kultur. Er spannt seinen Bogen über die Kirche als strengen
gatekeeper, deren Monopol von Galileo Galilei herausgefordert worden
sei, über den Buchdruck, der zur Gewährleistung herrschaftlicher Infor-
mationsmonopole durch die ersten Copyright-Gesetze eingedämmt und
kontrolliert werden sollte hin zur Pressefreiheit unter den Bedingungen
eines Modells streng voneinander getrennter Sender und Empfänger:
»Eine Person, die zu der Masse spricht. Es gab verschiedene Leute, auf
die man hören konnte – dennoch überall: Eine Person, die zu der Masse
spricht.« Diesem »alten Kommunikationsmodell« stellt Falkvinge ein
neues Kommunikationsmodell entgegen, das mit dem Internet möglich
geworden sei:

Heute laden wir nicht mehr einfach nur Kultur und Wissen
herunter. Wir laden gleichzeitig hoch – zu anderen. Wir ver-
teilen Dateien. Wissen und Kultur entziehen sich plötzlich
einer zentralen Kontrolle.
[. . . ]
Downloaden ist das alte mediale Modell zentraler Kontrol-
le mit einem verantwortlichen Herausgeber, der angeklagt
werden kann, dem Mittel gekürzt werden können usw., wo
jeder Zugang zu Wissen und Kultur über eine Zentrale kon-
trolliert wird, die genau die Rechte vergeben kann, die sie
für angemessen hält.
[. . . ]
Filesharing ermöglicht das gleichzeitige Hoch- und Herun-
terladen durch alle vernetzten Personen, ohne jede zentrale
Kontrolle; die gesamte Kultur und Information fließt gleich-
zeitig zwischen Millionen verschiedener Menschen. Das
ist etwas grundlegend anderes, etwas komplett Neues in
der Geschichte der menschlichen Kommunikation. Es gibt
niemanden mehr, der verantwortlich gemacht wird, wenn
falsches Wissen verbreitet wird.
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Die Absicht, Urheberrechte zu stärken und verstärkt durchzusetzen,
wird interpretiert als Versuch, das »alte Kommunikationsmodell« zu
konservieren.

Aus der Argumentationsstruktur läßt sich eine grundlegende politi-
sche Einordnung vornehmen; die Argumentation verläuft nicht entlang
klassisch linker Argumentationsfiguren (obwohl sich die Position der
Piratenpartei auch links durchbuchstabieren ließe anhand der Figur einer
Vergesellschaftung von Wissen; vgl. dazu auch Fußnote 95), sondern
bezieht sich affirmativ auf klassisch-liberale11 Topoi: Die Aufgabe des
Staates wird darin gesehen, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit zu schützen
und eine demokratische Öffentlichkeit zu gewährleisten, nicht aber, in
das Wirtschaftsgeschehen einzugreifen und so bestehende Geschäftsmo-
delle gegenüber Marktprozessen zu schützen.

In Bezug auf die Konfliktlinientheorie positioniert sich Falkvinge vor
allem zu zwei sehr deutlich: »Kirche und Staat« und »Modernismus und
Traditionalismus«. Indem Falkvinge hergebrachte Privilegien (sogar un-
ter expliziter Nennung der Kirche) benennt und kritisiert, positioniert er
sich.12 In ähnlicher Weise wird der Konflikt »Modernismus und Traditio-
nalismus« aufgerufen, indem deutlich Partei ergriffen wird für eine neue
Kultur, ein neues Kommunikationsmodell, das Falkvinge zwar als quasi
einer natürliche Ordnung der Dinge entspringend zeichnet, zu dem man
sich aber (wie die kritisierte Unterhaltungsindustrie zeigt) auch anders
positionieren kann.

11»klassisch-liberal« verstanden als eine ordnungspolitische Rahmensetzung im
Unterschied zu einem Liberalismus, der unter »liberal« einen Eingriff in die
Wirtschaft versteht durch die Schaffung von Privilegien für Unternehmen.
Die liberale Positionierung Falkvinges ist keine Überraschung, war er doch
in seiner Jugend Mitglied der Jugendorganisation der konservativ-liberalen
Moderata samlingspartiet. (Vgl. Falkvinge 2010)

12Hier ist auch zu sehen, inwiefern diese Konfliktlinie verallgemeinert werden
kann. Zwar wird die Kirche explizit genannt, die gesamte Rede baut aber auf
einem verallgemeinerten Konflikt zwischen hergebrachten Autoritätsansprü-
chen und einer rechtsstaatlich eingehegten, Vernunftansprüchen genügenden
Gesetzesautonomie.
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3.2.2 Das Parteiprogramm von 2008

Die (rhetorisch geschickte, allerdings etwas pathetische) Rede zeichnet
die programmatische Ausrichtung der Piratpartiet vor. Das aktuelle Par-
teiprogramm ist sehr kompakt und beschränkt sich auf fünf Seiten.13

Das Parteiprogramm beschränkt sich bewußt auf drei inhaltliche Punk-
te, die jeweils in eigenen Ausschnitten ausgeführt werden. In der Ein-
leitung wird, parallel zu Falkvinges Argumentationslinie von 2006, eine
gesellschaftliche Deutung vorgelegt, die auf einem Gegensatz zwischen
einer freiheitlichen Informationsgesellschaft und ihrer Unterdrückung
durch künstlich gesicherte Monopole und Beschneidung bürgerlicher
Freiheit beruht:

We wish to change global legislation to facilitate the emer-
ging information society, which is characterized by diversity
and openness. We do this by requiring an increased level of
respect for the citizens and their right to privacy, as well as
reforms to copyright and patent law.

Damit sind die inhaltlichen Punkte der Piratpartiet abgesteckt: Bürger-
rechte, freier und offener kultureller Austausch und Reform des Urheber-
rechts. Diese Punkte werden jeweils in einzelnen Abschnitten ausgeführt.

Im Bereich der Bürgerrechte wird ein Recht auf Privatsphäre (laut Aus-
sage des Programms entsprechend der Verankerung in der schwedischen
Verfassung14) postuliert und daraus Rede-, Meinungs- und Informati-
onsfreiheit, Recht auf Kultur und persönliche Entwicklung abgeleitet.
Großen Wert wird auf die Rechtsbindung des Staates, Gewaltenteilung
und Checks and balances gelegt. Ein Schwerpunkt dabei ist ein Recht auf

13Vgl. Piratpartiet 2010b – Die Form entspricht hier dem Inhalt: Änderungen
sind transparent nachzuvollziehen, das Programm wird nicht nur in lay-
outeter Form zur Verfügung gestellt, sondern auch die Rohdaten im freien
Open-Source-Format OpenDocument. Im folgenden wird aus der englischen
Übersetzung zitiert, die im Gegensatz zur von der Partei auch zur Verfügung
gestellten deutschen Fassung (die Übersetzungen werden ausgelagert an
ehrenamtliche Freiwillige) professioneller übersetzt ist.

14»Privatsphäre« als Fundamentalnorm, aus der andere Bürgerrechte abgeleitet
werden, überrascht. Auch wenn diese Aussage rechtsdogmatisch nicht zutref-
fend ist, so sind doch die Presse und die Meinungsfreiheit »identitätsstiftendes
Strukturelement« (Vogel 2007, S. 563) der schwedischen Verfassung.
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Anonymität und informationelle Selbstbestimmung, etwa durch eine Um-
wandlung des Postgeheimnisses in ein allgemeines Kommunikationsge-
heimnis unabhängig vom Medium, stärkerer Arbeitnehmerdatenschutz
und eine Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung.

Generalbaß dieses Abschnitts ist ein Grundmißtrauen gegenüber un-
kontrollierter staatlicher Tätigkeit; insbesondere wird Sonderrecht wie
Feindstrafrecht für Terroristen abgelehnt.15

Zur Mitgliedschaft in der Europäischen Union nimmt die Piratpartiet
explizit keine Position ein, fordert aber auch hier eine strenge Bindung
an das Rechts- und Demokratieprinzip, lehnt den EU-Verfassungsvertrag
von 2004 ab und fordert nach schwedischem Vorbild ein Informations-
freiheitsgesetz.16

Der Abschnitt »Free our culture« befaßt sich schwerpunktmäßig mit
Urheberrecht und Zugang zu Wissen und Kultur. Gefordert wird eine
Abkehr von einem Urheberrecht, das einseitig die Interessen der Urheber
betont, stattdessen wird ein Ausgleich zwischen Urhebern und Nutzern
gesucht. Kultur wird als nationales Erbe begriffen, das nicht durch Ur-
heberrechte monopolisiert und der Öffentlichkeit entzogen werden darf.
Die Aufgabe des Urheberrechts soll die Vermittlung zwischen konkurrie-
renden kommerziellen Interessen sein, nicht die Monopolisierung von
Kulturgütern. Urheberrecht soll nur im kommerziellen Bereich greifen
und auch dort auf eine Schutzdauer von fünf Jahren nach Herstellung
des Werks beschränkt werden, während es im privaten Bereich keine
Beschränkungen geben soll. Insbesondere wird ein Verbot von techni-

15Gerade angesichts solcher Sonderrechte und damit Ungleichbehandlung ließe
sich argumentieren, daß die von Lipset und Rokkan definierte Schwelle der
gleichen Rechte (vgl. S. 11) durch eine sicherheitsorientierte Bürgerrechtspolitik
zu neuer Relevanz gelangt und als wieder erstarkende verfassungsrechtliche
Frage erscheint. Betont wird im Parteiprogramm explizit, daß die Verfassung
in der Praxis respektiert werden soll; auch hier scheint ein Zweifel an einer
Neutralität der Regierung (zugunsten von wirtschaftlichen und Sicherheits-
interessen) und damit gleicher, demokratischer Teilhabechancen durch, was
jedoch auch als üblicher populistischer Reflex – »die da oben machen doch
eh, was sie wollen« – interpretiert werden kann.

16Die kritische Einstellung gegenüber der EU und Forderungen nach einem
Abbau des europäischen Demokratidefizits ist kein Alleinstellungsmerkmal
in der politischen Landschaft Schwedens, sondern Mehrheitsmeinung. Vgl.
Jungar 2004, S. 313f. und S. 316.)
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schem Kopierschutz gefordert und die Nichtigkeit von Verträgen zur
Beschränkung der Informationsweitergabe mit Ausnahme persönlicher
Daten. Betont wird dabei die fehlende Knappheit immaterieller Güter,
die so ihrer Natur nach beliebig vervielfältigbar sind.17 Die Forderungen
werden zusammengefaßt unter dem Schlagwort kulturelle Allmende
(»cultural commons«, »kulturell allemansrätt«).18

Der dritte Abschnitt beschäftigt sich mit Patenten und Monopolen.
Patente werden als künstliche Verknappung von Wissen angesehen. Das
ursprünglich beabsichtigte Ziel, Innovation zu befördern und Anreize für
Forschung zu schaffen, sei ersetzt worden durch Patente als Mittel, um
kleinere Konkurrenten aus dem Markt zu drängen, insbesondere durch
Software- und Trivialpatente.19 Daher fordert die Piratpartiet eine schritt-
weise Abschaffung von Patenten. Die Abschaffung und Verhinderung
privater Monopole wird als Aufgabes des Staates gefordert mit einem
Schwerpunkt auf de-facto-Monopole von Dateiformaten.20

17Obwohl diese Positionen auch aus der schwedischen politischen Kultur der
Transparenz heraus erklärt werden kann, gibt es auch Wurzeln in die Hacker-
Kultur. Bereits 1984 wurden ähnliche Positionen von Steven Levy in seiner
programmatischen Schrift »Hackers« ausgearbeitet. (Vgl. Levy 2010, S. 29 und
passim)

18Und damit eingeordnet in die Urheberrechtsdiskussion mit Bezugnahme auf
das Konzept Kultur als Allmende, das insbesondere von Lawrence Lessig pro-
pagiert wird. Die im Parteiprogramm vertretenen Positionen entsprechen zu
großen Teilen den von Lessig entwickelten Ansprüchen an das Urheberrecht.
(Vgl. Lessig 2001, S. 250–258.)

19Die Argumentation ist auch hier wieder marktwirtschaftlich: »We believe pa-
tents have become obsolete and that they actively stifle innovation and the
creation of new knowledge. Besides, just by looking at all business areas that
is not patentable it is clear that patents simply are not needed – the mar-
ket forces derived from being first-to-market is quite sufficient for fostering
innovation. Inventors should compete fairly with natural advantages like
innovative designs, customer benefits, pricing and quality, instead of with a
state-awarded monopoly on knowledge.«

20Wie etwa im Bereich der Textverarbeitung das de-facto-Monopol von Microsoft
Word, das ein nicht-offengelegtes Format benutzt, so daß dritte Unterneh-
men das Format nicht vollständig unterstützen können. Als Gegenmittel soll
der Staat auf freie Open-Source-Software und offene Daten-Standards ver-
pflichtet werden, so daß in der Kommunikation mit staatlichen Stellen keine
Notwendigkeit besteht, Software bestimmter Hersteller zu benutzen.
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Der letzte Abschnitt faßt die Forderungen noch einmal zusammen
und legt den Charakter der angestrebten parlamentarischen Arbeit fest.
Eine Regierungsbeteiligung wird nicht angestrebt, stattdessen eine Un-
terstützung von den Prinzipien der Piratpartiet genügenden Regierungen
angekündigt:

The Pirate Party does not strive to be part of an administrati-
on. Our goal is to use a tie breaker position in parliament as
leverage, and support an administration that drives the issu-
es in our platform in a satisfactory manner. When they do,
we will support that administration on other issues where
we choose to not hold opinions of our own.

Diese Absicht wird im Europaparlament umgesetzt, wo Christian Engström,
der Abgeordneten der Piratpartiet, nach Sondierungsgesprächen mit der
liberalen Alde und der linken GUE/NGL der grünen Fraktion beige-
treten ist und in allen Fällen, in denen die Piratenpartei kein eigenes
Programm vorzuweisen hat, mit der grünen Fraktion stimmt.21

Eine Ausweitung des Programms über die im Programm benannten
Kernpunkte hinaus wird explizit abgelehnt mit der Begründung, eine
starke Bewegung dadurch bleiben zu wollen, daß die Partei keine Positi-
on bezieht zu kernthemenfremden Aspekten.

3.3 Zwischenfazit

Anhand des Parteiprogramms läßt sich eine politische Verortung vorneh-
men über die zu erwartende liberale Einordnung auf einer gesellschaft-
lichen Dimension hinaus. Ökonomisch positioniert sich die Piratpartiet
ordoliberal in Bezug auf Monopole, wo eine strikte staatliche Rahmen-
gesetzgebung verlangt wird, während Patente als einseitiger Marktein-
griff gewertet werden. Affirmativ wird auf einen »free and fair market«
verwiesen, ohne daß »fair« im weiteren detailliert ausformuliert wird.
Der Freiheitsbegriff wird nicht explizit gemacht, es dominieren jedoch
Aspekte negativer Freiheit, während soziale Fragen nicht angesprochen
werden.

21Vgl. Falkvinge 2009.
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Die Erfolgsaussichten einer nicht auf direkte Regierungsbeteiligung
gerichteten Politik, die in ihren Kernthemen nicht zum Verhandeln be-
reit ist, dafür quasi beliebige Inhalte mitzutragen bereit ist, sofern die
Kernthemen nicht verletzt werden, sind nicht abzuschätzen. Im Rahmen
des EU-Parlaments ohne zu stützende Regierung ist das Problem noch
untergeordnet, während auf nationaler Ebene ein Beweis für das Funk-
tionieren noch aussteht. Ein solches Modell der wohlwollenden Duldung
dürfte zumindest in Schweden begünstigt werden durch die skandinavi-
sche Tradition von Minderheitsregierungen.22 Unter dem Dach eines the-
matisch eng umgrenzten Parteiprogramms können sich sehr heterogene
Wählergruppen zusammenfinden; Konflikte drohen bei Positionierungen
zu umstrittenen Fragen, die nicht zum Kernbereich der Partei gehören.

Eine diesbezügliche Strategie gibt es bisher noch nicht; eine Möglich-
keit des Umgangs wäre es, alle Politikfelder auf die Kernthemen hin zu
überprüfen: Eine solche »Metapolitik« würde sich darauf beschränken,
als Filter zu wirken. Jegliches politische Projekt wird anhand der Grund-
sätze der Partei überprüft. Wie werden Datenschutz und Datensparsam-
keit gewährleistet, wie Kommunikations- und Informationsfreiheit? Das
Problem bei einem solchen Ansatz ist, daß eine derartige Filterfunktion
in ein Parteisystem nicht paßt, nehmen doch ähnliche Funktionen anson-
sten NGOs wahr, die Detailfragen kritisieren können, ohne (wie von der
Piratpartiet beabsichtigt) die Projekte gegebenenfalls selbst mittragen zu
müssen.23

Ein Einzug der Piratpartiet in den Reichstag scheint, betrachtet man
die Geschichte,24 durchaus möglich zu sein dank niedrigerer Hürde für
einen Einzug ins Parlament (4 %) und der durch ein kleineres Elektorat
geringeren absoluten Anzahl an benötigten Stimmen.

Für die weitere Arbeit ist die inhaltliche Positionierung der Piratpartiet
als Vergleichsmoment und Vorbild der deutschen Bewegung nützlich.
Der Erfolg bei der Europawahl und die emotional ansprechende ideo-

22Vgl. Jungar 2004, S. 312.
23Auf deutsche Verhältnisse umgemünzt: Die Piratenpartei als Metapartei stimmt

unter einer linken Regierung für einen Mindestlohn, in einer bürgerlichen
für Hartz IV, solange hier keine zentrale Lohnerfassungsbehörde eingerichtet
wird und da die Unverletzlichkeit der Wohnung gewahrt bleibt.

24In der jüngeren Geschichte gelang ein Einzug 1988 den Grünen, 1991 der
damals neugegründeten christdemokratischen Partei und in der Legislaturpe-
riode 1991–1994 der rechtsliberalen Ny Demokrati. (Vgl. Jungar 2004, S. 313.)
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logische Fundierung, die besonders in Rickard Falkvinges Rede zutage
tritt und damit eine Brücke von den Sachthemen zu einer übergreifenden
Erzählung bauen, dürfte die Bedeutung der schwedischen Partei für die
deutsche steigern, steht doch so eine erfolgreiche Gründungserzählung
zur Verfügung. Auch wenn die institutionellen wie kulturellen Rahmen-
bedingungen sich in Deutschland und Schweden deutlich unterscheiden,
ist das Verhältnis zu und die Reaktionen von anderen Parteien durchaus
als Instrument zur Bewertung der deutschen Situation zu nutzen.
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Über die (sehr fragmentierte) Selbstdarstellung der Partei und das (die
Medienberichterstattung abdeckende) Überblickswerk von Henning Bar-
tels hinaus gibt es zur Zeit noch keinen systematischen Überblick über
die Piratenpartei Deutschland.

Auf einen historischen Überblick folgt eine Auseinandersetzung mit
der Programmatik, der Organisation, der Mitgliederstruktur und dem
Wählerpotential. Während die Inhalte sehr transparent zur Verfügung
stehen, sind Aussagen über die Mitgliedschaftsstruktur schwerer zu
treffen, hält sich die Partei selbst aus Gründen der Datenschutzes über
die Mitgliederzahlen hinaus sehr bedeckt. Daher liegt der Schwerpunkt
dieses Teiles auf einer Analyse von programmatischen Texten.

4.1 Geschichte

Die Geschichte läßt sich in drei Phasen einteilen: Die Anfänge bis zur
Netzsperren-Debatte 2009 und eine Hochphase über die Wahlen zum
Europaparlament und zum Bundestag 2009, an die sich eine Konsoli-
dierungsphase anschließt. Diese Phasen lassen sich sich auch an den
Mitgliederzahlen ablesen. Setzt im Kontext von Europawahl und Netz-
sperrendebatte eine extreme Mitgliedersteigerung ein, so endet diese in
einer Konsolidierungsphase auf hohem Niveau etwa mit der Bundestags-
wahl.1

Die deutsche Piratenpartei wurde kurz nach der Gründung der schwe-
dischen als insgesamt dritte Piratenpartei (nach der österreichischen)
am 10. September 2006 in Berlin gegründet.2 Im Gegensatz zur Piratpar-
tiet wurde die Piratenpartei nicht im Kontext eines akut schwelenden
politischen Konflikts gegründet, auch wenn netzpolitische Themen zu-
nehmend wichtiger wurden. Insbesondere die Debatte um Urheberrechte

1Vgl. dazu auch Abbildung 4.1.
2Vgl. Piratenpartei Deutschland 2010.
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Abbildung 4.1: Mitgliederentwicklung der Piratenpartei von 2006
bis 2010
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hat in Deutschland einen anderen Stellenwert als in Schweden,3 zudem
gibt es in Deutschland eine mittlerweile etablierte Szene an Nichtregie-
rungsorganisationen4, Initiativen5 und staatliche Datenschutzbehörden,
die im Bereich Datenschutz und Netzpolitik tätig sind.

So blieb außerhalb der Fachpresse6 auch zunächst die Medienprä-
senz überschaubar, obwohl die relevanten netzpolitischen Themen7 ab-
gedeckt wurden. Obwohl das Thema Netzpolitik über die Proteste ge-
gen die sechsmonatige Vorratsdatenspeicherung von Telefon-, E-Mail
und Internet-Verbindungsdaten auch in den Massenmedien präsent war,
konnte die Piratenpartei nicht davon profitieren.8 Erst die Debatte um
Netzsperren für kinderpornographische Seiten führten zum Boom der
Piratenpartei: War die Vorratsdatenspeicherung noch ein klassischer Kon-
flikt zwischen den Sicherheitsbedürfnissen von Innenpolitikern und dem
Freiheitsverständnis von Bürgerrechtlern, so kam beim Internetsperrge-
setz eine neue Dimension dazu.

Das Gesetzgebungsverfahren schien netzpolitisch Interessierten weni-
ger von Sachkenntnis als von Populismus geprägt zu sein. Unter dem Ziel
des Kinderschutzes werde ein wirkungsloses Gesetz mit gefährlichen
Nebenwirkungen vorangetrieben. Die technisch wirkungslosen vorge-
schlagenen Sperren würden Kräfte binden, die nicht zur Bekämpfung

3Die Versorgung mit breitbandigem Internetzugang ist in Schweden deutlich
höher als in Deutschland, außerdem haben mehr Menschen einen Zugang
zum Netz. Vgl. Bartels 2009, S. 59.

4Etwa die Deutsche Vereinigung für Datenschutz e. V. (gegründet 1977), den
Chaos Computer Club (gegründet 1981), das Forum InformatikerInnen für
Frieden und gesellschaftliche Verantwortung (FIfF, gegründet 1984), den Fo-
eBuD (Verein zur Förderung des öffentlichen bewegten und unbewegten
Datenverkehrs e. V., gegründet 1987) und den Förderverein Informationstech-
nik und Gesellschaft (FITUG e. V., gegründet 1996)

5Etwa Freedom for Links (1998–2003), Stop1984 (2001–2008).
6Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Pressespiegel«.
7Vorratsdatenspeicherung, »Killerspiel«-Debatte, Bundestrojaner und BKA-

Gesetz.
8Ein Grund dafür war die Koordinierung über den im Dezember 2005, also

bereits vor der Piratenpartei, gegründeten »AK Vorratsdatenspeicherung«,
einen losen Zusammenschluß von Bürgerrechtsorganisationen und Einzel-
personen, der mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen wie einer von 34 000
Menschen unterstützten Verfassungsbeschwerde der wichtigste Akteur der
Proteste war.
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von Kinderpornographie eingesetzt werden können; bereits bestehende
Sperrgesetze anderer Länder zeigten, dass enorme Kollateralschäden
entstehen, indem legale Seiten versehentlich gesperrt wurden. Die Be-
hauptung von BKA und Fachministern, dass Seiten im Ausland nicht von
Deutschland aus gelöscht werden könnten, wurden von Netzaktivisten
innerhalb kürzester Zeit widerlegt: Ihnen ist es gelungen, kinderporno-
graphische Seiten abschalten zu lassen, die teilweise schon jahrelang
auf den Sperrlisten anderer Staaten zu finden waren, allein durch eine
Benachrichtigung der Provider, die die Infrastruktur für die kriminellen
Kunden bereitstellen, die vorgehaltenen Inhalte aber nicht überprüfen.

Befeuert wurde die Kritik dadurch, dass die erfolgreiche E-Petition
gegen das Gesetz, die über 134 000 Mitzeichner fand, keinen erkennba-
ren Einfluss auf die Entscheidungsfindung nahm, dass auf eine kleine
Anfrage der FDP-Fraktion offenbar wurde, dass die von der Bundesre-
gierung behaupteten Fakten, mit denen das Gesetz begründet wurde,
gar nicht vorhanden waren und schließlich die von Ministerin von der
Leyen erhobenen Vorwürfe gegen konkrete Staaten wie Indien, die sich
als haltlos erwiesen. (Von der Leyen nannte Indien als Beispiel eines Staa-
tes, in dem Kinderpornographie nicht verboten sei; tatsächlich gibt es in
Indien deshalb keine speziellen Gesetze gegen Kinderpornographie, da
jede Form von Pornographie verboten ist. Bis heute konnte die damalige
Familienministerin kein Land nennen, in dem Kinderpornographie legal
ist.)9

Für die Piratenpartei als günstig erwies sich, daß, begünstigt durch
die regierende große Koalition, alte Ressentiments gegen Parteipolitik –
»die Kritik einer als ebenso selbstsüchtig wie opportunistisch und medio-
ker angesehenen ›politischen Klasse‹«10 – aufgerufen werden konnten
und sich so die Notwendigkeit einer parteipolitischen Kraft neben den
etablierten netzpolitischen Organisationen begründen ließ. (Bei der Ver-
abschiedung der Netzsperren als »Zugangserschwerungsgesetz« stimmt
die Opposition zwar dagegen, insbesondere die begründeten Enthaltun-
gen von grünen Abgeordneten trugen aber zum Ressentiment gegenüber
etablierten Parteien bei.)

9Die beiden letzten Absätze basieren auf diesem Artikel des Autors: Neumann
2009b. Eine weitere Übersicht über die Debatte gibt wieder Bartels 2009, S. 62–
91.

10Merkel 2009, S. 13.
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30. Dezember 2006 Berlin 893

6. Januar 2007 Bayern 2650
16. Februar 2007 Hessen 800

9. Juni 2007 Nordrhein-Westfalen 2382
8. Juli 2007 Niedersachsen 997

21. Oktober 2007 Hamburg 583
25. November 2007 Baden-Württemberg 1459
16. Dezember 2007 Schleswig-Holstein 380

7. Juni 2008 Rheinland-Pfalz 501
8. August 2008 Sachsen 346

3. Oktober 2008 Brandenburg 338

21. Juni 2009 Mecklenburg-Vorpommern 221
24. Juni 2009 Saarland 90
26. Juni 2009 Bremen 136
27. Juni 2009 Sachsen-Anhalt 191
28. Juni 2009 Thüringen 187

Tabelle 4.1: Gründungsversammlungen und Mitgliederzahlen der
Landesverbände (Quellen: Piratenpartei-Wiki, Artikel
»Landesverbände« und »Mitglieder«.)
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27. Januar 2008 Landtagswahl Hessen 0,3 %
24. Februar 2008 Landtagswahl Hamburg 0,2 %

18. Januar 2009 Landtagswahl Hessen 0,5 %
7. Juni 2009 Europawahl 0,9 %

30. August 2009 Landtagswahl Sachsen 1,9 %
27. September 2009 Bundestagswahl 2,0 %
27. September 2009 Landtagswahl Schleswig-Holstein 1,8 %

9. Mai 2010 Landtagswahl Nordrhein-Westfalen 1,6 %

Tabelle 4.2: Wahlergebnisse der Piratenpartei (Quelle:
Bundeswahlleiter)

Ebenso günstig waren die Zeitläufe, die parallel zur Europawahl im
Juni eine große Öffentlichkeit für netzpolitische Themen ermöglichten.
Nachdem Ende 2008 bereits elf Landesverbände gegründet wurden,11

existierte auch eine breitere organisatorische Basis für politische Arbeit.
Hatte die Piratenpartei im Mai 2009 noch knapp über 1000 Mitglie-

der, begann mit dem Einzug der schwedischen Piratenpartei ins EU-
Parlament und dem als Achtungserfolg aufgefaßten Ergebnis von 0,9 %
in Deutschland ein massiver Mitgliederzuwachs, der bis nach der Bun-
destagswahl anhielt. Mit mittlerweile ca. 12 000 Mitgliedern ist die Pira-
tenpartei damit die größte der nicht im Bundestag vertretenen deutschen
Parteien und fast doppelt so groß wie die nächstplazierte NPD.12

Die Europawahl war damit ein Katalysator, um die Selektionsschwelle
der Medien zu überschreiten und so auch breiter wahrgenommen zu
werden.13 Dieser mediale Einfluß darf in einem als Mediendemokratie
bezeichneten System nicht unterschätzt werden, trägt die mangelnde
öffentliche Wahrnehmung kleiner Parteien doch dazu bei, das bestehende
Parteisystem zu konservieren.14

11Vgl. Tabelle 4.1.
12Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Mitglieder«.
13Vgl. Jandura 2007, S. 41–65.
14Vgl. von Alemann und Marschall 2002.
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Diese rasante Mitgliedersteigerung konnte nach der Bundestagswahl
nicht beibehalten werden. Die Mitgliederzahl steigt nur noch leicht an,
wobei das hohe Niveau gehalten werden kann. Das Bundestagswahl-
ergebnis von 2 % konnte nicht wiederholt werden: Die Medienpräsenz
ging deutlich zurück, auch bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen
(bei der netzpolitische und bürgerrechtliche Aspekte keine Rolle spielten)
wurde nur ein vergleichsweise niedriges Ergebnis von 1,56 % erzielt
(bei einem Rekordtief der Wahlbeteiligung; damit wurde das ohnehin
schon schlechte Abschneiden bei der Bundestagswahl von 1,69 % (nur
der saarländische Landesverband erzielte ein geringeres Ergebnis) noch
unterboten.

4.2 Organisation

Mit der Entscheidung für die Organisationsform Partei sind die organi-
satorischen Erfordernisse des Parteiengesetzes zu erfüllen. Auf dieser
Ebene ist die Organisationsstruktur der Piratenpartei also kein unterschei-
dendes Merkmal. Dennoch ist die Betrachtung der Organisationsstruktur
ein wesentlicher Aspekt bei einer Bewertung der Perspektiven.

4.2.1 Landesverbände

Die Piratenpartei ist seit Mitte 2009 (und damit innerhalb von weni-
ger als drei Jahren ab der Gründung) in allen 16 Bundesländern mit
einem Landesverband vertreten. Die regionale Verteilung der Mitglie-
derzahlen15 zeigt eine Konzentration in westdeutschen Flächenländern
(mit Ausnahme Schleswig-Holsteins) sowie in Hamburg und Berlin. Die
Landesverbände in den neuen Bundesländer, das Saarland und Bremen
haben vergleichsweise wenige Mitglieder.

Diese Mitgliederverteilung läßt sich verschieden deuten: Ein Inter-
pretationsansatz ist die soziodemographische Struktur der jeweiligen
Länder: Während die durch große (Universitäts-)Städte geprägten Län-
der eine hohe Mitgliederzahl aufweisen, sind in ländlich geprägten Län-
dern weniger Mitglieder zu finden. Interessant ist ein Vergleich mit dem
Durchschnittsalter in den jeweiligen Bundesländern: Tendentiell sind die

15Vgl. Abbildung 4.2 und Tabelle 4.1.
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Abbildung 4.2: Mitglieder der Piratenpartei nach Bundesländern.
Jeweils oben: Absolut; unten: pro Mio. Einwohner
des Bundeslandes
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großen Landesverbände in Bundesländern mit niedrigerem Altersdurch-
schnitt zu finden.16 Die Mitgliederzahlen passen außerdem zur Reihenfol-
ge der Gründung der Landesverbände. Es ist anzunehmen, daß den fünf
im Juni 2009 gegründeten Landesverbänden in ihrer Gründungsphase
die Organisationsstruktur noch fehlte, um vom bundesweiten Trend und
der Medienpräsenz in gleichem Maße zu profitieren oder umgekehrt die
Gründung dieser letzten Landesverbände eine Folge der Medienpräsenz
war.

4.2.2 Finanzen

Die Organisation findet durchweg ehrenamtlich statt, für den Haushalt
2010 sind keine Personalkosten eingestellt.17 Die finanziellen Ressourcen
der Piratenpartei sind begrenzt, auch wenn durch das Abschneiden bei
den Landtagswahlen, der Europa- und der Bundestagswahl seit 2009 An-
spruch auf Förderung aus der staatlichen Parteienfinanzierung besteht.
Da die Einnahmen aus der Parteienfinanzierung höchstens den sonstigen
Einnahmen entsprechen dürfen,18 stehen für eine hauptamtliche Orga-
nisationsstruktur keine Mittel zur Verfügung. Eine Besonderheit ist die
Selbstverpflichtung der Partei auf die von Transparency International vor-
geschlagenen Empfehlungen für eine Reform der Parteienfinanzierung
bei der Annahme von Parteispenden.19 Aufgrund des verhältnismäßig
geringen Spendenaufkommens und dem Fehlen von Großspendern ist
diese Selbstverpflichtung ohne substantielle finanzielle Einbußen für
die Partei umzusetzen, während gleichzeitig ein Gewinn an Glaubwür-
digkeit erzielt werden kann, der umso wichtiger ist, geriert sich die
Piratenpartei doch als »Mitmachpartei« und kompensiert ihre fehlenden
finanziellen Ressourcen durch die Mobilisierung ehrenamtlicher Kräfte.20

16Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Mitglieder« und Kretz 2008, S. 7.
17Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Finanzen:Haushaltsentwurf_2010«.
182008 betrugen die Einnahmen der Gesamtpartei und damit die Deckelung der

staatlichen Parteienfinanzierung für 2010 31 504,68 Euro, die auf die Landes-
verbände und den Bundesverband zu verteilen sind. Vgl. Deutscher Bundes-
tag 2010 und Gesetz über die politischen Parteien (Parteiengesetz) § 18.

19Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Parteispenden« und Transparency Internatio-
nal 2010.

20Vgl. dazu den folgenden Abschnitt und Bieber 2009.
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4.2.3 Nutzung des Netzes

Ein wesentlicher Teil der Parteiarbeit wird über das Netz koordiniert,
sowohl in der Binnenorganisation und -kommunikation wie in der Öffent-
lichkeitsarbeit. Die Seite www.piratenpartei.de hatte im Bundestags-
wahlkampf 2009 deutlich mehr Besucher als die aller anderen Parteien.21

Nach eigenen Angaben erzielt die Seite der Piratenpartei im Juni 2010
70 000 Seitenaufrufe pro Tag.22

Für diese Zugriffszahlen sind verschiedene Gründe ausschlaggebend:
Neben der netzaffinen Zielgruppe, die durch die Programmatik der Par-
tei besonders gut bedient wird, kommt die Schwäche anderer Parteien
zum Tragen, die in ihrer Onlinekommunikation weniger auf Dialogori-
entierung als auf top-down- und one-to-many-Kommunikation setzen23

und die im Vergleich zur Piratenpartei eine deutlich niedrigere Metho-
denkompetenz in bezug aufs Netz haben. Die Nutzung des Netzes zur
Planung und Durchführung der Arbeit führt zudem zu einem höheren
Nutzwert der Seite für Mitglieder und Interessierte.

Im Vergleich mit den Seiten anderer Parteien fällt die unscheinbare
Gestaltung der Piratenpartei-Seite auf. Bei den etablierten Parteien domi-
nieren Bilder und Videos, das Design orientiert sich an der Ästhetik von
Magazinen und Fernsehsendungen. Die Seite der Piratenpartei setzt fast
nur auf Texte und hat eine klare lineare Struktur, die an das Layout von
Blogs erinnert.24 Diese Textlastigkeit ist nicht fehlenden Ressourcen ge-
schuldet, sondern drückt die mediale Normalität der Zielgruppe aus, die

21Im Juli 2009 nach hochgerechneten Zahlen 160 000 Besucher. In diesem Zeit-
raum hatte www.spd.de 58 000 und die Seiten der Unionsparteien www.cdu.de

und www.csu.de zusammen 65 000 Besucher. Die stärkste nicht-etablierte Par-
tei ist die NPD (www.npd.de) mit 29 000 Besuchern, die anderen Kleinparteien
kommen nicht über 10 000 Besucher pro Monat, mit Ausname der nicht zur
Bundestagswahl zugelassenen Freien Union und der vom Satire-Magazin
Titanic gegründeten Partei Die Partei, die durch die Umstände ihrer Nichtzu-
lassung (vgl. Zicht 2009) in den Medien sehr präsent waren. Die verwendeten
Zugriffszahlen werden von Google hochgerechnet und dienen der Preisbil-
dung für Onlinewerbung. Vgl. Schröder 2009.

22Die Anzahl der Seitenaufrufe liegt deutlich höher als die Zahl der einzelnen
Personen, die auf die Seite zugegriffen haben, daher sind die Zahlen nicht
direkt vergleichbar. Vgl. Piratenstatistiken 2010.

23Vgl. Albers 2009, S. 38.
24Vgl. Abbildung 4.3.
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Abbildung 4.3: Screenshot von www.piratenpartei.de

an die Rezeption von solchen »Feeds« durch Medien wie Blogs und Twit-
ter gewöhnt ist.25 Neben inhaltlichen Positionen liegt der Schwerpunkt
auf Interaktions- und Partizipationsmöglichkeiten (von niedrigschwelli-
gen wie Artikel kommentieren und den Newsletter zu abonnieren bis zu
Informationen zur Mitgliedschaft und Möglichkeiten zur Beteiligung an
Aktionen und Kampagnen).

Ein wesentlicher Aspekt ist die Nutzung des Netzes für die Organisa-
tion. Im Bundestagswahlkampf 2009 versuchten auch andere Parteien,
über das Netz Beteiligung zu ermöglichen, allerdings ohne vergleichba-
ren Erfolg.26 Die Beteiligung bei der Piratenpartei ist durch zwei Aspekte
gekennzeichnet: Niederschwelligkeit und Transparenz.

25Vgl. Bieber 2009.
26Unter meineSPD.net, teAM2009.de (CDU), mitmachen.fdp.de/ und

linksaktiv.de. Mitgliederinterne Vernetzung findet in den Parteien
schon deutlich länger statt (am längsten bei der FDP, seit 1998), blieb aber eine
eher randständige Beteiligungsform (vgl. Bieber 2001, S. 14), während die Pi-
ratenpartei eine sehr hohe Nutzung ihrer Onlinewerkzeuge vorweisen kann:
Das interne Wiki erzielt nach eigenen Angaben pro Tag im Schnitt 700 000
Seitenaufrufe, das Diskussionsforum 100 000. (Vgl. Piratenstatistiken 2010
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Die Organisationswerkzeuge sind jedem (ohne die Notwendigkeit
einer Mitgliedschaft) zugänglich. Innerparteiliche Diskussionen sind im
Wiki, im webbasierten Diskussionsforum, auf Mailinglisten öffentlich
nachzuvollziehen, Protokolle sind im Wiki zu finden, Telefonkonferenzen
von Vorständen werden mitgeschnitten und können mitgehört werden.27

Die Kommunikationsinfrastruktur dient damit nicht nur dem vorder-
gründigen Ziel, sondern wirkt auch symbolisch, indem sie den Anspruch
von Transparenz transportieren kann.28 Diese Transparenz geht so weit,
daß auch unangenehme Themen wie die Bewertung des enttäuschen-
den Wahlergebnisses bei der Bundestagswahl in Nordrhein-Westfalen
öffentlich diskutiert werden.29

Unter dieser Voraussetzung ist ein hoher Grad an Mobilisierung von
Mitgliedern und eine ressourcenschonende Arbeit möglich, wie sich
etwa an der Planung der Kampagne zur Bundestagswahl 2009 zeigen
läßt. Zwar hatten auch andere Parteien 2009 gewisse Mobilisierungs-
effekte über das Netz erreicht, allerdings nicht im gleichen Maß wie
die Piratenpartei.30 Wesentliche Elemente der Wahlkampagne waren
die transpareten Darstellung des Verlaufs und eine ständige Aktualisie-
rung motivierender Kennzahlen (etwa bei der Sammlung von Unterstüt-
zungsunterschriften).31 Das Wahlkampfportal der Piratenpartei stellte
verschiedene Hilfestellungen zur Verfügung wie Ideen und Ablaufpläne
für Wahlkampfaktionen, Formulare für die Wahlteilnahme, Argumenta-
tionshilfen und Werbematerialien.32 Fehlende Erfahrung und fehlende
Verwaltungsinfrastruktur wurden so kompensiert durch gegenseitige
Unterstützung, fehlende finanzielle Ressourcen wurden ausgeglichen
durch die Beteiligung der Mitglieder etwa durch Wahlplakatdesignwett-
bewerbe.

27Das »Vorstandsportal« http://vorstand.piratenpartei.de/ dokumentiert
die Tätigkeit des Bundesvorstands ausführlich.

28»[Die Piratenpartei] ist die Alternative im Vergleich zu etablierten ›Großtan-
kern‹und geriert sich als neue Anti-Parteien-Partei.« Blumberg 2010, S. 28.

29Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Landesverband_Nordrhein-
Westfalen/Analyse_BTW09«.

30Vgl. Albers 2009, S. 33.
31Christoph Bieber (Bieber 2009) stellt spielerische Elemente, die so motivierend

wirken, im Wahlkampf fest.
32Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Bundestagswahl_2009«.
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Dieser Grad an Beteiligung und Transparenz wird freilich dadurch
begünstigt, daß die Mitgliederzahl 2009 noch überschaubar war und sich
in der jungen Partei (unterstützt durch den Anspruch, flache Hierarchien
zu haben) noch keine informellen Eliten und Flügel ausbilden konnten.
Ob eine derartige Struktur mit einem hauptamtlichen professionellen
Parteiapparat vereinbar ist, wird sich erst zeigen müssen.

4.2.4 Neuartige Partizipationskonzepte

Neben der Nutzung des Netzes werden weitere neuartige Beteiligungs-
formen erprobt.33 Die Piratenpartei steht hier vor dem Dilemma, die
Vorgaben des Parteiengesetzes für eine klassische Parteistruktur mit
dem Anspruch an Partizipation, Basisdemokratie und Transparenz zu
verbinden. Gerade bei Parteitagen als zentralen Organen der Willensbil-
dung und für die jeweilige Ebene höchste beschlußfassende Organe wird
dieses Dilemma offensichtlich: Da große Vorbehalte gegenüber einem De-
legiertensystem herrschen, sind Parteitage auf allen Ebenen jeweils Ver-
sammlungen, an denen alle Mitglieder der jeweiligen Ebene teilnehmen
können, so daß ein Bundesparteitag theoretisch aus über 12 000 stimmbe-
rechtigten Mitgliedern bestehen könnte. Die Geschäftsordnung34 enthält
keine Maßnahmen, um mit dieser großen Menge an Teilnehmern umzu-
gehen, sondern beschränkt sich auf übliche Regelungen.35 Alternativen

33Neuartig ist dabei weniger die Idee einer umfassenden Partizipationsmög-
lichkeit aller Mitglieder als vielmehr die tatsächliche und konsequente Um-
setzung. Der Befund ist nicht neu, daß ein höheres Maß an Partizipation
gerade bei jüngeren gewünscht ist (vgl. Wiesendahl 2001, S. 11) und das
Auswirkungen auf die Parteistrukturen (vgl. Kießling 2001, S. 29) haben muß.

34Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Bundesparteitag_2010.1/Geschäftsordnung«.
35Was in der Praxis zu Chaos führt. Mehrfach, etwa 2010 in Nordrhein-Westfalen

und beim Bundesparteitag, scheiterte die Partei an ihrer Struktur und mußte
jeweils neue Parteitage einberufen, da das inhaltliche Pensum nicht mit der
gewählten Arbeitsweise zu bewältigen war. Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel
»NRW:Landesparteitag_2010.1/Protokoll«, und Wagner 2010. Diese Situati-
on ähnelt den Grünen in ihrer Gründungsphase. So schrieb die taz (zitiert
nach Langguth 1984, S. 29) 1980 über den Programmparteitag der Grünen:
»Wer erwartet, daß sich hier eine alternative Partei auch andere Formen der
Durchsetzung ihrer programmatischen Ziele sucht, wurde bitter enttäuscht.
Mit insgesamt über 600 Anträgen und Änderungsvorschlägen geriet eine Ab-
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dazu werden ausgearbeitet, so etwa in einer Arbeitsgruppe zum Thema
»dezentraler Parteitag«.36

Bereits in der Umsetzung sind zwei neuartige Partizipationskonzepte:
In Berlin und Nordrhein-Westfalen das sogenannte »Crew-Konzept«,
das auf eine klassische territoriale Gliederung verzichtet zugunsten von
kleinen, überschaubaren und basisdemokratisch organisierten Gruppen
(Crews), sowie Liquid Democracy, ein basisdemokratisches computerun-
terstütztes Abstimmungsverfahren, das in Berlin zum Einsatz kommt
und in der Bundespartei eingeführt wird.

4.2.4.1 Crew-Konzept

Eine Organisation in »Crews« als Alternative zu einer klassischen ter-
ritorialen Partei-gliederung wird insbesondere in Nordrhein-Westfalen
erprobt, wo die Neugründung regionaler Gliederungen durch die Sat-
zung im Rahmen eines Modellversuchs zugunsten des Crew-Modells
ausgeschlossen wurde.37 Da die Organisation in Crews anstelle klassi-
scher Strukturen in Nordrhein-Westfalen weit stärker institutionalisiert

stimmungsmaschinerie in Gang, die sich bestenfalls durch größere Konfusion,
keinesfalls aber durch andere, alternative, basisdemokratische Entscheidungs-
prozesse von ähnlichen Veranstaltungen, etwa der SPD, unterschied.« Dieser
Eindruck entsteht auch bei der Lektüre der Protokolle der Piratenpartei. (Zum
Spannungsfeld zwischen direktdemokratischem Anspruch und Effizienz bei
den Grünen vgl. auch Harmel 1985, S. 411)

36Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »AG_dezentraler_Parteitag«; die Idee eines
dezentralen, »virtuellen« Parteitags ist nicht neu und wurde 2000 bereits vom
Landesverband Baden-Württemberg von Bündnis 90/Die Grünen erprobt
und in der Satzung verankert (wenn auch seither nicht mehr angewendet).
Vgl. Westermayer 2001 Neben den praktischen Problemen bestehen auch
rechtliche (so dürfen etwa Personalwahlen nur auf regulären Mitglieder- oder
Vertreterversammlungen stattfinden), die eine Änderung von Parteien- und
Bundeswahlgesetz notwendig machen würden, sollte man tatsächlich die ge-
samte innerparteiliche Demokratie virtualisieren wollen. (Vgl. Kießling 2001,
S. 32f..)

37Satzung des Landesverbandes Nordhrein-Westfalen, § 6a. Bestehende regionale
Gliederungen (Kreisverbände in Bonn, Münster und Soest) bestehen weiter,
erhalten jedoch keine Finanzmittel vom Landesverband; der Modellversuch
endet zum 31. Juli 2010. Falls nichts anderes vermerkt, beziehen sich im
folgenden Verweise auf diese Satzung. Crewordnung und Finanzordnung (die
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ist als in Berlin,38 beschränkt sich diese Darstellung auf die Situation im
nordrhein-westfälischen Landesverband.

Eine Crew besteht aus fünf bis neun festen Mitgliedern (CO § 1 (1))
und nimmt Aufgaben eines Ortsverbandes war. Sie ist definiert als »eine
Gruppe aus Piraten, die sich regelmäßig an einem realen oder virtuellen
Ort trifft, um miteinander zu diskutieren, gemeinsam Aktionen zu planen
und auf diesem Weg politische Arbeit zu leisten.«39

Dabei wird Wert gelegt auf eine nicht-hierarchische Struktur: Vorsit-
zende gibt es nicht, die Verantwortung für die Geschäftsführung überneh-
men zwei Mitglieder als Sprecher der Crew, für die eine quartalsweise
Rotation vorgeschrieben ist. (CO § 1 (5), (6)) Die Aufgaben beschränken
sich auf eine institutionalisierte Vernetzung mit anderen Crews sowie
Protokollführung (CO § 4) und Organisation der Treffen (CO § 2). Ent-
scheidungen werden im Konsens gefällt (CO § 1 (4)), auch die Entschei-
dung über die Aufnahme neuer Mitglieder in die Crew.40 Jede Crew hat
ein vom Landesverband zur Verfügung gestelltes Budget (FO § 6), über
das sie im Rahmen des Parteiengesetzes frei verfügen kann. (FO § 4).

Die Organe des Landesverbands beschränken sich auf den Parteitag,
den Vorstand und das Schiedsgericht (Satzung § 7), die ursprünglich
vorgesehene Möglichkeit einer Landesdelegiertenkonferenz wurde 2010
aus der Satzung gestrichen.41 Die inhaltliche Arbeit soll von den Crews
ausgehen, die allein das Initiativrecht für die Bildung von Arbeitskreisen,
Arbeits- und Projektgruppen haben, während sich die inhaltliche Kom-
petenz des Parteitags beschränkt auf die Verabschiedung von Wahl- und
Parteiprogrammen. (Satzung § 8 (2).) Die Aufgabe des Vorstands wird
dabei reduziert auf Verwaltung und Repräsentation nach außen.42

Teil der Satzung sind) werden zitiert als CO und FO. Alle Satzungsdokumente
sind zu finden im Piratenpartei-Wiki, Artikel »NRW:Satzung«.

38Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Berlin/Crewkonzept«.
39Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »NRW:Crewkonzept«.
40CO § 6 – steigt so die Mitgliederzahl über neun, ist die Crew in zwei neue

Crews zu teilen. CO § 8.
41Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »NRW:Landesparteitag_2010.2/Protokoll2«.
42CO § 13. Dieser Anspruch auf eine reine Verwaltungstätigkeit wird in diesem

Abschnitt explizit betont, indem inhaltliche Gestaltungsspielräume durch die
öffentliche Repräsentationstätigkeit verhindert werden sollen: »Der 1. Vorsit-
zende vertritt seine Parteigliederung in der Öffentlichkeit. Dabei hat er in der
Außendarstellung persönliche und Parteimeinung deutlich zu trennen.«

53



4 Die Piratenpartei Deutschland

Die Entscheidung für eine Organisation in Crews statt klassischen
territorialen Gliederungen wird damit begründet, daß eine hierarchi-
sche Struktur zugunsten einer basisdemokratischen Struktur verhindert
werden soll:

Unsere Überlegungen wurden dabei auch von der Prämisse
geleitet, dass eine hierarchische Parteistruktur mit Verbän-
den und Vorständen im Grunde wenig basisdemokratisch
sein kann und deswegen eigentlich unpiratig ist.43

Crews sollen dabei eine überschaubare Größe bieten, um als »soziales
Bindeglied« zu fungieren, offene Diskussionen ermöglichen44 und so
eine bei anderen Parteien, namentlich den Grünen, als Fehlentwicklung
identifizierte Hierarchisierung verhindern. Insbesondere wird wert auf
eine transparente Dokumentation gelegt. (Alle Gremien unterliegen einer
Protokollpflicht, alle Protokolle sind öffentlich zu machen.) Indem das
Initiativrecht für inhaltliche Gruppen bei den Crews liegt, soll es im Vor-
feld von Parteitagen möglich sein, inhaltliche Diskussionen transparent
zu führen und so die Parteitage zu entlasten.

Die Organisation in Crews ist innerhalb der Piratenpartei umstritten,45

zumal in Nordrhein-Westfalen sowohl bei der Bundestagswahl als auch
bei der Landtagswahl vergleichsweise schlechte Wahlergebnisse erzielt
wurden.46

43Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »NRW:Crewkonzept«.
44Aber auch eine soziale Kontrolle: »Gleichzeitig können die anderen Piraten

positives aber auch negatives Feedback geben, wenn eine Aufgabe erledigt
(oder auch nicht erledigt) wurde. So wird ein Gemeinschaftsgefühl und so-
zialer Zusammenhang geschaffen«. Alle Zitaten im folgenden aus dem oben
zitierten Crewkonzept.

45Vgl. dazu die Quellensammlung im Piratenpartei-Wiki, Artikel »Strukturde-
batte«.

46Da es in Nordhrein-Westfalen nur drei Kreisverbände gibt, ist die Frage, inwie-
fern dafür die gewählte Organisationsform verantwortlich ist, nicht eindeutig
zu klären. Bei der Landtagswahl erzielten die Wahlkreise, in denen es Kreis-
verbände gibt, teils deutlich überdurchschnittliche Ergebnisse (Bonn II als
drittbester WK mit 2,6 %, Bonn II auf Platz 13 mit 2,1 %, Münster I auf Platz
18 mit 2,0 %, Münster II auf Platz 27 mit 1,9 %), teils unterdurchschnittliche
Ergebnisse (Soest I auf Platz 73 mit 1,4 %, Soest II auf Platz 71 mit 1,4 %; ins-
gesamt gab es 128 Wahlkreise, die Piratenpartei erreichte 1,5 % der Stimmen,
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Das neuartige Projekt läßt die Frage nach der Öffentlichkeitswirkung
stellen. Zwar reagiert die Piratenpartei mit ihrem Crewkonzept auf gän-
gige Ressentiments gegenüber Parteipolitik47 und hat insofern ein Allein-
stellungsmerkmal gegenüber anderen Parteien (vgl. dazu auch Abschnitt
2.2.2); dieses Alleinstellungsmerkmal muß aber zunächst kommuniziert
werden. Die piratenübliche maritime Metaphorik48 trägt nicht zu einer
seriösen Außenwirkung bei.

Auf regionaler Ebene fehlen mangels territorialer Gliederung An-
sprechpartner und klare Zuständigkeiten in der Kommunalpolitik; ein
Mechanismus zur Klärung derartiger Kompetenzfragen fehlt. Zwar gibt
es parallel zu den Crews informelle Stammtische, diese haben aber keine
Kompetenzen. Die Liste der Stammtische in Nordhrein-Westfalen wirkt
wie eine Liste regionaler Gliederungen.49 Die einzelnen Stammtische
führen auf ihren Seiten50 Tagesordnungen, Protokolle und Informationen
auf. Es besteht damit die Gefahr, daß die besser zu einer herkömm-
lichen Partei-gliederung passende Stammtischstruktur so eine höhere
Öffentlichkeitswirksamkeit erzielt als die Crew-Struktur (zumal die Be-
zeichnung »Stammtisch Bergisches Land« einfacher einzuordnen ist und
seriöser klingt als die zugehörige Crew »Orange Brotherhood«) oder sich
eine informelle regionale Gliederung herausbildet, die die Funktion einer
Parteigliederung übernimmt ohne die durch eine einklagbare Satzung
gesicherte Kontrolle.

Schließlich steht noch eine Bewährung des Konzeptes für eine steigen-
de Mitgliederzahl aus. Die Organisation in Crews legt die Piratenpartei
NRW organisatorisch darauf fest, eher eine Funktionärspartei als eine

der Median über alle Wahlkreise lag bei 1,44 %). (Die Landeswahlleiterin 2010,
eigene Berechnungen.)

47Ressentiments, die sich gegen eine Oligarchisierung der Partei durch die (mitt-
lere) Funktionärsebene richten. Tatsächlich scheiterten in der Vergangenheit
in anderen Parteien Prozesse, die eine Stärkung der Basis-Partizipation er-
zielen sollten, am Widerstand der mittleren Funktionärsebene, die dadurch
entmachtet würde. (Vgl. Kießling 2001, S. 36.)

48Jede Crew trägt in der Regel einen Namen statt einer regionalen Bezeichnung,
so daß es in Nordrhein-Westfalen Crews mit Namen wie »Blackbeards Bastau-
brigade«, »Herr Nilssons Erben« oder »Han Solo« gibt. (Vgl. Piratenpartei-
Wiki, Artikel »NRW:Crews«.)

49Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »NRW-Web:Stammtische«.
50Ebenda verlinkt.
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Mitgliederpartei zu sein; eine passivere Teilnahme an der Willensbildung
höherer Ebenen (etwa, indem nur regional an der Wahl von Delegierten
teilgenommen wird), ist nicht möglich. Politische Teilhabe ist so an ein
zur Verfügung stehendes Zeitbudget geknüpft, die Entscheidungen auf
Landesebene beim Landesparteitag (der als Landesmitgliederversamm-
lung abgehalten wird) spiegeln die Mehrheiten derjenigen wieder, die
anwesend sein können, nicht notwendig die der Basis, was eine infor-
melle Elitenbildung befördern kann.51 Eine steigende Mitgliederzahl
und damit eine steigende Anzahl an Crews verschärft die Probleme der
regionalen Zuständigkeit und der Koordinierung der Parteiarbeit.

Eine Evaluierung der Testphase in Nordrhein-Westfalen steht noch
aus. Es ist jedoch zu erwarten, daß langfristig eine Partei ohne eine
Verankerung in kommunalen politischen Strukturen (für die es passende
eigene Strukturen braucht), nicht bestehen kann.

4.2.4.2 Liquid Democracy

Ein weiteres alternatives Organisationskonzept, das die Kritik an herge-
brachter Organisation von Parteien – Elitenbildung durch repräsentative
Strukturen wie regionale Gliederungen mit Vertreterversammlungen statt
direkter Einflußnahmemöglichkeiten – aufgreift, ist Liquid Democracy, ein
Verfahren, das Elemente von direkter und repräsentativer Demokratie
verbindet. Das System ist im Landesverband Berlin seit Februar 2010 in
der Satzung verankert,52 wird in weiteren Untergliederungen benutzt,
die Erprobung in der Bundespartei wurde im Mai 2010 beschlossen.53

Liquid Democracy ist eine Form des Delegated Votings, also der Übertra-
gung des Stimmrechts.54 In der Piratenpartei wird es eingesetzt, um die
politische Willensbildung zu unterstützen, indem Positionen in Form von
Antragstexten diskutiert und bewertet werden. In Berlin wird dazu die
Software LiquidFeedback benutzt. Dabei kann jedes Mitglied Vorschläge in

51Damit wird das bei allen Parteien bestehende Problem, daß die Strukturen
»Zeitreiche« begünstigen, noch verschärft. Vgl. Glotz 1997, S. 4 und Biehl 2006,
S. 75.

52Vgl. Satzung des Landesverbandes Berlin, § 11, Piratenpartei-Wiki, Artikel
»BE:Satzung«.

53Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Liquid_Democracy«.
54Vgl. dazu grundsätzlich Allen 2007, Freydorf und Kömm 2007 und Yamakawa,

Yoshida und Tsuchiya 2007.
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die online zugängliche Datenbank einstellen, zu vorhandenen Anträgen
Alternativen formulieren, Zustimmung signalisieren und Anträge dis-
kutieren. Jeder Benutzer kann seine Stimme an andere Benutzer delegie-
ren, sowohl grundsätzlich als auch themenbezogen; diese Delegationen
können jederzeit zurückgezogen werden zugunsten einer persönlichen
Positionierung zu einem Thema. Auf diese Weise ist sowohl eine direkte
Beteiligung möglich wie auch eine passive Legitimierung Dritter, die mit
erhöhtem Stimmgewicht abstimmen können.

Im Landesverband Berlin ist dieses Verfahren in der Landessatzung
§ 11 festgeschrieben. Das Parteiengesetz läßt keine bindenden Beschlüsse
über das LiquidFeedback-System zu,55 daher kann das System nur eine
beratende Funktion einnehmen. Die Satzung regelt so im wesentlichen
den Einsatz des Systems überhaupt und schreibt die Mitwirkungsrechte
der Mitglieder fest.56 Die Organe des Landesverbandes sind lediglich
»gehalten, das Liquid Democracy System [sic!] zur Einholung von Mei-
nungsbildern zur Grundlage ihrer Beschlüsse zu nutzen«57 und Anträge,
die im System positiv beschieden wurden, vorrangig zu behandeln.58

Eine für Organe der Partei verbindliche Einführung und damit eine tat-
sächliche Abkehr von klassischen Organisationskonzepten ist aufgrund
der Rahmenbedingungen des Parteiengesetzes und der prinzipiellen
Unmöglichkeit, gleichzeitig Anonymität und Nachprüfparkeit von Ent-
scheidungen zu garantieren,59 nicht möglich. In der Praxis ist damit eine
bessere inhaltliche Einbindung von Parteimitgliedern und eine effiziente-
re und basisdemokratischere Gestaltung von Parteitagen zu erreichen,
indem im Vorfeld Präferenzen bekannt sind und auf sie eingegangen
werden kann.60

55Vgl. PartG § 13, Zusammensetzung der Vertreterversammlungen.
56§Abs. 1–3 u. 6–8.
57§ 11 Abs. 4.
58§ 11 Abs. 5.
59Alle Entscheidungen sind systemöffentlich zugänglich, da nur so eine Über-

prüfbarkeit gegeben ist; geheime und dabei überprüfbare Wahlen und Ab-
stimmungen sind über computergestützte Systeme nicht zu erreichen; hier
besteht die gleiche Problematik wie bei Wahlcomputern, vgl. dazu Will 2008,
S. 540.

60In Hinblick auf die Beteiligung bei der Aufstellung der Tagesordnung werden
auch bei anderen Parteien ähnliche Verfahren angewandt, so etwa in Glie-
derungen der FDP und der jungen Liberalen das »Alex-Müller-Verfahren«,
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Eine Bewertung der praktischen Umsetzung und Verwendung ist
durch die kurze Erprobungszeit noch nicht möglich. Das System ermög-
licht es jedoch, eine weitgehende Beteiligung zu verbinden mit der Mög-
lichkeit, auch eher passiv an der Willensbildung der Partei teilzunehmen,
und scheint daher die Schwächen des nordhrein-westfälischen Crewkon-
zeptes nicht zu teilen. Noch ungeklärt ist, inwiefern dieses System in der
Lage ist, eine große Zahl an Teilnehmenden zu organisieren, ohne ob der
schieren Fülle an Daten unbenutzbar zu werden und ohne daß es zu den
bei einem Delegiertensystem befürchteten Oligarchisierungstendenzen
kommt. Wahrscheinlich61 scheint indes, daß auch dieses System in ähnli-
chem Maß wie ein Delegiertensystem zu einer informellen Elitebildung
führt, begünstigt es doch längerfristig Aktive, die Delegationen passiver
Mitglieder ansammeln können.

4.3 Inhalte

Im inhaltlichen Bereich zeigen sich deutliche Unterschiede zur schwedi-
schen Mutterpartei. Die schwedische Piratpartiet beschränkt sich explizit
auf ihre Kernthemen und schreibt in ihrem Programm den Verzicht auf
eine thematische Erweiterung fest. Diese Absicht ist auch im Programm
der deutschen Piratenpartei zu finden. Dennoch wurde das Parteipro-
gramm 2009 um den Punkt Bildung erweitert, und innerhalb der Partei
wird kontrovers diskutiert, ob ein politisches Vollprogramm anzustreben
sei.62

Während die Bundespartei bisher ihr ursprüngliches Programm nur
um eine Position zur Bildungspolitik und zur demokratischen Teilhabe
ergänzt hat, hat insbesondere der Landesverband Nordrhein-Westfalen

bei dem die Antragsberatungsreihenfolge durch ein Votum der Delegier-
ten festgestellt wird. (Vgl. dazu etwa Landesvorstand der FDP Nordrhein-
Westfalen 2007.) Die CDU hat 2000 einen »virtuellen Parteitag« veranstaltet,
bei dem im Vorfeld eines regulären Parteitags in den Diskussionsforen des
internen Mitgliedernetzes Thesen diskutiert und die Ergebnisse dieser Voten
den Delegierten des regulären Parteitags vorgelegt wurden. Dieses Experi-
ment blieb einmalig. (Vgl. Marschall 2001, S. 41.)

61»Wer Organisation sagt, sagt Tendenz zur Oligarchie«, Michels 1989, S. 24.
62Die »Flügel« dieser Debatte werden als »Kernis« und »Vollis« bezeichnet. Vgl.

dazu Kramer 2010 oder Piratenpartei-Wiki, Artikel »Programmdiskussion«.
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sein Programm für die Landtagswahlen deutlich über die Kernpunkte
hinaus erweitert.

Zur Darstellung der inhaltlichen Positionierung der Piratenpartei wer-
den im folgenden das Parteiprogramm sowie ausgewählte Wahlprogram-
me (zur Europa- und Bundestagswahl 2009 sowie das Wahlprogramm
zur nordrhein-westfälischen Landtagswahl63) analysiert. Zusätzlich zu
den Wahlprogrammen der Piratenpartei werden jeweils die entsprechen-
den Wahlprogramme der etablierten Parteien auf das Thema Netzpolitik
hin betrachtet. Dieser Vergleichshorizont ermöglicht, die enge Program-
matik der Piratenpartei auf Alleinstellungsmerkmale, Agenda-Setting-
Potential und Verortung im Parteienspektrum zu überprüfen.

Auf dieser Basis soll eine inhaltliche Einordnung der Piratenpartei
vorgenommen werden, die sich selbst nicht im traditionellen politischen
Links-rechts-Spektrum verorten möchte,64 auch im Vergleich mit der
Programmatik anderer Parteien.

4.3.1 Parteiprogramm

4.3.1.1 Inhalte

Das Programm der Piratenpartei ist deutlich ausführlicher als das der
schwedischen Piratpartiet. In Form und Inhalt folgt das deutsche dem
schwedischen Programm. Im Kern führt es die schon im schwedischen
Vorbild (vgl. S. 32) genannten Kernpunkte Bürgerrechte, freier und of-
fener kultureller Austausch und Reform des Urheberrechts mit einer
ähnlichen Argumentationsstrategie aus, ergänzt werden die Themen
Bildung (aufgenommen vom Bundesparteitag 2009) und Förderung
(direkt)demokratischer Teilhabe (aufgenommen vom Bundesparteitag
2010).

Die Präambel des Parteiprogramms zeichnet in teils alarmistischen
Tönen eine sehr dunkle Sicht auf die Gesellschaft. Die Informationsgesell-
schaft wird an der Schwelle zu einer »totalen und totalitären, globalen
Überwachungsgesellschaft« gesehen, die »Digitale Revolution« macht ei-
ne Neubewertung jeglicher politischer Rahmenbedingungen notwendig:

63Die Auswahl fiel auf Nordrhein-Westfalen, da dort momentan das ausführlich-
ste beschlossene Wahlprogramm vorliegt.

64Vgl. dazu die Präambel im Parteiprogramm; Piratenpartei-Wiki, Artikel »Par-
teiprogramm«.
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Die Globalisierung des Wissens und der Kultur der Mensch-
heit durch Digitalisierung und Vernetzung stellt deren bis-
herige rechtliche, wirtschaftliche und soziale Rahmenbedin-
gungen ausnahmslos auf den Prüfstand.

Dieser pessimistischen Gesellschaftsanalyse wird eine ideale Gesellschaft
gegenübergestellt, für die informationelle Selbstbestimmung, freier Zu-
gang zu Wissen und Kultur und die Wahrung der Privatsphäre zentral
seien. Angestrebt wird eine »demokratische, sozial gerechte, freiheitlich
selbstbestimmte, globale Ordnung«. (Im folgenden wird auf den Aspekt
der sozialen Gerechtigkeit nicht weiter eingegangen; eine Konkretisie-
rung ist anhand des Programms kaum möglich.)

Explizit grenzt sich die Piratenpartei davon ab, im politischen Spek-
trum verortet zu werden.65 Diese Strategie ähnelt derjenigen der schwe-
dischen Piratenpartei.

Der erste inhaltliche Abschnitt66 »Urheberrecht und nicht-kommerzielle
Vervielfältigung« beinhaltet Positionen zu Urheberrecht, Kultur und Kul-
turförderung und Infrastruktur.

Kopierbarkeit wird als »natürliche« (2.2) Eigenschaft von Immaterial-
gütern angesehen; damit wendet sich die Partei gegen die Verwendung
des Begriffs »geistiges Eigentum«, der als falsche Analogie aufgefaßt wird.
Das bestehende Urheberrecht wird als eine Gefahr für die gesellschaft-
liche Entwicklung bezeichnet: Durch ein striktes Urheberrecht bestehe
die Gefahr, daß Wissen zukünftigen Generationen nicht mehr zur Verfü-
gung stehe (2.1). Ein Ziel ist daher die »Rückführung von Werken in den
öffentlichen Raum«:

Die Rückführung von Werken in den öffentlichen Raum ist
daher nicht nur berechtigt, sondern im Sinne der Nachhal-
tigkeit der menschlichen Schöpfungsfähigkeiten von essenti-
eller Wichtigkeit. (2.4)

65Diese Selbsteinschätzung ähnelt der Anfangsgeschichte der Grünen, als »nicht
links, nicht rechts, sondern vorne« ein oft verwendetes Schlagwort war. Vgl.
dazu Abendroth 1983.

66Im folgenden wird die Numerierung des Parteiprogramms im Piratenpartei-
Wiki, Artikel »Parteiprogramm«, verwendet, wo die Abschnitte beginnend
mit 1, Präambel, numeriert werden.
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Eine Maßnahme, um diese Rückführung zu erreichen, ist etwa eine Ver-
kürzung von Schutzfristen im Urheberrecht. Die verwendete Argumen-
tation zielt darauf ab, einen fehlenden Ausgleich zwischen den als be-
rechtigt anerkannten wirtschaftlichen Verwertungsansprüchen und der
Öffentlichkeit festzustellen (2.4), der herzustellen sei. Dabei wird eine Art
Sozialpflichtigkeit geistigen Eigentums (ohne freilich diese Begriffe zu
verwenden) angemahnt; da Werke nicht isoliert bestehen, auf der Vorar-
beit und den Ideen anderer und der gesamten Kultur bestehen und damit
die Kultur insgesamt auf die Verfügbarkeit von Werken angewiesen ist,
sei dieser Ausgleich »im Sinne der Nachhaltigkeit der menschlichen
Schöpfungsfähigkeiten von essentieller Wichtigkeit«. (2.4) Auf alternati-
ve Geschäftsmodelle, die ein neues Urheberrecht nötig machen würden,
geht das Programm nicht ein und beschränkt sich darauf, daß Kultur
gefördert werden solle. In welcher Form und durch wen geht nicht aus
dem Programm hervor. (2.3)

Konkreter wird das Programm im Bereich der Infrastruktur. Infrastruk-
tur solle »demokratisch kontrolliert« werden, wie es in der Überschrift
heißt. Diese demokratische Kontrolle wird im folgenden nur teilweise
erläutert; zunächst werden dezentrale Systeme und eine umfassende in-
formationelle Selbstbestimmung eingefordert. (2.5) Der Begriff »demokra-
tisch« scheint in bezug auf Infrastruktur nicht im Sinne einer politischen
Verwaltung durch gewählte Organe verstanden zu werden, sondern
bezieht sich auf die Rahmenbedingungen, die sicherzustellen sind.67

Maßnahmen hierzu sind die Forderung nach »offenen Standards« (das
sind öffentlich dokumentierte und kostenfrei verwendbare Datenformate;
2.5.1), »Freier Software« (Software, »die von allen uneingeschränkt be-
nutzt, untersucht, verbreitet und verändert werden kann«; 2.5.2), die Ab-
schaffung von Software-Patenten und Digital-rights-management-Software
(Kopierschutzsysteme; 2.5.4).

Der Bereich Privatsphäre und Datenschutz (Abschnitt 3) geht als Leit-
bild von »Würde und Freiheit« aus und entwickelt die Notwendigkeit
der Privatsphäre aus der neueren deutschen Geschichte und den Erfah-
rungen des Dritten Reichs und der DDR. Einschränkungen des Rechts auf
Privatsphäre sollen nur unter parlamentarischer Kontrolle möglich sein,
das Briefgeheimnis soll zu einem allgemeinen Kommunikationsgeheim-

67Diese unbestimmte Verwendung des Begriffs demokratisch wird weiter unten
noch ausführlicher diskutiert.
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nis ausgeweitet werden und die Vorratsdatenspeicherung abgeschafft
werden (3.1). Informationelle Selbstbestimmung soll durch eine Stärkung
unabhängiger Datenschutzstellen und ein Einsichtsrecht in privatwirt-
schaftlich gespeicherte Daten verstärkt werden, Biometrie und zentrale
Datenbanken werden abgelehnt (3.2).

Patente (Abschnitt 4) werden als »staatlich garantierte privatwirtschaft-
liche Monopole« (4.1) gesehen, die den Fortschritt behindern. Als Ziele
benannt werden der Abbau von Monopolen und eine »Öffnung der
Märkte« (4.1) – eine tiefergehende wirtschaftliche Positionierung wird
nicht ausgeführt. Explizit eingegangen wird auf Trivial- und Software-
patente sowie Bio- und Pharmapatente, die besonders gegen den Geist
einer Informationsgesellschaft gerichtet seien, »weil sie gemeine Güter
ohne Gegenleistung und ohne Not privatisieren« (4.2).

Der nächste, nicht weiter untergliederte, Abschnitt 5, Transparenz des
Staatswesens, beschäftigt sich insbesondere mit dem Bereich Verwaltung,
die als gekennzeichnet durch eine enorme Ansammlung von Wissen
und Information beschrieben wird. Diese Fülle an einfach auszuwerten-
den Informationen mache eine transparente Kontrolle der Verwaltung
notwendig. Angestrebt werde ein Übergang vom »Prinzip der Geheim-
haltung« zum »Prinzip der Öffentlichkeit« durch umfassende Informati-
onsfreiheitsgesetze, deren Reichweite nur durch die Persönlichkeitsrechte
Dritter zu beschränken sei. Das Staatsverständnis der Piratenpartei wird
dabei so gefaßt:

Die Abkehr vom »Prinzip der Geheimhaltung«, der Verwaltungs-
und Politikvorstellung eines überkommenen Staatsbegriffs,
und die Betonung des »Prinzips der Öffentlichkeit«, das
einen mündigen Bürger in den Mittelpunkt staatlichen Han-
delns und Gestaltens stellt, schafft nach der festen Überzeu-
gung der Piratenpartei die unabdingbaren Voraussetzungen
für eine moderne Wissensgesellschaft in einer freiheitlichen
und demokratischen Ordnung.

Ebenso aus dem Staatsverständnis läßt sich die Position zu Open Ac-
cess (Abschnitt 6) begründen: Öffentlich finanzierte Werke sollen der
Allgemeinheit kostenlos zur Verfügung stehen; angeführt werden wis-
senschaftliche Texte (6.1) und im staatlichen Auftrag programmierte
Software (6.2).
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Auch der folgende Abschnitt 7, Infrastrukturmonopole, nimmt bezug
auf das Staatsverständnis: »Freie Kommunikation ist die Grundlage jeder
funktionierenden Demokratie« (7). Um eine derartige freie Kommuni-
kation zu gewährleisten, sollen dezentrale Systeme gefördert werden;
bestehende Monopole sollen zerschlagen werden (7.1). Einen eigenen
Abschnitt erhält das Thema elektromagnetisches Spektrum, für das die
Möglichkeit einer »breiten, zivilen, demokratischen Nutzung« gefordert
wird (7.2).68 Auf den ersten Blick überraschend wirkt, daß dem Bereich
Inhaltsfilterung nur ein relativ kurzer Abschnitt (7.3) gewidmet wird; der
zentrale Konflikt um Inhaltsfilterung (vgl. S. 41) fand erst zwei Jahre nach
der Parteigründung statt. Angesichts von Präzedenzfällen in anderen
Ländern war aber die Ablehnung von Inhaltsfilterung und die Forderung
nach Netzneutralität bereits vorher Forderung der Piratenpartei.

Bis zu diesem Abschnitt überwiegen die Parallelen zum schwedi-
schen Vorbild. Eine Erweiterung über diese Kernthemen fand 2009 mit
einer Position zur Bildungspolitik (Abschnitt 8) statt. Auch wenn die Be-
schäftigung mit dem Thema konsequent wirkt angesichts der sonstigen
Programmatik, die von einem mündigen Bürger ausgeht, der zu infor-
mationeller Selbstbestimmung und einer demokratischen Kontrolle des
Staates in der Lage ist, ist der Abschnitt geprägt von Gemeinplätzen (z. B.
»Investitionen in Bildung sind Investitionen in die Zukunft«, 8.1), die
bei weitem kein Alleinstellungsmerkmal darstellen und im politischen
Mainstream liegen. Gefordert werden ein Recht auf freien Zugang zu
Bildung (8.1), Bildungsgebühren werden abgelehnt (8.2), Bildung als indi-
vidueller Prozeß gesehen (8.3), Bildungseinrichtungen sollen umfassende
Mitbestimmungsrechte haben (8.4). Akzente werden gesetzt, indem die
Verwendung von Werken mit freien Lizenzen gefördert werden soll.

Die jüngste Ergänzung (Bundesparteitag 2010) ist der Abschnitt 9,
Mehr Demokratie wagen. Der Vorzug der Demokratie wird gefaßt als
»faires und gerechtes Miteinander sowie de[r] Ausgleich der Interessen
Einzelner innerhalb des Staates«; Ziel ist eine »möglichst hohe demokra-
tische Gleichberechtigung aller Menschen«. Neben einer Betonung des
Ausbaus von Mitbestimmungsmöglichkeiten wird ein Schwerpunkt auf

68Auch hier wird der Begriff »demokratisch« nicht weiter bestimmt.
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die Stärkung der Gewaltenteilung gelegt69 sowie eine möglichst freie
Presse gefordert.

4.3.1.2 Einschätzung

Im Vergleich mit dem schwedischen Programm fällt die Länge und der
Stil des deutschen Parteiprogramms auf. Mit Ausnahme des Punktes
Bildung entspricht das Programm weitgehend dem schwedischen, ist
aber deutlich redundanter und an einigen Stellen ausführlicher formu-
liert mit vielen Doppelungen70, es wirkt stellenweise unbeholfen und
floskelhaft.71 Der Ton ist stellenweise alarmistisch72, und es scheint eine
Gründungserzählung wie bei der schwedischen Piratenpartei zu feh-
len. Die Piratpartiet, die sich im Umfeld der Urheberrechts-Debatte um
The Pirate Bay und illegale Hausdurchsuchungen gegründet hatte, kann
auf eine Geschichte zurückgreifen, die die Bereiche Urheberrecht und
Bürgerrechte eng verknüft, und daraus ein kompaktes, in sich schlüs-
siges Programm entwickeln. Als Gründungsmythos für die deutsche
Piratenpartei konnte die Netzsperrendebatte nicht in gleichem Maße
identitätsstiftend für die Programmatik werden, kam sie doch erst deut-
lich nach der Parteigründung.

Zentrale Begriffe im Programm sind Demokratie und Freiheit als an-
zustrebende fundamentale Werte (der Begriff »Würde« wird zweimal
erwähnt, in der Präambel und im Abschnitt zu Privatsphäre und Daten-
schutz, allerdings eher formelhaft zusammen mit Freiheit), dem gegen-

69Hier scheint eine große Begeisterung für das Bundesverfassungsgericht durch,
das wegen seiner bürgerrechtlichen Entscheidungen – vom Volkszählungsur-
teil 1983 bis zur Entscheidung zur Vorratsdatenspeicherung 2010 – heroisiert
wird.

70Z. B. die Abschnitte 2.1 und 2.2, »Keine Beschränkung der Kopierbarkeit« und
»Freies Kopieren und freie Nutzung«; Digital rights management wird in den
Abschnitten 2.1, 2.2, 2.5.4 angesprochen; Infrastruktur taucht unter 2.5 und
als eigener Abschnitt 7 auf und so weiter

71Ein besonders deutliches Beispiel findet sich in Abschnitt 2.3: »Positive Effekte
der von uns geforderten Änderungen sollen im vollen Umfang genutzt wer-
den können. Mögliche, aber nicht zu erwartende negative Nebenwirkungen
müssen bei deren Auftreten nach Möglichkeit abgemindert werden.«

72»immens«, »rasant«, »ethisch höchst verwerflich«; die Erwartung eines totali-
tären Systems . . .
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übergestellt werden staatliche Kontrolle durch Überwachung und Pa-
ternalismus einerseits und mißbräuchliche wirtschaftliche Macht durch
Monopole und Datensammlungen andererseits.

Unter Demokratie werden dabei hauptsächlich partizipative Aspek-
te verstanden; zugrunde liegt das Bild des mündigen Bürgers, der zur
Partizipation fähig ist (und dessen Bildung Aufgabe staatlicher Erzie-
hung ist). Rechtsstaatliche Aspekte – Gewaltenteilung, Rechtsbindung
des Staates, Rechtsschutz – werden jedoch nicht explizit als »demokra-
tisch« bezeichnet. Die (implizit) zugrundeliegende Demokratietheorie
ist damit eine partizipatorische:73 Demokratie wird aufgefaßt als »po-
litische Methode und ethisches Ziel«,74 die am Prozeß gemessen wird,
der eine möglichst breite Beteiligung ermöglichen soll. Dieser Aspekt
fehlt im schwedischen Parteiprogramm, das zwar auch den politischen
Prozeß im Blick hat, allerdings mit einer Fokussierung auf die normative
Ausgestaltung der Institutionen und Methoden. Aus dieser Perspektive
ist auch eine Prognose bezüglich einer Erweiterung des Programms zu
treffen: Das Selbstverständnis einer partizipatorischen Demokratieauffas-
sung beinhaltet eine »Ausweitung und Vertiefung des demokratischen
Prozesses«75; losgelöst von konkreten Inhalten dürfte das für eine Partei
nicht zu erreichen sein.

Der Begriff der Freiheit bleibt weitgehend unbestimmt. Unter diesen
Begriff werden im Bildungsteil Chancengleichheit gefaßt, durch das Pro-
gramm hindurch ziehen sich Freiheit von Bevormundung, Kontrolle und
Überwachung. Der Freiheitsbegriff wird also primär negativ bestimmt.
Grundrechte tauchen zumeist als Abwehrrechte gegen den Staat auf,
soziale Grundrechte werden nicht erwähnt. Ein positiver Freiheitsbegriff
wird stellenweise angedeutet, etwa wenn in der Präambel von einer
»sozial gerechten« Ordnung die Rede ist; diese Aspekte werden aber
nicht explizit gemacht. Allenfalls die Forderungen eines Ausgleichs zwi-
schen Urhebern und Öffentlichkeit, im Bereich Open Access und auf eine
Teilhabe am elektromagnetischen Spektrum lassen sich als von einem
positiven Freiheitsbegriff bestimmt deuten. Gerechtigkeit als Teilhabe

73Vgl. dazu allgemein Schmidt 2000, S. 251–267.
74Bachrach 1970, S. 118.
75A. a. O.
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wird im Demokratiebegriff impliziert, Verteilungsgerechtigkeit wird nur
im Bereich von Immaterialgütern angesprochen.76

Auch ein einheitliches Bild von der Wirtschaft ist dem Programm
nicht zu entnehmen. Neben sozialdemokratisch bis links klingender
Rhetorik77 stehen (im Abschnitt über das Patentwesen) Stellen, die eine
marktwirtschaftliche Orientierung andeuten.78

Die Wirtschaft wird als Akteur eher negativ gezeichnet; »rein wirt-
schaftliches Interesse« wird als »unmoralisch« dargestellt (3.2), eine ver-
schwörungstheoretisch anmutende Wortwahl wird bisweilen angeschla-
gen.79 Bisweilen werden ökonomische80 oder utilitaristische81 Argumen-
tationsfiguren verwendet. Generell wird dabei deutlich ein Gegensatz
zwischen Gemeinwohl und Partikularinteressen und staatlichem Kliente-
lismus gezeichnet.

Im Gegensatz zur schwedischen Piratenpartei, die sich affirmativ auf
den Markt bezieht und eher als liberale Partei eingeordnet werden kann
(vgl. S. 31) wird der Markt und insbesondere die Wirtschaft trotz forma-

76Der Begriff »Gerechtigkeit« taucht nur in der Präambel kurz auf und im
Demokratie-Abschnitt 9, wo ein »faires und gerechtes Miteinander« ange-
strebt wird.

77»eine demokratische, sozial gerechte, freiheitlich selbstbestimmte, globale Ord-
nung«, Präambel; »Zwang stetiger Profitvermehrung«, 7.

78»Grundsätzlich wollen wir einen freieren Markt ohne die hinderlichen Be-
schränkungen der derzeitigen Patentpraxis erreichen.«, 4; »Generell [ist] ei-
ne Öffnung der Märkte erklärtes politisches Ziel unserer Partei«, 4.1. Der
Abschnitt zu Patenten ist auch im schwedischen Programm der am markt-
wirtschaftlichsten argumentierende; dort wird ein »fair and free market«
gefordert.

79»Behauptungen von bestimmten Interessensgruppen«, 2.2; »Die überwachte
Gesellschaft entsteht momentan allein dadurch, dass sie technisch möglich
geworden ist und den Interessen von Wirtschaft und Staat gleichermaßen
dient.«

80»Zusätzlich stehen die gesamtwirtschaftlichen Kosten für die Etablierung einer
lückenlosen und dauerhaft sicheren Kopierschutzinfrastruktur im Vergleich
zu ihrem gesamtwirtschaftlichen Nutzen in einem extremen Missverhältnis.
Die indirekten Folgekosten durch erschwerte Interoperabilität bei Abspielsy-
stemen und Software erhöhen diese Kosten weiter«, 2,1.

81»Die für alle gleich verfügbare Möglichkeit der breitbandigen Kommunikation,
sowie die Summe des individuellen Nutzens müssen dabei anstatt des Geldes
Entscheidungskriterium sein«, 7.2.
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lem Bekenntnis zu offenen Märkten eher skeptisch gesehen; im Bereich
der Bürgerrechte herrscht weitgehend Übereinstimmung. Damit liegt
eine Einordnung im linksliberalen Spektrum nahe.82

4.3.2 Europawahl 2009

4.3.2.1 Wahlprogramm

Die Wahl zum Europaparlament wurde noch vor dem großen Mitglie-
deranstieg vorbereitet und war die erste bundesweite Wahl, an der die
Piratenpartei teilgenommen hat. Zur Europawahl lag kein vollständiges
Wahlprogramm vor, nachdem dem Bundesparteitag kein entsprechender
Beschlußvorschlag vorlag und nur einzelne Punkte beschlossen werden
konnten. Die Ausarbeitung eines endgültigen Wahlprogramms wurde
an ein Gremium aus den Kandidaten und weiteren Mitgliedern delegiert.
Die Kompetenz dieses Gremiums wurde vom Bundesparteitag nicht
festgelegt, so daß es zu keinem endgültigen Beschluß kommen konnte.83

Neben zu erwartenden Inhalten zu Themen wie Innenpolitik und
Struktur der EU wurden auch Positionen zu Umwelt- und Sozialpolitik
verabschiedet.84

Das Wahlprogramm kritisiert ein europäisches Demokratiedefizit und
wendet sich gegen Exekutivföderalisms und den Lissabon-Vertrag, for-
dert eine strenge Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips und eine Volks-
abstimmung über eine zukünftige EU-Verfassung.85 Der Bereich Militär
ist verfaßt im Kontext der Debatte um den Militäreinsatz im Inneren
und der Militarisierung von Innenpolitik.86 Die Partei wendet sich gegen
einen Einsatz von Militär in Polizeifunktion und eine europäische Ar-
mee. Den umfangreichsten Teil macht das Thema Innere Sicherheit aus;
gefordert wird eine Zustimmungspflicht des Europäischen Parlaments

82Auch in der Praxis lassen sich Argumente für diese Einordnung finden. Vgl.
dazu auch Abschnitt 4.4.

83Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Bundesparteitag_2008.2/Protokoll«.
84Die beschlossenen Punkte und verschiedene Versuche, sie zu einem Wahl-

programm zu vervollständigen, finden sich im Piratenpartei-Wiki, Artikel
»EU-Wahlprogramm_2009«.

85Die Piratenpartei greift damit eine verbreitete Stimmung gegenüber der EU
auf. Vgl. dazu Hegewald und Schmitt 2009, S. 16f.

86Vergleiche dazu etwa Prantl 2008, S. 135–167 und Rose 2009.
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für EU-Beschlüsse zur Innenpolitik, Rechtsstaatlichkeit auch bei Anti-
Terror-Gesetzgebung, eine Abschaffung der Vorratsdatenspeicherung,
die Überprüfung von EU-Abkommen auf die Kernpunkte der Piraten-
partei hin und eine verstärkte Einbeziehung von Grundrechtsthematiken
bei der Gesetzgebung zu polizeilicher Zusammenarbeit. Diese Punkte
beinhalten keine Überraschungen; eine derartige Positionierung ist im
Rahmen des Parteiprogramms zu erwarten.

Besonders interessant für die Einordnung ins politische Spektrum
sind daher die Positionen, die sich nicht aus den Kernthemen ableiten
lassen. Der Bereich Umweltpolitik wird geprägt von einem grundsätzli-
chen Fortschrittsoptimismus (Forschung und Entwicklung regenerativer
Energiequellen soll gefördert werden), verbunden mit einer ökologi-
schen Grundausrichtung. Ein besonderer Fokus liegt auf Nachhaltigkeit;
trotz einer Forderung nach einem Ausstieg aus der Kernenergie soll
die Forschung im Bereich Kernenergie fortgeführt werden. Ein weiterer
Schwerpunkt liegt auf der Förderung öffentlichen Verkehrs. Gentech-
nik wird äußerst kritisch bewertet: Beschlossen wurde ein »Verbot von
genmanipulierten Pflanzen und Tieren (GVO) im Freifeld, Verbot von
genmanipulierten Pflanzen und Tieren (GVO) zur Nahrungsproduktion
(kein »Gen-Food«), Einstufung von GVO als Gefahrenstoffe«.87

Der Bereicht Soziales und Gesundheit nimmt Punkte aus dem Par-
teiprogramm auf (Abschaffung von Pharmapatenten) und ergänzt die
Forderung nach einem umfassenden europäischen Sozialsystem (europa-
weit einheitliche Krankenversicherung und Rentensystem).

Eine Bewertung des Programms fällt schwer, ist das Protokoll des Bun-
desparteitags doch sehr unübersichtlich und gibt kaum Begründungen
für die jeweils eingenommenen Positionen; das Protokoll weist etwa 40
anwesende Stimmberechtigte aus, die Versammlung ist damit sehr klein.
Der Wahlkampf wurde hauptsächlich mit den Kernthemen bestritten, die
Piratenpartei auch dank der schwedischen Partei mit ihrem begrenzten
Programm damit thematisch klar fokussiert wahrgenommen.88

87Die Forderungen im Bereich Umwelt sind, wenn auch nicht ausformuliert,
damit weitgehend auch im Wahlprogramm der Grünen zu finden. Vgl. dazu
Bündnis 90/Die Grünen 2009a, Abschnitte I und II. Im Verlaufsprotokoll
des beschließenden Bundesparteitags findet sich ein – abgelehnter – Antrag
»Kapern des Grünenprogramms zu Umweltthemen«.

88Bartels 2009, S. 119–122.
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4.3.2.2 Netzpolitik bei anderen Parteien

Der Europawahlkampf war durch die Weltwirtschaftskrise geprägt;89

netzpolitische Themen beherrschten die allgemeine Diskussion nicht,
so daß in der Außenwahrnehmung die Inhalte der Piratenpartei ein
deutliches Alleinstellungsmerkmal waren.

Im Wahlprogramm der CDU wird das Thema Internet nur im Rahmen
des Abschnitts über Innere Sicherheit behandelt, und dort als Gefahr
und Kriminalitätsherd dargestellt, wie auch ansonsten in diesem Bereich
diametral entgegengesetzte Ziele verfolgt werden.90 Die CSU erwähnt
das Netz nur im Bereich der Breitband-Infrastrukturförderung.91

Im Wahlprogramm der SPD taucht das Wort »Internet« überhaupt
nicht auf. Gefordert werden ein Ausbau der Breitband-Infrastruktur (S. 6),
im Bereich Innere Sicherheit liegt auch hier (neben einem ausdrücklichen
Bekenntnis zur europäischen Grundrechts-Charta) ein Schwerpunkt auf
dem Aspekt Sicherheit (S. 12f.).

Das Wahlprogramm der Grünen92 ist das einzige der fünf deutschen
im EU-Parlament vertretenen Parteien, in dem das Thema Netzpolitik
einen größeren Stellenwert einnimmt und auch als Querschnittsthema
bei anderen Themen mitbehandelt wird, so etwa in der Energiepolitik
(»nachhaltige Informationstechnik«, Kapitel I, S. 5), beim Thema Barrie-
refreiheit (IV, S. 7) und Bekämpfung von Rechtsextremismus (Kapitel VII,
S. 8). Auch die Grünen fordern einen Ausbau der Breitband-Infrastruktur
(Kapitel V, S. 2). Im Kapitel Verbraucherschutz nimmt das Netz einen
großen Stellenwert ein, verhandelt werden Themen wie Vertragsrecht
und Verbraucherdatenschutz (Kapitel III, S. 3 und S. 5). Das Kapitel zu
Kultur, Bildung und Forschung weist große Parallelen zum Programm
der Piratenpartei auf. Dort sprechen sich die Grünen für Open Accesss
und gegen Wissensmonopole (S. 4), eine möglichst freie und plurale
Medienlandschaft (S. 5) und eine Stärkung von Medienkompetenz aus
(S. 5). Ein eigener Abschnitt »Europäische Digitalpolitik« (S. 6) zeichnet
Handlungsbedarf in den Bereichen Datenschutz, Netzneutralität, Freie

89Vgl. Hrbek 2009, S. 195–198.
90Vgl. CDU 2009, S. 18–21.
91Vgl. CSU 2009, S. 4.
92Bündnis 90/Die Grünen 2009a; das Programm ist kapitelweise paginiert, daher

werden die Verweise jeweils mit Seiten- und Kapitelangabe angegeben.
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Software in öffentlichen Vergabeverfahren und spricht sich gegen Digital
rights management aus.

Bei der FDP93 findet sich das Wort »Internet« nicht im Wahlprogramm,
das gerade im Punkt Urheberrecht in zentralen Punkten von der Pi-
ratenpartei abweicht: Die FDP fordert einen starken »Schutz geistigen
Eigentums« und spricht sich für Patente aus (S. 13); große Übereinstim-
mung mit der Piratenpartei gibt es nur im Bürgerrechtsbereich (u. a. etwa
die Rücknahme Vorratsdatenspeicherung, S. 17f.).

Die Linke94 fordert einen »umfassende[n] medienpolitische[n] Rah-
men«, in den auch das Netz miteinbezogen werden soll, um eine »wi-
derrechtliche Aneignung« von Immaterialgütern durch die Wirtschaft
zu verhindern.95 Auch die Linke fordert einen Ausbau von Breitband-
Infrastruktur. Im Bereich der Grundrechte liegt der Fokus auf sozialen
Rechten, ansonsten vertritt sie ähnliche Positionen wie die Piratenpartei,
insbesondere zum Thema Terrorismusbekämpfung (S. 21f.).

Mit Ausnahme der Grünen hat sich im Europwahlkampf 2009 keine
Partei in ihrem Wahlprogramm ausführlich mit netzpolitischen Themen
auseinandergesetzt. Weitgehend Konsens ist die Notwendigkeit einer flä-
chendeckenden Breitband-Infrastruktur. Auch wenn die Grünen weitge-
hend die Forderungen der Piratenpartei in ihrem Wahlprogramm behan-
deln, wurde die Piratenpartei durch ihre thematische Fokussierung und
ihren Neuigkeitswert als einzige netzpolitische Kraft wahrgenommen.
Mit dem Schwerpunkt auf Netzpolitk und Bürgerrechte im Informations-
zeitalter hat sich die Piratenpartei als Agenda-Setter erwiesen, wie sich
bei der Bundestagswahl zeigt.

93FDP 2009a.
94Linke 2009.
95S. 18. In der Formulierung sieht man auch deutlich den Unterschied zwischen

der in diesem Bereich eher liberalen Argumentation der Piratenpartei und
einer in linker Diktion formulierten Argumentation: »Ohne eine medienrecht-
liche Regulierung werden das Wissen und die Kreativität, die in Netzwer-
ken und Tauschbörsen (Filesharing) entwickelt werden, von den privaten
Dienstanbietern widerrechtlich angeeignet und ökonomisch verwertet.«
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4.3.3 Bundestagswahl 2009

4.3.3.1 Wahlprogramm

Die programmatischen Versäumnisse der Europawahl wurden bei der
Bundestagswahl nicht wiederholt;96 hier liegt ein beschlossenes Pro-
gramm vor.97 Im Gegensatz zum Programmfragment zur Europawahl
beschränkt sich das Bundestagswahl auf die im Parteiprogramm festge-
legten Themen und übernimmt auch in weiten Teilen daraus Textpassa-
gen, so etwa beim der Präambel entsprechenden Vorwort.

Das erste Kapitel, »Grundgesetz bewahren«, nimmt emphatisch Bezug
auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte und begründet die
Programmatik der Piratenpartei aus dem Grundgesetz heraus. Ände-
rungen am Grundrechtskatalog der Artikel 1–19 werden »kategorisch«
abgelehnt, da solche Änderungen immer zu einem Abbau von Bürger-
rechten geführt hätten.98

Das zweite Kapitel, »Privatsphäre und Datenschutz«, gibt weitgehend
die Beschlußlage des Parteiprogramms wieder. Auch wenn hier wieder
deutlich Mißtrauen gegenüber politischen Institutionen ausgedrückt
wird, ist es in der Formulierung zurückhaltender als das Parteiprogramm.
Die Wahrung der Privatsphäre wird als »unabdingbares Fundament einer

96Vgl. dazu auch das Protokoll des beschließenden Bundesparteitags 2009,
Piratenpartei-Wiki, Artikel »Bundesparteitag_2009.1/Protokoll«

97Piratenpartei Deutschland 2009.
98Die Formulierung ist hier etwas unklar: »Wir stehen hinter dem Grundgesetz

in der grundsätzlichen Form, wie es unsere Gründungsväter 1949 ausgear-
beitet haben.« Zwar werden spätere Änderungen am Grundrechtskatalog,
etwa die Möglichkeit einer allgemeinen Wehrpflicht (Art. 12a) und die damit
verbundene Möglichkeit von Grundrechtseinschränkungen (Art. 17a) oder
die Neufassung der Regelung des Asyls (Art. 16a), wohl als ein Beispiel für
den angesprochenen Abbau von Grundrechten zu interpretieren sein, explizit
erwähnt wird dies allerdings nicht. Da Änderungen »kategorisch« abgelehnt
werden und auch nichts zu einer Rückführug auf den Grundrechtsbestand
von 1949 zu lesen ist, scheint der Wortsinn darauf abzuzielen, daß grund-
sätzliche Änderungen an diesen Themen ausgeschlossen werden. Aus dieser
Beobachtung dürfte vor allem abzuleiten sein, daß sich die Partei abseits der
Kernthemen, die mit großer Kompetenz und Liebe zum Detail ausgeführt
werden, noch deutlich Kompetenzen aneignen muß.
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demokratischen Gesellschaft« betrachtet und die weiteren Forderungen
daraus abgeleitet.

Neu ist eine ausführlichere Bezugnahme auf das Thema Innere Sicher-
heit mit dem Fokus auf der Überprüfung von Grundrechtseinschränkun-
gen. Gefordert wird ein Moratorium für Grundrechtseingriffe und eine
unabhängige Evaluierung von Sicherheitsgesetzen. Gesetzgebungsvor-
haben sollen von einer unabhängigen Stelle auf ihre Wirksamkeit und
Verhältnismäßigkeit überprüft werden (»Gesetzes-TÜV«). Sicherheitsge-
setzgebung soll unter einem pragmatischen Blickwinkel betrieben wer-
den; aus dem Programm spricht ein großes Vertrauen in die Möglichkeit
einer objektiven Bewertbarkeit von Gesetzen.99 Das kritisierten Unver-
hältnis der Sicherheitsgesetzgebung wird zurückgeführt auf »verzerrte[]
Einschätzungen und Darstellungen der Sicherheitslage«; dennoch wird
das Bedürfnis nach »gefühlte[r] Sicherheit« anerkannt. Daher soll er-
forscht werden, wie ein derartiges Sicherheitsgefühl aufrechterhalten
werden kann ohne in den Augen der Piratenpartei schädliche Symbol-
politik. (S. 8.) Ein Schulterschluß mit gesellschaftlichen Bewegungen
wird demonstriert, indem die Forderungen des Bürgerrechtsbündnisses
»Freiheit statt Angst« übernommen werden.100

Im dritten Kapitel, »Demokratie durch Transparenz und Beteiligung«,
werden zusätzlich zu den Forderungen des Parteiprogramms Verhaltens-
richtlinien für politische Ämter gefordert. Parlamentarier sollen Nebentä-
tigkeiten und Nebeneinkünfte offenlegen, für die möglichen Abgeordne-
ten der Piratenpartei wird eine Selbstverpflichtung auf diese Grundsätze
angekündigt. Nebentätigkeiten (auch in Vereinen), die mit dem ausgeüb-
ten Amt in Verbindung stehen, sollen während und bis zwei Jahre nach
der Amtsausübung verboten werden, die Verbindung von »Amt und
Mandat« (gemeint ist wohl: von Regierungsamt und parlamentarischem
Mandat) soll verboten werden. Daneben findet sich ein im Vergleich

99»Bekämpfung der Kriminalität ist [. . . ] nach unserer Überzeugung nur durch
eine intelligente, rationale und evidenzbasierte Sicherheitspolitik auf der
Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse zu gewährleisten«, S. 7.

100Das lose Bündnis »Freiheit statt Angst« organisiert im Rahmen des AK Vor-
ratsdatenspeicherung die jährliche gleichnamige Bürgerrechtsdemonstra-
tion in Berlin und wird unterstützt von einer breiten Liste an Organisa-
tionen (Gewerkschaften, Parteien und ihre Jugendorganisationen, Bürger-
rechtsorganisationen, kirchliche Verbände, Umweltverbände). Vgl. http:
//www.freiheitstattangst.de/.
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zum Rest des Programms extrem detaillierter Abschnitt zum Thema In-
formantenschutz (S. 15–17), in dem ausführlich Anforderungen an eine
gesetzliche Regelung des Informantenschutzes diskutiert werden.

Erst im vierten Kapitel geht es um das Thema Urheberrecht, unter
der sachlich korrekten, aber nicht in der öffentlichen Wahrnehmung
etablierten Überschrift »Immaterialgüterrechte«. Im wesentlichen wird
das Parteiprogramm wiedergegeben, zusätzlich wird eine Förderung
neuer Geschäftsmodelle gefordert, wenn auch ohne konkrete Vorschläge.

Das fünfte Kapitel, »Infrastrukturen offen halten«, und das sechste
Kapitel, »Bildung«, geben die Inhalte des Parteiprogramms wieder ohne
wesentliche Ergänzungen. In einem eigenen Nachsatz (S. 26) wird ein
vorläufiger Charakter der Aussagen betont, und eine Weiterentwicklung
des Programms angekündigt.

Bei der Lektüre des Programms fällt die Schwerpunktsetzung auf.
Während in der öffentlichen Wahrnehmung die Piratenpartei mit dem
Thema Urheberrechte verbunden wird und Netzsperren das zentrale
netzpolitische Thema im Wahljahr waren, taucht das Thema Urheberrecht
erst spät im Programm auf (im vierten von sechs Kapiteln), Netzsperren
werden zwar dreimal erwähnt (S. 11, S. 13 und S. 23), aber jeweils nur
sehr knapp. Der eindeutige Fokus des Programms liegt auf dem Thema
Demokratie und transparenter und partizipatorischer Staatsorganisati-
on; das am ausführlichsten ausgeführte einzelne Thema ist Informan-
tenschutz. Diese Schwerpunktsetzung überrascht und wirkt strategisch
undurchdacht. Die im Wahlkampf 2009 beherrschenden Themen waren
wirtschaftliche und soziale Themen; von den durch die Piratenpartei
besetzten Themenfeldern waren allein Bildung und Politikverdruß unter
den zehn Sachthemen, die für die Wähler die höchste Relevanz hatten.101

Dabei ist aber anzunehmen, daß mit dem anspruchsvollen partizipato-
rischen Ansatz der Unmut von Protestwählern nicht hätte kanalisiert
werden können.102 Auch die sehr allgemein gehaltenen Aussagen zur
Bildungspolitik lassen es fraglich erscheinen, daß sich die Piratenpartei
auf diesem Gebiet mit hoher Sachkompetenz präsentieren könnte. Nach-

101Vgl. Jung 2009, S. 21f.: Im September 2009 wurde das ohnehin nur sehr be-
grenzt auf Bundesebene angesiedelte Thema Bildung von 12 % der Wähler
als wahlrelevant benannt, Politik(er)verdruß von 5 %.

102Den Spitzenwert an Relevanz erreicht das Thema »Politik(er)verdruß und
Affären« im Juli 2009 mit 10 % auf dem Höhepunkt von Ulla Schmidts Dienst-
wagenaffäre. Vgl. ebd.
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Abbildung 4.4: Die Piratenpartei in der ideologischen Parteienkon-
stellation Deutschlands

dem die beherrschenden Sachgebiete bewußt nicht abgedeckt werden,
wäre eine Konzentration auf die bereits in der Öffentlichkeit plazierten
Kernkompetenzen zu erwarten gewesen, insbesondere ein Aufgreifen
der Netzsperrendebatte.

Eine Aussage über das Verhalten im Falle einer erfolgreichen Wahl fin-
det sich (im Gegensatz zum Programm der schwedischen Piratpartiet103)
nicht; wie sich die Abgeordneten der Piratenpartei verhalten würden in
nicht vom Programm abgedeckten Themenfeldern geht nicht aus dem
Programm hervor.

4.3.3.2 Netzpolitik bei anderen Parteien

Auch wenn weder Netz- noch Innenpolitik zu den relevantesten Sachthe-
men des Wahlkampfs gehörten, gewann doch über die Medienpräsenz

103Dort wird die wohlwollende Duldung einer Minderheitsregierung angekün-
digt: Keine Regierungsbeteiligung, sondern eine Unterstützung jeglicher Poli-
tik, solange die Kernforderungen der Piratpartiet erfüllt werden. Vgl. S. 35.
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der Piratenpartei das Feld Netzpolitik einen größeren Stellenwert. Im
Gegensatz zur Europawahl genügt es nicht mehr, einfach nur das Wort
»Internet« in den Programmen zu suchen; bei allen Parteien wächst die
Sensibilität für die Bedeutung des Netzes auch als Querschnittsthema.
Eine quantitative Analyse der Wahlprogramme zur Bundestagswahlen
mittels des Wordscores-Verfahren104 wurde von Marc Debus vorgenom-
men.105 Diese Analyse (vgl. Abbildung 4.4) ordnet die Piratenpartei im
Bereich der Gesellschaftspolitik in ähnlichen Bereichen wie die Linke
und die Grünen ein, während sie im ökonomischen Bereich auf Höhe der
CDU einzuordnen ist.106

Im gemeinsamen Programm der Unionsparteien107 liegt der Schwer-
punkt auf Gefahren und Kriminalität (im Zusammenhang mit Kinderpor-
nographie, S. 45, und im Bereich Verbraucherschutz, S. 76). Der ausführ-
lichste Abschnitt findet sich im Kapitel über Innere Sicherheit (S. 80f.)
und wird mit der Phrase »Das Internet ist kein rechtsfreier Raum.« einge-
leitet.108 Neben der eindeutigen Konnotation von Netz und Kriminalität
liegt das Augenmerk ansonsten beim Urheberrecht, wo das Netz im
wesentlichen als Gefahr für etablierte Medien dargestellt wird und ei-
ne strengere Durchsetzung von Urheberrechten gefordert wird. (S. 52f.)
Datenschutz wird unter dem Schlagwort »Datenschutz mit Augenmaß«
(S. 81) verhandelt; darunter wird eine Abwägung von Datenschutz- und
Sicherheitsinteressen verstanden.

Im Programm der SPD109 wird Netzpolitik nicht nur unter einem defi-
zitorientierten Ansatz betrachtet. Zwar taucht das Netz hier auch in Ver-
bindung mit Kriminalität auf (S. 70, Kinderpornographie), generell wird
das Netz aber positiv wahrgenommen. Das Netz wird als Teil der Grund-
versorgung aufgefaßt (dafür spricht die Forderung nach Barrierefreiheit
von Webseiten, S. 60, und Ausbau der Breitbandinfrastruktur, S. 23 und
78). Im Bereich des Datenschutzes (S. 32, Arbeitnehmerdatenschutz, und

104Vgl. Laver et al. 2003.
105Vgl. Debus 2009.
106Wobei diese Einordnung durch die Zurückhaltung des Programms zu wirt-

schaftlichen Themen unter Vorbehalt steht.
107CDU/CSU 2009.
108Diese Selbstverständlichkeit explizit zu betonen ist eine beliebte Redefigur, um

rechtliche Defizite und die Notwendigkeit einer stärkeren Regulierung des
Netzes einzuleiten. Vgl. dazu bereits Wenning 1997 und Lischka 2009.

109SPD 2009.
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S. 72, »Datenschutz in Staat und Wirtschaft«) wird der Privatsphäre und
Abwehrrechten gegen den Staat ein höherer Stellenwert eingeräumt als
bei den Unionsparteien. Das Netz soll für Bürgerbeteiligung eingesetzt
werden (S. 77). Im Urheberrecht sollen Internet-Service-Provider und
Netzbetreiber »in den Dialog mit Rechteinhabern und Verwertungsge-
sellschaften« einbezogen werden (S. 75), eine Position, die tendentiell
gegen Netzneutralität gerichtet ist. Parallelen zur Piratenpartei wiederum
gibt es im Bereich Medienmonopole, informationelle Selbstbestimmung
und Medienkompetenzförderung (S. 78f.).

Bündnis 90/Die Grünen110 haben als einzige etablierte Partei ein eige-
nes Kapitel zum Thema Netzpolitik aufgenommen: »Digital ist besser –
Für ein freies Internet« (S. 194–201). Bereits in der Präambel erklärt sich
die Partei zur »Partei der Freiheit des Internets« (S. 22).111 So zieht sich
auch außerhalb des Netz-Kapitels das Thema durch; Internet wird in
Aufzählungen selbstverständlich erwähnt, so bei öffentlichen Gütern
(S. 34), beim Verbraucherschutz (S. 124) und bei der Grundversorgung
mit Information (S. 192). Im staatlichen Bereich soll das Netz als In-
strument transparenter Politik benutzt werden (S. 57, Transparenz über
Ausgabenprogramme) und Datenschutz in Behörden verbessert werden
(S. 146).

Der Schwerpunkt des Netz-Kapitels ist im Gegensatz zur Piratenpar-
tei geprägt von grünen Kernthemen wie Umweltschutz, Nachhaltigkeit
und Gerechtigkeit. Dabei wird ein zwar grundsätzlich optimistisches
Bild gezeichnet, ohne jedoch (wie bei der Piratenpartei bisweilen der
Eindruck entsteht) Gefahren auszublenden; dementsprechend größer ist
der Akzent, der auf Verbraucherschutz liegt. Wie die Piratenpartei unter-
stützen die Grünen Freie Software und Open Access, eine Novellierung
des Urheberrecht, das Nutzerinteressen stärker einbezieht, und einen
Ausbau demokratischer Partizipationsmethoden.112

110Bündnis 90/Die Grünen 2009b.
111Kurios wirkt ein Blick in die Vergangenheit grüner Netzpolitik, die 1984

noch von großem Fortschrittspessimismus geprägt war. Die Grünen Baden-
Württemberg veröffentlichten etwa eine Streitschrift mit dem Titel »Einsam,
überwacht und arbeitslos. Technokraten verdaten unser Leben« (Kuhn und
Schmitt 1984).

112Einzelne Grünen-Politiker haben im Wahlkampf auf die weitreichenden Paral-
lelen zwischen grünem und Piraten-Programm hingewiesen, so etwa Volker
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Nach den Grünen beschäftigt sich das Wahlprogramm der FDP113 dem
Umfang nach am ausführlichsten mit dem Thema Netzpolitik, mit den
beiden Schwerpunkten Datenschutz (S. 26–28) und Wirtschaftspolitik
(S. 40f). Die vom Bundesverfassungsgericht abgeleiteten Grundrechte
auf informationelle Selbstbestimmung und auf Gewährleistung der Ver-
traulichkeit und Integrität informationstechnischer Systeme sollen ex-
plizit ins Grundgesetz aufgenommen werden, die Datenschutzaufsicht
und das Datenschutzrecht verbessert werden; datenschutzrelevante Si-
cherheitsgesetze sollen überprüft werden. Unter wirtschaftspolitischen
Gesichtspunkten wird das Urheberrecht verhandelt, das – wie bereits
im Europawahlprogramm – gestärkt werden soll; daneben fordert die
FDP eine Standortpolitik, die die IT-Branche fördert, das allgemeine Aus-
bildungsniveau im Bereich IT und Medienkompetenz erhöht und die
Breitbandinfrastruktur verbessert. Schließlich wird eine Novellierung des
Telemedienrechts angesprochen, die für Rechtsklarheit sorgen soll und
Presse- und Meinungsfreiheit besser schützt und Überwachungspflichten
der Medien-Anbieter reduziert.114

In ähnlichem Umfang wie die FDP kommt das Thema Netzpolitik
bei der Linken vor.115 Der Schwerpunkt liegt hier auf einer »Gestaltung
einer digitalen Medienordnung für mehr Demokratie«. Darunter wird
eine öffentliche Regulierung des Netzes und der Medien verstanden.
Rede- und Pressefreiheit und »menschliche Kreativität« sollen gegen
Kommerzialisierung verteidigt werden. Dazu sollen Nutzerrechte beim
Urheberrecht gesichert werden, Internetsperren verhindert und Netz-
neutralität gesichert werden. Der Ausbau der Breitbandinfrastruktur
und Barrierefreiheit von behördlichen Internetangeboten sind öffentliche
Aufgaben. (S. 23f.) Innenpolitisch soll Überwachung abgebaut werden

Beck, der in seinem Blog eine Synopse des Piratenprogramms und korrespon-
dierender Positionen der Grünen veröffentlicht hat. Vgl. Beck 2009.

113FDP 2009b.
114Es ist interessant, daß dieses Feld bei der Piratenpartei nicht auftaucht, sind

doch Fragen des Telemedienrechts im netzpolitischen Diskurs sehr prä-
sent, unter anderem etwa durch markenrechtliche Abmahnung von Blog-
Betreibern oder der Frage nach einer Haftung für Verweise, die mit Freedom
for Links zu einer der ersten Netz-Bürgerrechtsbewegungen in Deutschland
geführt hat.

115Die Linke 2009.
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(S. 28), Datenschutz (S. 28) und Arbeitnehmerdatenschutz (S. 5) gestärkt
werden.

Die Betrachtung der Wahlprogramme zeigt einen deutlichen Unter-
schied zu den Wahlprogrammen zur Europawahl: Waren dort netzpoliti-
sche Themen noch sehr randständig, ist das Politikfeld innerhalb nicht
einmal eines halben Jahres zum selbstverständlichen Teil der Parteipro-
gramme geworden, wenn auch in sehr verschiedenem Umfang.

Für die Piratenpartei ist das ein zweischneidiges Schwert: Einerseits
haben sie sich erfolgreich als Agenda-Setter betätigt, andererseits bleibt
ihnen insbesondere mit der Positionierung der drei kleineren Partei-
en nur noch die thematische Engführung als Alleinstellungsmerkmal.
Nachdem Netzpolitik von der Linken, den Grünen und der FDP umfang-
reich aufgegriffen wird, gibt es für Wähler, für die dieses Themenfeld
relevant ist, Alternativen, die auch unterschiedlichen wirtschafts- und
gesellschaftspolitischen Vorstellungen gerecht werden.

4.3.4 Wahlprogramm zur Landtagswahl 2010 in
Nordrhein-Westfalen

Bei der Landtagswahl in Nordhrein-Westfalen ist die Piratenpartei erst-
mals mit einem ausführlichen Wahlprogramm116 angetreten, das weit
über die Kernthemen hinausgeht. In der Einleitung (S. 5) werden die
Kernthemen benannt und auf die Programmausweitung hingewiesen.
Eine Begründung für die Ausweitung der Themen wird nicht gegeben.117

4.3.4.1 Wahlprogramm

Inhaltlich wird das Programm eingeleitet von einer Vorstellung des Poli-
tikverständnisses der Piratenpartei,118 das auf diesen Kernsatz gebracht
wird:

116Piratenpartei Nordrhein-Westfalen 2009.
117»Wir wollen unsere Kernthemen in die politische Diskussion einbringen und

unsere Standpunkte mit der nötigen Sachlichkeit vertreten. Wir haben An-
sichten, die in allen Politikbereichen relevant sind. Für die Landtagswahl in
NRW haben wir uns weitere Themenfelder erschlossen und in Arbeitskreisen
an unseren Inhalten gefeilt.« (S. 5)

118Der Text entstammt weitgehend dem »Kodex«, dem Versuch einer Selbstbe-
schreibung des »piratigen« Politikverständnisses, (Vgl. Piratenpartei-Wiki,
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Wir sind nicht links oder rechts, wir sind vorne. Wir wollen
eine Politik frei von ideologischen Scheuklappen und setzen
auf den sachlichen, wissenschaftlichen Diskurs, um eine
moderne Demokratie zu erreichen, in der Ihre Grundrechte
vor Eingriffen des Staates und der Wirtschaft sicher sind.
(S. 6)

Die folgende Aufzählung von Grundwerten führt diesen Grundsatz
aus und zeichnet das Bild einer pragmatischen, »ideologiefreien« Politik
in Einklang mit der oben bei der Analyse des Parteiprogramms festge-
stellten grundsätzlichen Werthaltung. Kernbegriffe sind Transparenz,
Freiheit, Demokratie und Partizipation. Diese Begriffe ziehen sich auch
stringent durch das ansonsten in seiner Schwerpunktsetzung bisweilen
willkürlich anmutende Programm. Netzpolitik und das Thema Internet
wird in den einzelnen Themenbereichen eingebracht, einen gesonder-
ten Abschnitt dazu gibt es nicht. Es überrascht, daß das beherrschende
auf Landesebene zu entscheidende netzpolitische Thema, die Novellie-
rung des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages (JMStV), überhaupt nicht
aufgegriffen wird.119

Das Programm gliedert sich in 13 Bereiche und wird eröffnet von
der Bildungspolitik, die im wesentlichen die Grundaussagen des Partei-
programms konkretisiert: Ein umfassender Bildungsbegriff mit einem
Schwerpunkt auf individueller Förderung und dem Ziel, Chancengleich-
heit und allgemeine Teilhabe an Bildung zu ermöglichen.

Im Bereich der Schulpolitik wird ein Modell selbstverwalteter Schulen
(die nicht mehr zentral über die Kultusministerien verwaltet werden, S. 8)
und eine »fließende Bildungslaufbahn« gefordert, die das dreigliedrige
Schulsystem ersetzen soll (S. 10f.). Auch Kernthemen wie kostenfreie
Lernmittel unter freien Lizenzen und die Nutzung neuer Medien (S. 11f.)
sowie einen Ausbau der Nutzung von Informationstechnik an Schulen
(»landesweite IT-Initiative«, S. 12f.) werden bedient. Im Bereich der Fi-
nanzierung wird die Position des Programms (generelle Kostenfreiheit)
weiter ausgeführt, ein elternunabhängiges BAFöG (S. 14) gefordert und

Artikel »Kodex«.) Mit dem Beschluß des NRW-Wahlprogramms wird dieser
Kodex erstmals Beschlußlage einer Gliederung der Piratenpartei.

119Umso unverständlicher, da das Thema in der Piratenpartei durchaus präsent ist.
Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »Jugendmedienschutz-Staatsvertrag«, dort
auch Verweise auf Beiträge zur netzpolitischen Debatte.
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eine Förderung von Erwachsenenbildung (S. 15). Zur Finanzierung der
umfangreichen Forderungen sollen kurzfristig Subventionen abgeschafft
werden, langfristig soll sich das verbesserte Bildungssystem über die an-
genommene Senkung der Arbeitslosigkeit durch Steuermehreinnahmen
und Minderausgaben im Sozialsystem finanzieren. (S. 16f.)

Der Bereich Innenpolitik konkretisiert das Parteiprogramm mit lan-
desspezifischen Themen. Befugnisse des Verfassungsschutzes (S. 17), das
Ersetzen von Polizisten durch schlechter ausgebildete Sicherheitskräfte,
polizeiliche Befugnisse im Netz, Videoüberwachung, automatische Kenn-
zeichenerfassung (jeweils S. 18) gehören zu den abgedeckten Themen,
die im Rahmen der üblichen Lösungsansätze der Piratenpartei – Transpa-
renz, Ablehnung von Überwachungsmaßnahmen, strikte Durchsetzung
der Rechtsbindung – besprochen werden.

Verbraucherschutz wird als neues Kernthema der Piratenpartei einge-
führt:

Die ganzheitliche Umsetzung mehrerer Kern- und Nebenthe-
men wie Datenschutz, Transparenz, der Freiheitsgedanke so-
wie stringente Lobbyismuskritik münden in logischer Kon-
sequenz in Verbraucherschutz. (S. 21)

Im Einklang mit dem politischen Selbstverständnis sind die Lösungsan-
sätze auch hier im wesentlichen Transparenz, eine deutliche Ablehnung
von Beeinflussung der Politik durch Lobbyisten und eine wissenschaftli-
che Annäherung an das Thema durch Maßnahmen wie der Einführung
standardisierter Beobachtungsinstrumente, eines »Kompetenzzentrums
Verbraucherforschung« und eine verbesserte Verbraucherberatung. (S.
22f.) Als eigenständige Bereiche werden der Energiemarkt (S. 23), das
Gesundheitswesen (S. 23) und »Verbraucherrechte in der digitalen Welt«
(S. 24) angesprochen. Dieser Bereich fällt mit fünf Punkten und einem Ge-
samtumfang von knapp über einer halben Seite überraschend kompakt
aus.

Eines der umfangreichsten Kapitel ist der Abschnitt »Bürgerbeteili-
gung und Direkte Demokratie« (S. 25–31). Sehr detailliert werden diverse
Verfahrensänderungen dargestellt, die auf eine Erhöhung von direkter
Beteiligung abzielen im Bereich der Volksgesetzgebung (Ausweitung
der zulässigen Themen, Vereinfachung der Verfahren, Senken von Zu-
gangshürden), Änderungen bei Wahlverfahren (Approval voting bei Bür-
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germeisterwahlen, Kumulieren und Panaschieren bei Kommunal- und
Landtagswahlen), Vergrößerung der Wählerbasis (kommunales Wahl-
recht für Ausländer, Senkung des Wahlalters auf 16 Jahre) und eine
Ausweitung von E-Government.

In der Medienpolitik wendet sich die Piratenpartei besonders gegen
eine parteipolitische Einflußnahme im öffentlich-rechtlichen Rundfunk,
etwa, indem sie die Zusammensetzung der Rundfunkräte ändern will
(S.31f.).120 Neben der Ablehnung von Internetsperren (S. 32) und einer
Monopolisierung der Medienlandschaft (S. 32) sollen öffentlich-rechtlich
finanzierte Inhalte allgemein und dauerhaft zugänglich sein (S.32).

Im Bereich Open Access werden die Forderungen des Parteiprogramms
übernommen. (S. 33)

Neu ist eine Position zu Bauen und Verkehr. Der Schwerpunkt wird
hier auf einen Ausbau des ÖPNV gelegt, wiederum mit dem Fokus
auf Transparenz, allgemeine Zugänglichkeit und Wettbewerb. (S. 34–36.)
Überraschend ausführlich wird der Bereich Güterverkehr auf der Schiene
abgehandelt. (S. 36–38.)

Die kulturpolitischen Positionen der Piratenpartei lassen sich in vier
Bereiche einteilen: Förderung von selbstorganisierter Kultur (etwa Bür-
gerfunk, S. 38, Förderung von Laientheatergruppen, S. 39, kulturelle
Bildung, S. 40), Förderung des Zugangs zu Kultur (wie Mehrsprachig-
keit im öffentlich-rechtlichen Rundfunk, S. 38, Förderung von Museen
und Bibliotheken, S. 39), Spielen als Kulturgut (mit Schwerpunkt auf
Computerspielen und eSport – wettkampfmäßiges Computerspielen –
und einer Ablehnung der Kriminialisierung von Spielen wie Paintball;
S.41f.) und »Clubkultur und Nachtleben« (durch Infrastrukturförderung
wie Nachtverkehr im ÖPNV und Überlassung öffentlicher Räume für
Kulturzentren und als Übungsräume, aber auch durch eine Neuregelung
des Tanzverbots an »Stillen Tagen«,121 S. 42f.)

Der Bereich der Umweltpolitik wird aus dem Begriff der Nachhaltig-
keit entwickelt (S. 43). Betont wird ein naturwissenschaftlicher Zugang

120Unter anderem wird vorgeschlagen, der »Netzgemeinde« als gesellschaftlich
relevanter Gruppe Sitze in Rundfunkräten zu geben; vorgeschlagen wird,
daß diese Sitze vom Chaos Computer Club wahrgenommen werden sollen,
wiederum also ein Versuch, den Schulterschluß mit Organisationen aus dem
bürgerrechtlichen Bereich zu suchen. (S. 32.)

121Eine Forderung, die sich zu der Konfliktlinie Säkularismus–Klerikalismus
positioniert.
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und auch hier eine Förderung von Transparenz und Bürgerbeteiligung,
um eine öffentliche Kontrolle (genannt werden die Negativbeispiele
E.ON und Asse) sicherzustellen.

Erstmals liegen mit dem Landtagswahlprogramm wirtschaftspoliti-
sche Positionen vor; darin wird zwar eine »strategische Ausrichtung statt
Adhoc-Politik« angemahnt, über allgemeine Aussagen122 und punktuelle
Projekte (Ausstieg aus der West-LB, S. 46, Bürokratieabbau etwa durch
eine Abschaffung der Zwangsmitgliedschaft in Kammern und Verbän-
den, S. 47, Ablehnung von Cross-Border-Leasing und Standorterhaltung
durch Subventionen, S. 48f.) gehen die Forderungen allerdings nicht hin-
aus, sieht man von der üblichen Forderung nach Transparenz und einem
zurückdrängen von Lobbyismus (S. 50) ab.

Einen ähnlichen Ansatz verfolgen die Abschnitte zu Gesundheits- und
Drogenpolitik. An konkreten Projekten werden eine Ausweitung der
Erste-Hilfe-Ausbildung, ein Ausbau verpflichtender Vorsorgeuntersu-
chungen von Kindern, mehr Drogenprävention an Schulen, die Freigabe
medizinischer Cannabis-Nutzung, eine Kennzeichnungspflicht suchter-
zeugender Medikamente und eine Initiative gegen den Mißbrauch von
ADHS-Medikamenten vorgestellt. In beiden Fällen soll Datenschutz ge-
währleistet werden und eine öffentliche Kontrolle durch transparente
wissenschaftliche Nützlichkeitsstudien erzeugt werden.

Auch der Abschnitt zu Arbeit und Soziales beginnt mit einer General-
kritik – »Zurück zur sozialen Marktwirtschaft« (S. 53) –, ohne über eine
Situationsbeschreibung hinaus Lösungsmöglichkeiten vorzustellen mit
Ausnahme der Forderung nach einer »allgemeinen Grundsicherung«, die
nicht weiter ausgeführt wird; darüber hinaus werden Lehrmittelfreiheit
für ALG-II-Empfänger (S. 54) und ein Ausbau der Beteiligungsrechte von
Mitarbeitern im öffentlichen Dienst gefordert.

Zum Verhalten im Falle einer erfolgreichen Wahl, etwa zu angestrebten
Koalitionen, macht das Programm keine Aussage.

Der Versuch, ein umfassendes Programm zur Wahl zu stellen, wirft
einige Fragen auf. Der Anspruch, die Kernthemen auf andere Politikbe-
reiche umzusetzen, wurde eingelöst durch eine durchgängige Forderung
nach Transparenz und Beteiligung. Ansonsten wirkt das Programm in

122»Die NRW-Piraten setzen sich für ein Umdenken von einer reaktiven Wirt-
schaftspolitik zu einer strategischen pro-aktiven Steuerung des Landes in die
Zukunft ein«, S. 48.
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weiten Teilen, als könne es auch von einer grünen Partei so formuliert
werden.123 Es überrascht, daß das Themenfeld Netzpolitik einen der-
art kleinen Anteil am gesamten Programm ausmacht, während einigen
sehr spezifische Projekte sehr ausführliche Abschnitte gewidmet sind.124

Zentrale Politikfelder wie Wirtschaft und Gesundheit werden zwar ab-
gedeckt, die formulierten umfassenden Ansprüche können jedoch nicht
eingelöst werden, stattdessen werden floskelhaft Ressentiments gegen-
über etablierter Politik bedient.125

Eine Systematik oder eine Strategie in der Zusammenstellung läßt
sich nicht erkennen. Insbesondere überrascht, daß die eigentlichen Kern-
kompetenzen nicht herausgestellt werden und es überraschende Defizite
(wie das Fehlen des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages) gibt. Das be-
herrschende Thema bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen war
die Bildungspolitik.126 Insofern ist die Entscheidung, Bildung auch im
Wahlprogramm an erster Stelle zu behandeln, tendentiell strategisch
klug, wobei sich die Frage stellt, inwiefern sich die Piratenpartei, die mit
diesem Thema noch nicht verbunden wird, darüber profilieren kann.

123Mit einer gewichtigen Ausnahme: Im gesamten Programm kommen die The-
men Geschlechtergerechtigkeit und Gleichstellungspolitik nicht vor. Das ist
kein Zufall, wird doch innerhalb der Piratenpartei eine Debatte geführt, bei
der die Mehrheit eine Beschäftigung mit dem Thema ablehnt und den Stand-
punkt vertritt, die Gleichstellung der Geschlechter sei bereits erreicht und
Gleichstellungspolitik sei Diskriminierung. Vgl. dazu Nathusius 2010 und
Piratenpartei-Wiki, Artikel »Genderdebatte«.

124Wie Güterverkehr mit der Bahn (S. 36–38), Detailfragen zu Bürokratiekosten bei
mittelständischen Unternehmen (S. 46–48) oder leistungsgerechte Beurteilung
von Beamten (S. 19–20).

125Etwa bei der Wirtschaftspolitik: »Es ist speziell in der Wirtschaftspolitik eine
verheerende Grundtendenz, dass die Regierung ihre Entscheidungen immer
häufiger auf kurzfristige Aspekte richtet. Da ›langfristig‹ für Politiker jedoch
bedeutet, auf den Termin der nächsten Wahl zu schielen, droht das Land NRW
entscheidende Weichenstellungen für die Zukunft zu versäumen.« (S. 48)

126Für 78 % war das Schulsystem ein wahlrelevantes Thema. Vgl. Forschungs-
gruppe Wahlen 2010, S. 1.
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4.3.4.2 Netzpolitik bei anderen Parteien

Bei der CDU wird das Thema Netzpolitik denkbar knapp abgehandelt.127

Sie möchte die Voraussetzungen schaffen, daß die Polizei »neuartige[]
Telekommunikationsüberwachungsmethoden«, insbesondere die »Onli-
nedurchsuchung«, einsetzen darf (S. 20) und die Breitbandinfrastruktur
ausbauen (S. 24). Themen wie Bürgerbeteiligung, E-Governvment und
Datenschutz tauchen nicht auf.

Dagegen nimmt Netzpolitik einen großen Stellenwert im Programm
der SPD128 ein. Neben beiläufigen Erwähnungen (Verbraucherschutz,
S. 24, Förderung der Teilhabechancen von Senioren, S. 25, Suchtpräven-
tion, S. 25) gibt es ein eigenständiges Kapitel »Digitale Teilhabe und
Sicherheit«, das in drei Abschnitten Grundlagen sozialdemokratischer
Netzpolitik formuliert. In »Die Chancen des Internets nutzen« (S. 47–49)
wird das Netz als Chance dargestellt, an der es die Teilhabemöglichkei-
ten zu erhöhen gelte. Das Netz wird als Wirtschaftsfaktor verstanden
und die Kreativwirtschaft soll gestärkt werden; Medienkompetenz soll
gestärkt und Freie Software gefördert werden. Der kürzere Abschnitt
»Die Rechte der Nutzer sichern« (S. 49) wendet sich gegen Überwachung
und sichert eine Stärkung von Nutzerrechten zu. Aktuelle Themen wie
der Jugendmedienschutz-Staatsvertrages (JMStV) werden aufgegriffen
(die SPD setzt sich für eine Novellierung ein), Datenschutz und Netzneu-
tralität sollen gestärkt werden. Das Kapitel schließt mit »Neues Regieren«
(S. 49), wo eine »Open-Government-Initiative« angekündigt wird und
Transparenz und Partizipation zu deren Leitprinzipien erhoben werden.
Es fällt auf, daß das Thema Netzpolitik nicht nur einen großen Raum ein-
nimmt, sondern auch auf Höhe der Debatte ist (JMStV) und Fachkenntnis
durch Details demonstriert wird (explizit werden Creative-Commons-
Lizenzen und die GNU General Public License erwähnt, S. 48).

Das mit 228 Seiten extrem umfangreiche Wahlprogramm der Grü-
nen129 enthält auch unter den Wahlprogrammen den umfangreichsten
Teil zu Netzpolitik. Netzthemen werden beim Verbraucherschutz (S. 102),
bei der Förderung der Integration von Behinderten (S. 133) und bei der
Verbesserung der Verwaltung (S. 161f.) angesprochen. Der Abschnitt zu
Netzpolitik, »Freiheit und Demokratie digital – Qualität und Vielfalt

127CDU Nordrhein-Westfalen 2010.
128SPD Nordrhein-Westfalen 2010.
129Bündnis 90/Die Grünen Nordrhein-Westfalen 2010.
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sichern« (S. 163–168) legt seinen Schwerpunkt auf Medienpolitik. Wie
bei der Piratenpartei soll die Vielfalt der Medienlandschaft erhalten und
gefördert und Kartelle verhindert werden (S. 163). Zentral sind ist die
Förderung von Teilhabe und Medienkompetenz (S. 163–166), auch die
Förderung von Breitbandinfrastruktur taucht auf. (S. 166) Im Bereich der
Innen- und Rechtspolitik soll die Rechtsdurchsetzung verbessert werden,
ohne Sperr- und Filterinfrastrukturen zu errichten (S. 166). Schlagwörter
wie Netzneutralität (S. 166), Open Access und Open Source (S. 167) werden
erwähnt, Computerspiele sollen als Kulturgut anerkannt werden und
selbstverwalteter Jugendschutz umgesetzt werden (S. 167). Das Urheber-
recht soll dahingehend verändert werden, daß eine nichtkommerzielle
Nutzung ermöglicht wird.

Auch die FDP130 äußert sich ausführlich zum Thema Netzpolitik. Wie
bei anderen Parteien sind Medienkompetenz (S. 13, S. 74), eine bür-
gernähere Verwaltung durch Angebote im Netz (S. 49), Förderung der
Breitbandinfrastruktur (S. 75), Inklusion von Behinderten und Senioren
durch barrierefreie Internetangebote (S. 80, S. 85) und die Förderung der
IT-Branche (S. 74) im Programm zu finden.131 Der Schwerpunkt liegt im
Bereich Datenschutz (S. 63) und dem Thema Freiheit im Internet (S. 75).
Dabei bemüht aber die FDP das Bild vom »rechtsfreien Raum« und mahnt
eine bessere Rechtsdurchsetzung ohne »Zensur und Totalüberwachung«
(S. 62) an.

Die Linke beschäftigt sich132 nach der CDU am wenigsten mit Netz-
politik; sie möchte die Rechte des öffentlich-rechtlichen Rundfunkts im
Netz ausweiten (S. 57), stellt sich gegen Überwachung, insbesondere
die Online-Durchsuchung (S. 65) und möchte den Datenschutz stärken
(ebd.).

Erwartungsgemäß nimmt das Thema Netzpolitik auf Landesebene
einen geringeren Stellenwert ein, was grundlegende Weichenstellungen
wie Innenpolitik (trotz der Zuständigkeit der Länder für die Polizei) und
Urheberrecht angeht. Dennoch hat das Thema gerade bei Grünen und
SPD einen hohen Stellenwert, wohl auch in Hinblick auf das Wählerpo-
tential der Piratenpartei.

130FDP Nordrhein-Westfalen 2010.
131Einmalig und eher kurios ist die Forderung nach einer Top-level-Domain .nrw

(S. 75) zur Förderung der regionalen Wirtschaft.
132Die Linke Nordrhein-Westfalen 2010.
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4.3.5 Zwischenfazit

Die Übersicht über die Programmatik der Piratenpartei läßt eine grund-
sätzliche Einordnung zu. Der eigene Anspruch an Politik ist ein ideo-
logiefreies, pragmatisches und gemeinwohlorientiertes Herangehen133

mit Transparenz, Beteiligung und Freiheit als zentralen Werten. Freilich
bleibt der Begriff Freiheit dabei unbestimmt, sofern es sich nicht um Freie
Software und Freie Lizenzen handelt.134 In der Tendenz scheint aber
einerseits ein negativer Freiheitsbegriff (Freiheit von Überwachung und
Kontrolle), im Bereich Bildung und Partizipation ein positiver (Freiheit,
durch Bildung Teilhabechancen zu erreichen) benutzt zu werden.

Inhaltlich lehnt sich die Piratenpartei, sofern sie von ihren Kernthemen
abweicht, eng an die Grünen an, wobei sie sich unterscheidet durch eine
geringere Technikskepsis und ein Ausblenden des Themas Geschlechter-
gerechtigkeit.

Mit einer dezidierten Orientierung an politischer Partizipation, einer
vorgeblich nicht-ideologischen Herangehensweise und einer Orientie-
rung an der Selbstverwirklichung des Individuums im Gegensatz zu
einer Orientierung an Ungleichheiten (exemplarisch daran zu erkennen,
daß Bildung das zweite offizielle Thema der Partei ist, aber auch am
Ausblenden von Gleichstellungsfragen) scheint die Piratenpartei in die
Reihe von politischen Praktiken des »Dritten Wegs« einzuordnen sein.135

Die Kritik Roland Sturms an Third-Way-Philosophien eignet sich (mit

133Dieser Anspruch zeigt aber auch einen populistischen Aspekt einer Parteien-
kritik, die verkennt, daß eine Funktion der Parteien gerade ist, Interessen
zu aggregieren: »[Der] Ruf nach Gemeinwohl und Überparteilichkeit klingt
verdächtig nach der Sehnsucht nach überparteilichen Parteien, die keine In-
teressen, sondern nur das Gemeinwohl kennen. Insofern erinnert viel von
dieser Kritik fatal an die Position des Konservativismus zum Ende der Wei-
marer Republik mit seiner Abneigung gegen die Parteien des ›Systems‹«, von
Alemann 1996, S. 4.

134Hier wird »frei« von Richard Stallman, dem Begründer des Konzeptes »Freie
Software« so definiert: »›Free software‹ is a matter of liberty, not price. To
understand the concept, you should think of ›free‹ as in ›free speech,‹ not
as in ›free beer.‹ Free software is a matter of the users’ freedom to run, copy,
distribute, study, change and improve the software.« Stallman 2010.

135Diese These wurde vom Autor an anderer Stelle auf der Basis der Beteili-
gung am »Wahl-o-mat« ausgeführt. Vgl. dazu Neumann 2009b (basierend auf
Neumann 2009a).
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Ausnahme des Bezugs auf die Mitte, dafür aber mit einer Ablehnung,
»rechts« oder »links« zu sein) auch sehr gut, um die Piratenpartei zu
charakterisieren:

Erstens, in der Regel stellen sie die Alternativen der alten
Politik in einem besonders düsteren Licht dar, nicht nur, um
die eigene Entscheidung moglichst vorteilhaft erscheinen zu
lassen, sondern auch, um einen argumentativen Freiraum
für die eigene Sichtweise der Dinge zu schaffen. Zweitens
unterliegen sie dem Drang, den eigenen Argumentationsort
als »politische Mitte« zu definieren, nicht zuletzt in der An-
nahme, dass – wie immer auch ihre eigenen Vorstellungen
beschaffen sein mögen – der zentrale Ort jeglicher politischer
Auseinandersetzung die imaginäre »Mitte« zu sein hat. Und
drittens schließlich stellen die Verfechter eines Dritten Weges
die von ihnen abgelehnten Alternativen unter Ideologiever-
dacht, von dem sie sich selbst flugs freisprechen.136

Im Vergleich mit den Wahlprogrammen anderer Parteien fällt auf,
daß in der relativ kurzen Zeit zwischen Europawahl 2009 und NRW-
Landtagswahl 2010 das Thema Netzpolitik einen deutlich erhöhten Stel-
lenwert eingenommen hat. Gerade die Grünen und die FDP bemühen
sich, das Wählerpotential der Piratenpartei für sich zu gewinnen, aber
auch die SPD (wie das Wahlprogramm in Nordrhein-Westfalen zeigt),
wendet sich zunehmend der Thematik zu. Selbst die CDU, die eine der
Piratenpartei grundsätzlich entgegengesetzte Werthaltung hat, nimmt,
wenn auch in deutlich geringerem Maß, das Thema Netzpolitik in ihre
Programmatik auf. Dieses erfolgreiche Agenda-Setting führt dazu, daß
die Piratenpartei inhaltlich entbehrlich scheint. Eine derartige Auswei-
tung des Parteiprogramms ist bei Volksparteien als Catch-all-Parteien zu
erwarten.137 Diese Tendenz, aktuelle Strömungen aufzugreifen, macht

136Sturm 2001, S. 3.
137»Um als Großpartei mehrheitsfähig zu bleibe oder zu werden, kommt weniger

auf die feste soziale Verankerung einer Partei als vielmehr auf politische
Inhalte [. . . ] an. Die Volkspartei oder Catch-All Party macht taktisch motivierte
Angebote zur Wählergewinnung, die Programmatik ist dabei ein wichtiges
Instrument der taktischen Wählerwerbung [. . . ]«, Jun und Kreikenbom 2006,
S. 19.
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allerdings auch ein kompromißorientiertes politisches Handeln notwen-
dig. Auch wenn die Programmatik etwa der SPD in Nordrhein-Westfalen
im Bereich Netzpolitik nicht von der Piratenpartei zu unterscheiden ist,
kann die Piratenpartei (zumal ohne reale politische Macht und damit oh-
ne die Notwendigkeit, überhaupt Kompromisse zu erwägen) ihre Inhalte
pointierter und konsequenter präsentieren.

Die Ausweitung des Programms in Nordrhein-Westfalen läßt abseits
der Kernthemen keine breite Kompetenz erkennen und dürfte nicht dazu
dienen, daß die Piratenpartei auf den dort neu aufgenommenen Poli-
tikfeldern als kompetent wahrgenommen wird. Mit ihrer bestehenden
Programmatik kann sich die Piratenpartei nur von der CDU deutlich und
grundsätzlich abgrenzen; dementsprechend bewegt sie sich im politi-
schen Spektrum in einem Bereich, aus dem auch alle anderen etablierten
Parteien versuchen, Wähler zu rekrutieren.

Die Struktur der Piratenpartei und ihre (bisweilen populistischen) Res-
sentiments gegen Parteipolitik bedienendes partizipationsorientiertes
Politikverständnis können dazu beitragen, daß sie eine politikinteressier-
te, aber parteienverdrossene Klientel für sich gewinnt. Ein Hindernis ist
die enge Verknüpfung der Piratenpartei mit ihrem Kernthema Netzpoli-
tik, das in der Fremdwahrnehmung als Markenkern etabliert ist, während
die Selbstwahrnehmung (wie die Gewichtung der Themen Demokratie
und Partizipation in den Programmen zeigt) dieses enge Verständnis
längst überwunden hat.

4.4 Mitgliedschafts- und Wählerstruktur

Bereits im Abschnitt zum Parteiprogramm (vgl. S. 59) wurde (im Gegen-
satz zum schwedischen Parteiprogramm) in der Wortwahl eine Nähe
zu linksliberalen Argumentationsfiguren aufgezeigt, wie auch die Ana-
lyse der Inhalte der Wahlprogramme diesen Eindruck bestärkt. Dieser
Eindruck läßt sich auch anhand empirischer Daten nachweisen.

4.4.1 Mitgliedschaft

Eine Aussage über die Struktur der Mitglieder ist schwer zu treffen,
veröffentlicht die Piratenpartei doch aus Datenschutzgründen nur die
Mitgliederzahl. Von den Mitgliedern werden nur die unbedingt für die
Verwaltung notwendigen Daten erhoben; insbesondere wird auch das
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Abbildung 4.5: Mitgliederverteilung in der schwedischen Piraten-
partei: Geburtsjahr und Geschlecht

Geschlecht nicht abgefragt. Die Außenwahrnehmung in der Presse138

zeichnet die Mitglieder der Piratenpartei als jung, männlich, studentisch
geprägt, aus einem netz- und technikaffinen Umfeld stammend. (Die
schwedische Piratenpartei stellt Statistiken über die Zusammensetzung
ihrer Mitglieder zur Verfügung, die zumindest für die Piratpartiet die
Einschätzung »jung und männlich« bestätigen.139)

Aus dem Umfeld der Piratenpartei liegen verschiedene Datensätze
vor. So hat der bayerische Landesverband im Januar 2010 eine umfang-
reiche Erhebung herausgegeben. Aus den Benutzerprofilen im Wiki der
Piratenpartei140 wurden automatisiert politische Selbsteinschätzungen
aggregiert, und schließlich lassen sich aus den Landeslisten zur Bundes-
tagswahl Schlüsse ziehen.

138Vgl. Blumberg 2010, S. 13f..
1391 800 weiblichen Mitgliedern stehen 15 000 männliche gegenüber, der Großteil

der Mitglieder ist zwischen 1975 und 1995 geboren. Vgl. Abbildung 4.5.
140Jeder Benutzer des Wiki-Systems hat die Möglichkeit, ein öffentlich zugängli-

ches Profil zu erstellen.
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An der bayerische Erhebung141 haben 1342 Mitglieder teilgenommen
bei etwa 2600 Mitgliedern im Landesverband. Ziel der Erhebung war
im wesentlichen, Arbeitsweise und Mitgliederzufriedenheit abzufragen;
daher sind die meisten Daten im Rahmen dieser Arbeit nicht relevant.

26 % bezeichneten sich als explizit als aktiv; auf die Frage »Wie enga-
gierst Du dich bei den Piraten« antworten nur 4,98 % mit »gar nicht«,
27 % beteiligen sich an Parteiveranstaltungen, 12 % sind Mitglied eines
Gremiums, 79 % beteiligt sich durch Spenden.142

Die Teilnehmer können sich zu großen Teilen mit den Kernthemen
und der Partei als ganzes identifizieren und sind zufrieden damit; 32 %
sind für eine Erweiterung der Kernthemen, 25 % sind dagegen.

Besonders interessant ist die Frage nach dem Wahlverhalten der ver-
gangenen sieben Jahre. (Eine Begründung für diese Zahl wird nicht
gegeben). Es zeigt sich, daß Grüne und SPD bei vergangenen Wahlen
am meisten gewählt wurden. Die FDP, die Unionsparteien und die Linke
befinden sich sich im Mittelfeld, während die Freien Wähler am unteren
Ende der Skala zu finden sind. Rechte Parteien wurden fast überhaupt
nicht gewählt. (Vgl. für die Zahlen Tabelle 4.3.) Damit zeigt sich wieder
eine Nähe zum linksliberalen Spektrum. Überraschend ist der verhältnis-
mäßig hohe Anteil von CDU/CSU-Wählern, der allerdings damit zu tun
haben dürfte, daß die Umfrage unter bayerischen Mitgliedern stattfand.

Die Nähe zum Linksliberalismus läßt sich auch anhand einer weiteren
Datenquelle zeigen. Im Wiki kann jeder Benutzer eine Profilseite anlegen;
viele Benutzer verlinken dort eine Verortung im politischen Spektrum,
die über den »Political Compass« durchgeführt wird.143 Diese standardi-

141Vgl. Piratenpartei-Wiki, Artikel »BY:Mitgliederbefragung_2010.1«.
142In der Potsdamer Parteimitgliederstudie werden allein 50 % der Parteimitglie-

der insgesamt hinsichtlich ihrer Partizipation als »Karteileichen« eingestuft;
der Anteil der Versammlungsteilnehmer liegt bei der Piratenpartei deutlich
über dem dort ermittelten Durchschnitt über alle Parteien von 18 % (vgl.
Klein 2006, S. 54), andere Studien beziffern die Zahl aktiver Mitglieder auf
10–25 % (vgl. Kießling 2001, S. 31). Freilich zeigt sich in anderen Parteien (ebd.,
S. 32), daß mit Dauer der Mitgliedschaft die Bereitschaft der Partizipations-
bereitschaft abnimmt. Insofern steht noch eine Bewertung der dauerhaften
Motivationsfähigkeit der Strukturen der Piratenpartei aus.

143Der Political Compass ist eine Software, die die Zustimmung zu Thesen abfragt
und aus der Antwort eine Verortung in einem zweidimensionalen Spektrum,
bestehend aus einer ökonomischen links-rechts-Skala und einer gesellschafts-
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CSU/CDU 17,16 %
SPD 32,32 %
Bündnis 90/ Die Grünen 43,91 %
Die Linke 13,37 %
FDP 22,29 %
Freie Wähler 6,32 %
NPD/REP/DVU 1,93 %
Piratenpartei 63,15 %
Sonstige 6,02 %
bisher nicht Wahlberechtigt 3,27 %
Nichtwähler 5,57 %

Tabelle 4.3: »Welchen Parteien oder Parteien von Kandidaten hast
Du in den letzten 7 Jahren Stimmen gegeben?«

sierte Verortung kann automatisiert ausgelesen werden.144 Es liegen die
Daten von etwa 500 Mitgliedern vor.145

Der Durchschnittswert liegt bei −5, 69 auf der ökonomischen Skala
und −4, 53 auf der gesellschaftlichen; nur vier Mitglieder haben einen
positiven Wert auf der Skala libertär–autoritär, etwa 15 einen positiven

politischen Skala libertär–autoritär, die jeweils von +10 bis −10 reichen. Das
Verfahren der Einordnung der Thesen ist nicht offengelegt; insofern kann
das Ergebnis nur als Anhaltspunkt verwendet werden. Vgl. Political Com-
pass 2010.

144Die Entwicklung der Software für die Auswertung wurde von Adrian Lang
besorgt. Vgl. Lang 2010.

145Durch die Öffentlichkeit ist zu erwarten, daß teilweise eine Erwartungshaltug
antizipiert wird und so Anreize entstehen, potentiell unpopuläre Ergebnis-
se nicht öffentlich zur Verfügung zu stellen. Daher kann die Auswertung
keinesfalls repräsentativ sein, auch wenn sie etwa 4 % der Parteimitglieder
umfaßt.

91



4 Die Piratenpartei Deutschland

Abbildung 4.6: »Piratenkompass«

auf der wirtschaftlichen links–rechts-Skala. Alle anderen befinden sich
damit im linksliberalen Quadranten des Koordinatensystems.146

Neben diesen eher unorthodoxen Datenquellen läßt sich anhand der
zur Bundestagswahl 2009 eingereichten Wahllisten eine objektivere Ein-
schätzung über die Demographie ableiten.147

Von den 14 Wahlkreisbewerbern waren 2 Frauen, unter den 98 Bewer-
bern auf den Landeslisten waren 4 Frauen. (S. 10) Das Durchschnittsalter
der Bewerber lag bei 32,3 Jahren (gegenüber einem Durchschnittsalter
aller Wahlbewerber von 47,4 Jahren, S. 52). 31 der Bewerber befanden sich
in Ausbildung, 29 waren Informatiker, 11 arbeiteten in technischen und
Fertigungsberufen. Damit spiegelt die Zusammensetzung der Wahllisten
deutlich das Klischee »jung, männlich, technisch interessiert« wieder.

4.4.2 Wählerschaft

Bei der Bundestagswahl 2009 konnte die Piratenpartei 2 % der Stimmen
erreichen (bei einer Teilnahme in 15 Bundesländern mit Ausnahme von
Sachsen). Dieses Ergebnis wurde nicht homogen über alle Altersgrup-

146Zum Vergleich: Die von Political Compass besorgte Einordnung des deutschen
Parteienspektrums anläßlich der Bundestagswahl 2005 ordnet Linke und
Grüne jeweils näher an den Nullpunkten an. Vgl. Political Compass 2005

147Der Bundeswahlleiter 2009.
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pen und Geschlechter erzielt. Die Piratenpartei ist vor allem stark in der
Gruppe der 18–25jährigen Männer (in den verschiedenen Bundesländern
in der Größenordnung von 12–14 %148). Bereits in der Altersgruppe der
25–35jährigen ist ein deutlicher Rückgang zu beobachten, der sich konti-
nuierlich in den weiteren Altersstufen fortsetzt.149 Diese Altersverteilung
unterstützt die These, die Piratenpartei sei die Partei der »Digital natives«,
also derjenigen Generation, die mit neuen Medien aufgewachsen ist und
sie mit Selbstverständlichkeit nutzt.150 Betrachtet man die Entwicklung
der Wahlprogramme der etablierten Parteien, kann die Piratenpartei
durch ihre Zusammensetzung und ihren thematischen Schwerpunkt
sich zwar als die netzpolitisch kompetente Kraft darstellen, hat jedoch
kein inhaltliches Alleinstellungsmerkmal mehr aufzubieten. Damit kann
zumindest die These eines Paradigmenwechsels – die Piratenpartei als
Vertretung der Digital natives – verworfen werden, der der Piratenpartei
zur Zeit ein Alleinstellungsmerkmal sichern würde.151

Dennoch verweist diese Wähler-Demographie auf ein grundlegendes
Problem: Die enge Verbindung mit Netzpolitik kann nur dort verfangen,
wo das Netz auch in die Lebenswelt integriert ist. (Die vergleichende Ana-
lyse der Parteiprogramme hat gezeigt, daß alle Parteien einen Ausbau
der Breitbandinfrastruktur anstreben; aus dieser Perspektive gibt es also
keinen Anreiz, die Piratenpartei zu wählen.) Nach wie vor nutzen 24 %
der Deutschen das Internet nicht, deutlich weniger Frauen nutzen das
Netz als Männer (80 % der Männer, 65 % der Frauen), von den über 50jäh-
rigen nutzen 50 % das Internet nicht.152 Bisher hat die Piratenpartei mit
ihrer auf Onlinekommunikation ausgerichteten Werbestrategie noch kein
Konzept, um auch offline präsent zu sein, nachdem das Medieninteresse
abgeflaut ist.

Mit ihrem sehr jungen Elektorat konkurriert die Piratenpartei vor allem
mit der FDP und den Grünen, deren Wählerschaft ebenfalls eher jung
ist.153 Betrachtet man die Strukturdaten der Bundestagswahlkreise und
vergleicht sie mit dem Ergebnis der Piratenpartei, so zeigt sich (betrachtet

148Bei gleichaltrigen Frauen erreichte sie etwa 3–4 %, so daß sich in dieser Alters-
gruppe ein Ergebnis von etwa 10 % ergibt. Vgl. Der Bundeswahlleiter 2010a.

149Vgl. Schorn und Gisart 2010, S. 232.
150Vgl. Blumberg 2010, S. 4.
151Vgl. zu dieser These auch Schulmeister 2008, S. 114–117.
152Alle Daten aus der (N)onliner-Studie 2010, vgl. Initiative D21 2010, S. 10.
153Vgl. Schorn und Gisart 2010, S. 235f.
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wurden jeweils die 37 Wahlkreise – das ist ein Achtel der Wahlkreise
– in denen die Piratenpartei am besten abgeschnitten hat), daß sie in
Wahlkreisen erfolgreich ist, in denen auch die Grünen erfolgreich sind:154

Die Piratenpartei ist in Großstädten erfolgreich. (Die Bevölkerungs-
dichte im obersten Achtel beträgt im Schnitt 2 298,88 Einwohner pro
Quadratkilometer, im untersten Achtel 345,78.) Viele der Wahlkreise mit
den besten Ergebnissen liegen in Universitätsstädten wie Berlin, Ham-
burg, Aachen, Nürnberg, Braunschweig, Karlsruhe, Erlangen, Kiel und
Potsdam, also Universitäten, die (auch) von technischen Fächern geprägt
sind.

Die Piratenpartei ist in Wahlkreisen erfolgreich, in denen auch die
Grünen erfolgreich sind. Im oberen Achtel erreichen die Grünen im
Schnitt 13,83 % der Stimmen, im unteren Achtel 8,3 % der Stimmen
bei einem Gesamtergebnis von 10,7 %. (Im Vergleich mit der FDP ist es
umgekehrt, wenn auch nicht so stark ausgeprägt: Die FDP erreichte im
oberen Achtel der Piratenpartei 12,05 %, im unteren 15,15 % bei einem
Gesamtergebnis von 14,6 %.)

4.4.3 Zwischenfazit

Die Wählerstruktur und die Mitgliederstruktur haben zwei Befunde
erbracht: Zunächst wird auch hier der Eindruck verstärkt, daß die Pira-
tenpartei sich insbesondere mit den Grünen um die gleiche Wählerkli-
entel bemüht. Im Gegensatz zu den Grünen ist die Piratenpartei aber
noch auf ein extrem eingeschränktes Milieu beschränkt: Während die
Grünen besonders bei Frauen und zunehmend auch in ländlichen Gebie-
ten155 Erfolg haben, ist die Piratenpartei noch eine Partei der männlichen
Unter-30-Jährigen. Für einen langfristigen Erfolg müssen daher auch
weibliche Wähler, der ländliche Raum und ältere Wähler gewonnen
werden; bisher scheint es dazu noch keine Konzepte innerhalb der Par-
tei zu geben. Auch in der Anfangsphase der Grünen lag eine ähnliche
Wähler- und Mitgliederdemographie vor, wenn auch – in bezug auf das

154Die Angaben basieren auf Daten des Bundeswahlleiters. Vgl. Der Bundeswahl-
leiter 2010b. Eine Analyse der Europwahl 2009 führt zu ähnlichen Ergebnissen,
vgl. dazu Blumberg 2010, S. 14f.

155Vgl. Schorn und Gisart 2010, S. 230.
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Geschlechterverhältnis – bei weitem nicht so kraß.156 Im Vergleich mit
der Mitgliederstruktur anderer Parteien, die hauptsächlich aus höher
gebildeten Männern der mittleren Alterskohorten bestehen, die durch
ihre Berufe (etwa im öffentlichen Dienst) Zeit für ihr Engagement haben,
fällt auf, daß die berufliche Struktur zumindest der Listenkandidaten sich
deutlich unterscheidet: technische Berufe sind in den anderen Parteien
unterrepräsentiert, so daß deren Perspektiven und Bedürnisse ansonsten
weniger Resonanz in den etablierten Parteien finden.157

156Bei der Bundestagswahl 1983 waren 52 % der Wähler der Grünen männlich,
48 % weiblich. (Vgl. Langguth 1984, S.42.)

157Vgl. Glotz 1997, S. 4 und Biehl 2006, S. 75.
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Auf der Basis einer theoretischen Ausarbeitung wurden vier Themen-
felder erarbeitet, die es zur Bewertung einer Zukunftsperspektive der
Piratenpartei zu überprüfen gilt: Inhalte und Programmatik, Ressourcen,
Organisation und personelle Basis.

In Anbetracht der Darstellung in den Medien, die die Piratenpartei
geradezu als paradigmatische Ein-Themen-Partei darstellt, überraschte
es, daß sowohl bei der Analyse der Kernthematik als auch bei der Be-
trachtung einer thematischen Ausweitung ein relativ homogenes Bild
gewonnen werden konnte: Trotz der Selbststilisierung als »nicht links,
nicht rechts, sondern vorne« ließ sich die deutsche Piratenpartei deutlich
im linksliberalen Spektrum einordnen. Die Betonung des Pragmatischen
und Ideologiefreien läßt einerseits eine Deutung der Piratenpartei als
third-way-Bewegung zu,1 andererseits offenbart sich hier ein Dilemma:
Einerseits ist gerade die Abgrenzung von als zu ideologisch und eng
empfundener Parteipolitik eine Antwort auf typische Ressentiments ge-
genüber Parteien, andererseits birgt diese Positionierung Risiken, besteht
doch so die Gefahr, die Lucardie bei reinen prolocutor-Parteien ausge-
macht hat: Kurzfristige Erfolge, vor allem im Agenda-Setting, langfristig
ein Abgleiten in die Bedeutungslosigkeit mangels einer übergreifenden
Systematik, mit der andere Probleme angegangen werden können.2

Während die schwedische Piratpartiet es versteht, einen historischen
Bogen zu spannen – indem die Fortschrittsgeschichte des immer breiter
verfügbaren Wissens bemüht wird –, beschränkt sich die Erzählung der
Piratenpartei auf einen demonstrativen Verfassungspatriotismus mit dem
Kern der Freiheitsrechte. Das ist einerseits geschickt, ist das Grundgesetz

1Wobei in der Partei selbst nicht auf diese Tradition Bezug genommen wird.
2Der Versuch, Politik allein auf Pragmatik und Ideologiefreiheit zu reduzieren

(und damit letztlich ein szientistisches Politikverständnis) scheitert daran,
daß er verkennt, daß Politik auf Wertentscheidungen basiert; spätestens,
wenn ein umfassendes Parteiprogramm formuliert wird, kann eine wertfreie
Herangehensweise nicht mehr tragen.
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doch hoch angesehen, andererseits auch keine wirkliche Distinktion
anderen Parteien gegenüber.3

Die in Nordhrein-Westfalen zu beobachtende Ausweitung des Pro-
gramms läßt implizit auf eine fortschrittsoptimistische linksliberale Wert-
haltung schließen.4 Mit einer derartigen Positionierung im Parteiensy-
stem agiert die Piratenpartei als prinzipiell mit beiden Volksparteien
koalitionsfähige Scharnierpartei und befindet sich damit in Konkurrenz
zu FDP und Grünen.5 Für die Besetzung einer Lücke zwischen den Polen
spricht auch das explizite programmatische Bekenntnis der Piratpartiet,
Scharnierpartei sein zu wollen mit einer völligen Äquidistanz zu jeder
potentiellen Mehrheit, solange die Forderung in den Kernthemen erfüllt
werden.

Der Vergleich mit konkurrierenden Parteiprogrammen zeigt das Dilem-
ma einer prolocutor-Partei: Das Kernthema der Piratenpartei wurde von
anderen Parteien übernommen. Der enorme Erfolg im Agenda-Setting er-
zeugt die Gefahr, als Partei überflüssig zu werden, und in der Tat konnte
der Aufwärtstrend mit der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen nicht
beibehalten werden, so daß ein wichtiger symbolischer Erfolg ausblieb.6

Die Betrachtung der Ressourcen offenbarte eine gespannte finanzielle
Situation. Zwar ist die notwendige Schwelle erreicht, die für die staat-
liche Wahlkampfkostenerstattung benötigt wird, mangels Eigenmitteln

3Die Argumentationsfigur, das Grundgesetz gegen konservative Parteien zu
verteidigen, scheint der Kernklientel (die mit Kampagnen vertraut ist, in
denen Wolfgang Schäubles Gesicht mit dem Slogan »Stasi 2.0« beschriftet
wird) plausibel zu scheinen, dürfte aber in der breiten Masse nicht verfangen.

4Insofern wäre ein Agieren als purifier-Partei denkbar mit dem Anspruch, die
grünen basisdemokratischen Ideale in Reinform zu betreiben. Die Piraten-
partei sieht sich aber (wie sich in der oben erwähnten Anekdote des letztlich
abgelehnten Antrags, die grüne Umwelt-Programmatik zu übernehmen, zeigt)
explizit nicht als challenging party der Grünen.

5Ein Agieren als Flügelpartei scheint ausgeschlossen, insbesondere als rechte
Flügelpartei, aber auch zur linken Flügelpartei fehlt eine klare ökonomische
Position, zumal eine massiv von Wertentscheidungen überlagerte politische
Ökonomie, wie sie in der Linken zum Tragen kommt, untypisch für den
Anspruch ist, undogmatisch und unideologisch an Politik heranzugehen.

6Daher dürfte die Reichstagswahl 2010 in Schweden für die deutsche Piratenpar-
tei sehr wichtig sein: Die erfolgreichste und erste Piratenpartei kann einerseits
durch einen Erfolg neue Impulse, Motivation und Medienpräsenz schaffen,
kann aber aber im Fall einer Niederlage auch zum Menetekel werden.
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stehen aber dennoch nicht genügend Mittel zur Verfügung, um den Par-
teiapparat zu professionalisieren. Zwar wird die finanzielle Knappheit
kompensiert durch eine ungewöhnlich partizipationsbereite Mitglieder-
schaft und einen politischen Stil, der virtuos das Netz nutzt und so einen
echten »Mitmach-Wahlkampf« ermöglicht, allerdings fehlt (noch) eine
flächendeckende Organisation, die auch klassischen Straßenwahlkampf
in der Breite ermöglichen würde.

Die Besonderheit der Piratenpartei macht ihre Bereitschaft aus, neue
Partizipations-Konzepte auch tatsächlich einzusetzen. In der Literatur
und im politischen Diskurs werden Organisationskonzepte, wie sie die
Piratenpartei umsetzt, zwar regelmäßig diskutiert,7 wurden aber nicht
umgesetzt.8 Dabei ist die Piratenpartei extrem experimentierfreudig, wie
Vorstöße wie das Crew-Konzept zeigen, und erzeugt so interessante
Forschungsfelder, wie die bisher größtenteils nur theoretisch erprobten
Partizipationskonzepte in der Praxis wirken.

Ohne einen Markenkern – der der Piratenpartei durch erfolgreiches
Agenda-Setting abhanden zu kommen droht – und ohne eine tragende
Erzählung besteht aber die Gefahr, daß die Partizipation zum Selbst-
zweck verkommt. Damit mag man eine hohe Mitgliederzufriedenheit
erreichen, jedoch: »Auch eine basisdemokratische Partei macht nur Sinn,
wenn eine relevante Anzahl von Menschen diese Partei wählen und in ihr
partizipieren«,9 und ohne einen inhaltlichen Kern ist fraglich, warum die-
se Partei gewählt werden sollte: »[. . . ] Professionalisierung steht gegen
die Interessen von Basisdemokratie. Wählerorientierung kann gegen Mit-
gliederorientierung ausgespielt werden. Zuviel Basisorientierung kann
das Erscheinungsbild und die Entscheidungsfähigkeit einer Partei beein-
trächtigen.«10 Für eine erfolgreiche Etablierung muß daher eine richtige
Balance aus mehr Professionalisierung als bisher – für die bisher die
Mittel fehlen – und Basisdemokratie gefunden werden.

Ein großes Hindernis zur Etablierung ist die Wähler- und Mitglie-
derstruktur. Das große Verdienst der Piratenpartei ist es, junge, bisher
wenig politikinteressierte Schichten und Berufsgruppen, die bisher die

7Vgl. dazu Kießling 2001, S. 32–35, Marschall 2001 oder Glotz 1997, S. 3 zu
verschiedenen Initiativen, netzbasierte oder basisdemokratische Beteiligungs-
formen in etablierten Parteien einzuführen.

8Vgl. Kießling 2001, S. 36f.
9Poguntke 2000, S. 60.

10von Alemann 1996, S. 8.
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Minderheit in Parteien stellen, für die Politik begeistert zu haben. Dieses
Verdienst dürfte sich auch auszahlen für die Piratenpartei als mobilizing
party, die eine langanhaltende Parteibindung ihrer Wähler und Mitglie-
der erreicht, indem sie sie erst politisch sozialisiert. Für eine Etablierung
als relevanter politischer Faktor genügt diese Basis aber nicht.11 Eine Par-
tei, bei der unter den Wählern und Mitgliedern der Anteil der Frauen im
einstelligen Prozentbereich liegt, verzichtet auf ein beachtliches Wähler-
potential, wenn in der innerparteilichen Willensbildung die Lebenswelt
von Frauen institutionell extrem unterrepräsentiert ist.12 Bisher sind
keine Anstaltungen zu erkennen, die Defizite in der innerparteilichen
Demographie anzugehen, die sich doch ohne eine bewußte Gegensteue-
rung13 nicht ändern werden.

Auch wenn sich die Piratenpartei nicht etablieren sollte, liefert sie doch
weitere Ansatzpunkte für eine politikwissenschaftliche Forschung. Die
enorme Menge an Daten, die das Wiki (angereichert durch Metadaten
wie Versionskontrolle und Autoren), die Archive von Mailinglisten und
Diskussionsforen darstellen, bilden einen Korpus, an dem – quantitative
wie qualitative – Forschung zu Partizipationsverhalten und innerpar-
teilicher Kommunikation angestellt werden können. Eine tiefergehende
empirische Analyse der Mitgliederstruktur dürfte dazu beitragen, Bedin-
gungen und Kriterien herauszuarbeiten, unter denen parteipolitisches
Engagement von bisher in Parteien unterrepräsentierten Gruppen geför-
dert werden kann.

11Zumal selbst das Kernmilieu die Piratenpartei nicht als parteipolitische Basis
benötigt, sind die netzpolitischen Organisationen doch schon soweit eta-
bliert – der Chaos Computer Club wird vom Bundesverfassungsgericht für
Fachgutachten angefragt, Vertreter des CCC, des FoeBuD und des AK Vorrats-
datenspeicherung sind Mitglied der aktuellen Internet-Enquêtekommission –,
daß eine Allianz mit der Piratenpartei kontraproduktiv erscheint.

12Die Grünen werden wesentlich von weiblichen Wählern getragen, weil ihre
»thematischen Präferenzen [. . . ] der Lebenswelt und den Problemsichten
vieler jüngerer Frauen am nächsten kommen.« Kleinert 1996, S. 38.

13»[. . . ] Parteien [haben es] zu weiten Teilen selbst in der Hand, die Zusammen-
setzung ihrer Mitglieder durch programmatisch-inhaltliche Angebote und
Beteiligungsrechte zu beeinflussen. Unterbleiben geeignete Maßnahmen [. . . ],
dann besteht die Gefahr einer weiteren und vielleicht endgültigen Abkopp-
lung der Parteien von bestimmten gesellschaftlichen Schichten und Sektoren«,
Biehl 2006, S. 93.
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Ob sich die Piratenpartei etablieren wird? Es wäre zu wünschen – aus ei-
ner politikwissenschaftlichen Sicht: Die Etablierung der Grünen hat einen
Schub an neuer Literatur zum Thema Parteienforschung angeregt und
dabei geholfen, Theorien zu überprüfen. Eine Etablierung der Piraten-
partei würde einen neuen solchen Prozeß einleiten, und ein interessantes
Forschungsfeld abgeben, um neuartige Partizipationskonzepte in der
Praxis zu evaluieren.

Ob sich die Piratenpartei etablieren wird? Es wäre zu wünschen – aus einer
demokratischen Sicht. Eine derart neuartig strukturierte Partei würde
andere Parteien mit weit mehr als nur Agenda-Setting herausfordern,
eigene Organisationsformen auch tatsächlich zu reformieren.

Ob sich die Piratenpartei etablieren wird? Es ist nicht zu erwarten – aus
einer politikwissenschaftlichen Sicht. Eine fehlende Wertgrundlage, ge-
ringe Ressourcen, ein zunehmend fehlendes inhaltliches Alleinstellungs-
merkmal, eine extrem verengte Wählerschaft sprechen dagegen. So viele
Mängel klassischer Parteiorganisation die Piratenpartei auch vermeidet,
so basisdemokratisch, offen und partizipatorisch sie auch ist: Partizipa-
tion ohne Ziel, Inhalt und Wertorientierung mag ein interessantes Spiel
sein, ist aber keine Politik.
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